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Neue ßufgaben für den 
Bundesluftschutzverband 

Mitwirkung bei der Durchführung der staatlichen und kommunalen Selbstschutzaufgaben 

Zu elen Notstandsgcsctzenlwürfcn, die am 24. Januar 1963 
im Deutschen Bundestag in Erster Lesung beraten worden 
~jnd. gehört auch der Entwurf eines Gesetzes über den 
Selbstschutz der Zivilbevblkcrung (Sclbslschutz.gcsctz). BlIndes­
minister Höchcrl hat hierzu in seiner Einbringungsrcde u. a. 
ausgeführt. "daß der Selbstschutz auch oder vielmehr gerade 
in einem künftigen Kriege ~lls ein Kernpunkt d('s ziv ilen ßc­
völkcrungsschutzcs angesehen werden muß. Bei jedem be­
hördlichen lI iHseinsatz. der den einzelnen unterstützen soll, 
ist im Falle starker Zerstörungen und Verstrahlung mit I{ro­
ßl!n Verzögerungen zu rechnen. die unter Umstünden tage­
lang dauern können. Der einzelne wird demnach zunüchst oft 
allf sich selbst angewiesen sein, bevor ihn Hilfe von außen er­
reicht. Diese überlegungen zwingen zu zahlreichen Selbst­
schutlmaßnahmen und - vorbereitungen in jedem Haus und 
in jedem Betrieb und zur Ausbildung im selbstschutzmäßi­
gen Verhalten." 
Die im Entwurf eines Selbstschutzgesetzes vorgesehenen Re­
gelungen haben eine erweiterte AufgabensteIlung für den 
Bundesluftschutzverband zur Folge. Der Verband soll nun­
mehr bei der DUl chführung sowohl der staatlichen als vor 
Dllem auch der kommunalen Selbstschutzaufgaben mitwirken. 
Insbesondere wird er die schwierige Aufgabe übernehmen 
mussen, die gesamte "selbstschutzpflichtige" Bevölkerung, also 
auch Fr~llIen und Jugendlid1e, darin zu unterweisen, wie man 
s ich im ErnslfiJJl zu verh'.1ltell hat. 
Angesichts einiger Pressemitleilungen, die eine zum Teil miß­
ver.6tändliche Zusammen fassung von kritischen Bemerkungen 
d"s Präsidenten des Bundesrechnungshofs (Bundcslagsdruck­
s'lche IV 854) enthielten, könnten Zweifel beslehen. ob der 
Bundeslurtschulzverband nach seiner bisherigen Entwick­
lung auf diese Aufgabe ausreichend vorbereitet ist. 
Der Bundesluftschutzverband hat sich seit 1951 der ihm spä­
ter auch durch § 31 des Ersten Gesetzes über Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung übertragenen schwierigen 
Aufgabe vel schrieben, ,.die Bevölkerung über die Gefahren 
von AngrifTen aus der Luft aufzukJären, sie bei Luflschutz­
maßnahmen zu beraten sowie die Organisation und Ausbil­
dung freiwilliger Helfer für den Selbstschutz der Bevölke­
rung dllrchzuführcn". 
Es bedarf keines besonderen Hinweises, daß die Verbreitung 
de~ Selbstschulzgedrmkens nur mit großen Anstrengungen 
und mit unendlicher Geduld möglich war und daß es auch 
künftig viele psychologische Schwierigkeiten zu überwinden 
gilt. Denn die aus dem zweiten Weltkrieg herrührenden Sor­
gen und Ressentiments in der Bevölkerung s ind keineswegs 
völlig überwunden. Dazu kommt. daß es auch heule noch 
zahlre iche Menschen gibt, die irrtümlicherweise jeglichen 
B~vö:kerungs- und Selbstschutz für sin nlos halten. Ange­
s ichts dieser Situation kann m;)I1 mit Fug und Recht behnup­
ten, daß die Vera nkerung des Selbstschutzgedankens in der 
Bevölkerung zu den schwersten und undankbarsten öfTent­
iichen Aufgaben gehört. 
Trotz dieser Schwierigkeiten ist es dem Bundesluftschutzver­
band durch die unermüdliche Tätigkeit seiner Helfer in den 
lelzten J ahren in immer stärkerem Umfange gelungen, eine 
Bereitschaft für die Erörterung von Selbstschutzfragen in 
der Bevölkerung zu erreichen. Die Aufgeschlossenheit der 
OfTentlichkeit gegenüber den Vorlagen der Bundesregierung 
zur Nots.tandsgesetzgcbung dürfte nicht zu letzt auf die Ar­
beit des Bundesluftschutzverbandes und auf die vorbildliche 
Einsatzbereitschaft seiner freiwilligen Helfer zurückzuführen 
sein. Auch die erfreuliche Znhl von über 200000 ehrenamt­
lichen Helfern und freiwilligen Selbstschutzkräften spricht 
für das erfe lgl'eiche Wirken des Bundesluftschutzverbandes. 

IT 

Dem gegenüber erscheint es nicht sehr lohnend, etwa die dem 
ßunrlesluflschutzverband zur Verfügung gestellten Mittel mit 
dl:!r Zahl der geworbenen Selbstschulzkl'üfte zu vergle ichen 
und danach Erfolg oder Mißerfolg rein rechnerisch festzu­
stellen. 
In der Zei t ven 1956 bis 1962 hat der Bundesluftschutzver­
band mehr a ls 18000 Aufkhirungsvel'anstaltungen durchge­
führt, an denen weit über eine Million Besucher teilgenom­
men haben. In 250 Orten wurden Ausstellungen gezeigt, die 
ven meh'" als zweieinhalb Millionen Personen besucht wur­
den. Die BLSV-Filmwagen hatten übel' 900000 Besucher zu 
verzeichnen. Im gle ichen Zeitraum wurden 91 re.'1ionalc Rund­
funksendungen und 20 regionale Fernsehsendungen, die sich 
mit dem Selbstschutz befaßten. ausgestrahlt. Ferner wurden 
848 Pressekonferenzen abgehalten und 47 mehrtägige [nfo)'­
m,:ltionstagungen tür Journalisten mit insgesamt 758 Teil­
nehmern durchgeführt, die eine beach tliche positive Resonanz 
in vielen Zeit:Jngen auslösten. Sei t Dezember 1961 konnlen 
in 14 Städten Selbstschutzwochen veranstaltet werden, in 
dei en VErlauf die Einwohner der Stadt eine Woche hindurch 
mit dem Selbstschutzgedanken vertraut gemacht wurden. In 
örrentlichen Aufrufen und Ansprachen haben sich dabei pro­
minente Persönl ichkeiten a lle r Parteien Zllm Selbstschutz be­
kannt und zur Mitarbeit aufgerufen. 
Auch vom Friedenswert des Selbstschutzes konnte sich die 
Bevölkerung, z. B. bei dem Bergwel'ksunglück auf der Zeche 
Luisenthal und bei der großen Flut in Norddeutsch la nd, über­
zeugen. Während der Flutkatastrophe waren rd. 5000 BLSV­
Helfer innen und Helfer zusammen mit Tausenden von Män­
n~l'Il, Frauen und Jugendlichen, die sich spontan zur lI ilfe­
leistung gemeldet hatten. überall tätig, wo es die Not erfor­
derte. Der I nnensenator der Freien und Hansestadt Hamburg 
erklärte hierzu, der Bundesluftschulzverband habe sich in 
j(,llp.n schweren Tagen als Magnet und Sammelbeckc·n für 
alle erwiesen, die helfen wollten. 
Zur Unterrichtung über Selbstsch utzfragen gibt der Bundes­
luftschutzverband laufend Zeitschriften und Aufklärungsbro­
schüren in hohen Auflagen heraus. Auch Lchr- und Aufklä­
rungsfilme, Plakate und viele andere Werbemittel dienen 
diesem Zweck. Das F achschrifttum des Bundesluftschutz­
verbi:lI1des wird auch im Ausland stark beachtet und von 
den Zivilschutzorganisationen vie ler Ulnder ausgewertet und 
ndchgedruckt. 
Zur Erfüllung seiner Aufgaben benötigt der Bundesluft­
sl:ilutzverband V01" allem viele Mitarbeiter in möglichst vie­
len Orten. Er mußte daher ein Netz von Dienststellen er­
l'ich l t:!n, die zum Teil mit hauptamtlichen Bediensteten, zum 
größten Teil Clber mit ehrenamtlichen Mi turbcitern besetzt 
sind. Nur mit Hil fe dieser bereits gesch:.1fTenen Organisation 
wird es dem Bundesluftschutzverband möglich sein, ohne 
große Anfangsschwierigkeilen auch die neuen Aufgaben zu 
übernehmen. die im Entwurf eines Selbstschutzgesetzes vor­
g\!sehen sind. Alle bisherigen Vorbereitungen konnten nur 
ddnk der großen Eins<Jtzbel'eitschaft der vie len ehrenamt­
lichen Mitarbeiler und frei will igen lIeHer gelingen. Auch 
ihnen ga lten die Dankesworte, die Herr Bundesinnenminister 
lföcherl bei der Einbringungsrede im Deutschen Bundestag 
am 24. J a nuar 1963 an die Freiwilligen I'ich tete, a ls er unter 
dem Beifall des ganzen Hauses Gelegenheit n3hm, "den Dank 
der Bundesregierung all diesen l\Hinnern und Frauen dafür aus­
zusprechen, caß sie ihre Zeit und ihre Kraft und ihren gan­
zen Idea lismus schon jetzt in den Dienst dieser Aufgabe ge­
steil t haben ". 
(Dlt'Scr Artikel wurde im Bulletin des Presse- und In(ormatlons­
amtes der Bundesregierung vom 16. Februar 1963 veröfTentllcht.) 
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Gegen die Bedrohung des Staates 
Beratung der Notstandsgesetze im Bundestag 

Die Debatte über die Notstandsgesetzentwürfe in der 56. Sit­
zung des Deutschen Bundestages am 24. Januar 1963 war 
außerordentlich sachlich und zeugte für das Verantwortungs­
bewußtsein aller Beteiligten. Regierungsparteien und Oppo­
sition sind sich im Grunde einig, daß rechtzeitige Vorsorge 
für den Fall einer Bedrohung unseres Staates eine gemein­
same Aufgabe aller demokratischen Kräfte ist. 
Zu dem Entwurf einer Notstandsverfassung - es handelt 
sich insgesamt um neun Gesetze, darunter auch das Selbst­
schutzgesetz - teilte das Bundesministerium des Innern im 
.. Bulletin des Presse- und Infonnationsamtes der Bundesre­
gierung" u. a. folgendes mit: 1. Die Notstandsverfassung ist 
unerläßliche Voraussetzung dafür, daß die Rechte erlöschen, 
die sich unsere Verbündeten im Deutschlandvertrag vorbehal­
ten haben; 2. sie ist ein wirksames Mittel gegen die Bedro­
hung unseres Staatswesensj 3. sie genügt zugleich den Er­
fordernissen der Rechtsstaatlichkeit. 
Als der Bundesrepublik im Herbst 1954 durch die Pariser Ver­
träge die hoheitliche Gewalt über ihr Staatsgebiet gewährt 
wurde, geschah das mit einer bedeutsamen, aber berechtig­
ten Einschränkung: Die Vertragschließenden stimmten darin 
überein, daß die Vorsorge unseres Grundgesetzes für den Fall 
des Staatsnotstands unzureichend ist. Da dieser Fall aber ge­
rade in der gefährdeten Bundesrepublik jederzeit eintreten 
kann, mußten sicll die Verbündeten schon zur Sicherung ihrer 
im Bundesgebiet stehenden Truppen diejenigen Befugnisse 
vorbehalten, die eigentlich den deutschen Organen zukämen. 
Die Vertragschließenden waren sich jedoch auch darin einig, 
daß dieser in Artikel 5 Abs. 2 des Deutschlandvertrags nie­
dergelegte Vorbehalt erlöschen solle, sobald die zuständigen 
deutschen Behörden alle für den Fall des Staatsnotstands er­
forderlichen Vollmachten durch die deutsche Gesetzgebung 
erhalten hätten. 
Inzwischen sind acht Jahre vergangen. Unser Staat ist ge­
fährdeter denn je, eine Notstandsverfassung notwendiger als 
damals. Unsere Eigenstaatlichkeit jedoch, die wir damals aus 
den Händen der zu Verbündeten gewordenen Sieger entge­
gennahmen, hat sich nach innen gefestigt, nach außen hin 
durchgesetzt. Aus den Besatzungsgebieten der Nachkriegs­
jahre ist ein selbständiges Staatswesen geworden. Mit dieser 
unserer Staatshoheit lä ßt es sich auf die Dauer nicht verein· 
baren, daß wir, gerade im Augenblick der höchsten Gefahr, 
das Notwendige nicht selbst tun könnten und dürften, son­
dern die Abwendung der Not unseren Verbündeten über­
lassen müßten. Nicht nur dürfen sie es von uns erwarten, 
sondern wir selbst sind es uns schuldig, daß unser Staat sich 
nun unvenüglich ein eigenes Gesetz für die Stunde der Not 
schafft. Denn die Regelung des Staatsnotstands in seiner Ver­
fassung ist unerläßlich für jedes Staatswesen. Da aber die 
Notstandsverfassung den Staat in seiner höchsten und wich­
tigsten Machtstellung zeigt, ist sie auch der deutlichste Aus­
druck staatlicher Hoheit, auf den wir nicht länger verzichten 
wollen: Wir brauchen sie nicht nur zur Abwehr der Gefahr, 
sondern auch als Bestätigung unserer staatlichen Hoheit, als 
Schlußstein im Aufbau unseres Staatswesens. 
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DieChance 
des Überlebens 

erhöhen! 
Technische Fragen ZUß1I SChu.zbaugese.z 

Von Uerman n Leutz. Bad Godesberg 

I
m Enhvurf des Gesetzes über 
bauliche Maßnahmen zum Schutz 
der Zivilbevölkerung (Schutzbau­
gesetz) wird als Grundsatz rest-

gelegt: "Zum Schutz der Zivilbevölke­
rung sowie lebens- und verteidigungs­
wichtiger Sachgüter bei der Wirkung 
von Angri flswaffcn sind bauliche Schutz­
vorkehrungen zu treffen." 
Bei der Vorbereitung der baulichen 
Schutzvorkehrungen wurde von be­
stimmten Planungsannahmen ausgegan­
gen, nämlich, daß 
1. eine große Zahl von Kernwaffen mit 
einem Explosionswert bis 80 Kiloton­
ncn (KT) und in Einzelfällen Kernwaf­
fen mit einem Explosionswcrt in der 
Größenordnung von 5 Megatonnen (MT) 
zur Anwendung kommen können; 
2. der Einsatz herkömmlicher Waffen 
möglich ist; 
3. wenn überhaupt, nur mit sehr kur­
zen Warnzeiten gerechnet werden muß; 
und endlich 
4. mindestens die ersten vier Wochen 
nach Ausbruch eines Krieges als kriti­
sche Zeitspanne angesehen werden müs­
sen, in denen ein wirksamer Schutz der 
Zivilbevölkerung durch bauliche Maß­
nahmen Frage der Selbsterhaltung ist. 
Es muß u. a. unterstellt werden, daß 
alle Städte über 50000 Einwohner kri­
tische Zielgebiete sind und dort der 
Einsatz einer großen Zahl von Kernwaf­
fen möglich ist. 

Der Sinn d es baulichen Schutzes 
Der Zweck von Schutzbauten liegt 
hauptsächlich darin, die Wahrsdlein­
Jichkeit des Uberlebens bei einem Kern­
wafl'enangriff zu steigern. Die Wirkun­
gen des Luftstoßes, der thennischen 
Strahlung und der radioaktiven Strah­
lung sind in der unmittelbaren Nähe 
des Explosionszentrums so groß, daß 
dort ein Schutz schwierig - wenn nicht 
unmöglich - wird. 
Jedoch werden mit wachsender Entfer­
nung Schutzbauten sinnvoll, und die 
Gefahr der Schäden für Menschen 
und Sachen kann weitgehend verTingert 
werden. 
Abgesehen von den im direkten Wir­
kungsbereidl von Kernwaffen verur-
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sachten Sdläden bleibt noch das Problem 
des radioaktiven Niedersdllags, der Flä­
chen von vielen tausend Quadratkilo­
metern verstrahlen kann. Ein Schutz 
gegen radioaktiven Niederschlag ist 
leichter zu erreichen. 
Einzelheiten über die Konstruktionser­
fordernisse und Konstruktionsmerkma­
le baulicher Schutzvorkehrungen sind in 
den entsprechenden Richtlinien des Bun­
desministeriums für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung enthal­
ten. 
Ohne auf Details einzugehen, können 
einige allgemeine Feststellungen ange­
führt werden: 
1. Schutzbauten für Menschen gegen 
Luftstoß sind wirkungsvoll ab etwa 3 
atü Druckresistenz, da sonst der Mensch 
durch sekundäre Wirkungen wie Trfun­
merschlag u. a. bereits ab 0,3 atü Uber­
druck getötet würde. 
2. Schutzbauten für Menschen gegen 
radioaktiven Niederschlag sollen auch 
einen geringeren Schutz gegen Stoßbe­
lastung in vertikaler und horizontaler 
Richtung, wie z. B. beim Einsturz von 
Gebäuden gegeben, einschließen. 
3. Die Grenzen des erreichbaren Sach­
schutzes für Bauwerke mit stoßemp­
findlichen Ausrüstungen werden zweck­
mäßiger durch die Merkmale des Erd­
stoßes oder durdl die verfügbaren Mit­
tel einer Passivisolierung umrissen als 
durch den Widerstand des Bauwerkes 
gegen Luftstoßbelastung. 
4. Eine geringere Empfindlichkeit ge­
gen Beschädigung durch Luftangriffe 
kann erreidlt werden, wenn man An­
lagen in größerer Entfernung von ande­
ren wahrscheinlichen Zielen aufgelok­
kert errichtet. Die beste Lösung dürfte 
eine Kombination von Verstärkung und 
Auflockerung darstellen, womit auch 
die Bedeutung der Raumordnung für 
den baulichen Luftschutz sichtbar wird. 

Jeder will Uberleben 
Gegenstand aller UberlegWlgen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung war stets 
ein Schutzraumbauten-Programm. das 
bei der heute theoretisch gleichen Ge­
fährdung des gesamten Bundesgebietes 
der verschiedenen Luftempfindlichkeit 

Rechnung trägt und so jedem Bewoh­
ner eine möglichst gLeiche 0 beTLebens­
aussicht bietel Dieses Ziel kann tcdl­
nisdl und wirtschafUich nur durch ein 
im Schutzumfang differenziertesSdlutz­
bauten programm ennöglidlt werden. 
Grundschutz allein stellt eine Fehlin­
vestition dar. da damit im direkten Wir­
kungsbereich von Kernwaffen kein 
Uberleben möglich ist. 
Auch bei den schweren Luftangriffen 
mit herkömmlichen Waffen im zweiten 
Weltkrieg konnten die nur trfunmer­
und splittersicheren Schutzkeller, die 
etwa dem heutigen Grundschutz ent­
sprechen, keinen Sdlulz mehr bieten, 
Die prozentual geringen Verluste der 
Zivilbevölkerung in den Zielgebieten 
im zweiten Weltkrieg sind auf hochwer­
tige Schutzbunker und Schutzstollen, 
auf weitgehende Evakuierung und auf 
redl.tzeitige Befreiung der Mensdlen 
aus den versdlütteten Schutzkellern 
zurückzuführen. 
Der Entwurf des Schutzbaugeset.z.es 
sieht lolgeridltig ein im Schutzumlang 
differenziertes Schutzbautenprogramm 
vor. Es bringt in § 2 die Verpflichtung 
der Bauhen'en, daß, "wer Gebäude er­
richtet, Schutzbauten für diejenigen 
Personen zu bauen hat, die in den Ge­
bäuden üblidlerweise wohnen oder an 
einer zu diesem Gebäude gehörenden 
Arbeitsstätte regelmäßig tätig sein wer­
den". Damit ist eine Schutzraumbau­
pflicht in allen Neubauten begründet. 
In § 3 werden die grundsätzlidlen For­
derungen, die an die Beschaffenheit der 
Sdlutzräume zu stellen sind, festgelegt; 
dabei ist zu unterscheiden, daß allge­
mein Schutzbauten des Grundschutzes, 
d. h. Strahlungs-Schutzbauten, überall 
zu errichten sind, und daß in Orten 
über 50 000 Einwohner ein verstärkter 
Schutz - gegen eine Luftstoßbelastung 
von 3 kg/cm! und gegen die dabei 
auftretende Anfangsstrahlung - durch 
Luftstoß-Schutzbauten vorzusehen ist. 
Die AnfOrderungen an die nahtreffer­
sicheren Schutzbauten sind in den Richt­
linien für Schutzraumbauten Teil UI 
- Luftstoß-Schutzbautcn - und Teil IV 
- Strahlungs-Schutzbauten -, die be-
reits in der Fassung Dezember 1960 



Die prozentual geringen Verluste der Bevöl­
kerung in den Zielgeb ieten des zweiten We lt­
krieges sind auf weitgehende Evakuierungen, 
auf rechtzeitige Befreiung der Menschen aus 
verschüttete n Schutzkelle rn ,abe r auch auf das 
Vorhondensein hochwertige r Schutzbunker zu­
rückzuführen. Bild rechts ze igt e inen G roB­
bunker in Mannheim aus dem 2. Weltkrieg . 

amtlidl bekanntgegeben worden sind, 
Im einzelnen festgelegt. 

Was verl angt werden muß 
Demnadl sind bei Schutzbauten folgen­
de KonstTu.ktionsmerkmale zu erflillen: 
1. Einsturz und Trümmerwirkung von 
Gebäuden erfordern ausreichende Trag­
fähigkeiten für Trümmerlasten und 
wegen der Gefahr der Verschüttung 
Notausgänge außerhalb des Trümmer­
bereiches. 
2. Sprengkörper herkömmlicher Art als 
Nahtreffer erfordern Gesamtsteifigkeit 
des Baukörpers und ausreichende ört­
liche Festigkeit aller Einzelbauteile. Ins­
besondere müssen die Umfassungswän­
de gegen horizontale Beanspruchungen 
gesichert sein, d. h., sie müssen den glei­
chen Widerstand gegen Flächenbela­
stungen wie die Decke des Schutzbaues 
besitzen. 
3. Gegen den Durchschlag der Splitter 
von Sprengkörpern mit 500 kg La­
dungsgewicht, die in einem Abstand 
von 15 m beim Aufschlag detonieren, 
schützen 30--40 cm dicke Stahlbeton­
platten oder 40-50 cm dicke Platten 
aus unbewehrtem Beton. 
4. Brandeinwirkungen erfordern Verwen­
dung nichtbrennbarer Baustoffe, aus­
reichende Dicke der Umfassungsbautei­
le, Sicherung der Eingänge und Not­
ausgänge und besondere Ausbildung 
der Belültung. 
Die Erwärmung kann in unzureichend 
geschützten Schutzkellern noch nach 
Stunden backofenähnliche Verhältnisse 
schaffen. Die UmfassungsbauteiJe und 
die Abschlüsse müssen feuerbeständig 
sein. 
Um den Wärmedurchgang auf ein Mi­
nimum zu besdlränken, soll die Dicke 
der Umlassungsbauteile aus Beton min­
destens 30 cm betragen, und die Ein­
gänge und Notausgänge sollen durch 
Schleusen gesidlert werden. 
Um ein Eindringen von erhitzter Außen­
luft über die Belüftungsanlagen zu 
verhindern, müssen Grobsandfil ter als 
Wärmepuffer vorgesehen werden. 
5. Vcrstaubung, biologische Kampfmit­
tel und chemische K ampfstoffe erfor­
dern luft- und gasdichten Abschluß gc-

gen die Außenluft, u. a. Schleusen und 
EinrIchtungen tür Normal- und Schutz­
belüftung. 
6. Die Wirkungen des Luft- und Erd­
stoßes und die lange Dauer der posi­
tiven Druckphase bei Kernwaffen er­
fordern d ie Ausbildung der Luftstoß­
Schutzbauten als raumstabile Baukör­
per und luftstoßsichere Dl'uckkammern 
sowie Sicherungen gegen die Schockwir­
kungen im Boden (Passivisolierung emp­
findlicher Anlageteile und Geräte). 
Um ein Eindringen des Luftstoßes in 
den Schutzbau über die Belüftungsan­
lage zu verhindern, müssen die Grob­
sandfilter als Druckpufler ausgebildet 
werden. 
7. Die radioaktive Strahlung erfordert 
bestimmte Mindestdicken der Umfas­
sungsbauteile bzw. Erdüberdeckungshö­
hen, um einen ausreichenden Abschirm­
faktor sicherzustellen. 
Wegen der Streustrahlung müssen alle 
Öffnungen in den Umfassungsbautei­
len durch Abwinklung gegen das Ein­
dringen von radioaktiver Strahlung in 
den Schutz bau gesidlert werden. 
Die Gefahren durch die Strahlung aus 
radioaktivem Niederschlag, die soge­
nannte RÜckstandsstrahlung, erfordern 
Ausstattung der Schutzbauten für 
Daueraufenthalt und ihre Bevorratung 
für mindestens 14 Tage, da ein Aufent­
halt im Freien und daher auch jeder 
Nachschub von außen längere Zeit un­
möglich werden kann. 
Um ein Eindringen radioaktiver Stäube 
über die Belüftungsanlage zu verhin­
dern, müssen d ie Grobsandfilter gleich­
zeitig als Staub filter ausgebildet sein. 

Durchschnittskosten und 
Kostentragung 

Die Kostenschätzung der Schutzbauten 
ohne Einrichtung wurden als Mittel­
werte von durchgeführten Erprobungs­
bauten mit einem Fassungsvermögen 
von 25 bis 50 Personen zusammenge­
stellt. Sie betragen im Durchschnitt 
a) für Neubauten: Grundschutz bzw. 
Strahlungsschutz je Schutzplatz 320,­
DM; Luftstoß-Schutzbauten S 3 (3 kg/ 

cm! Druckresistenz) je Schutzplatz 
760.-DM; 
b) für Altbauten (nachträglicher Ein­
bau): Grundschutz bzw. Strahlungs­
Schutzbauten je Schutzplatz 375,- DM; 
und Luftstoß-Schutzbauten S 3 je Schutz­
platz 1300,- DM. 
Neue Entwicklungen für Schutzbauten 
aus Fertigteilen lassen die Errichtung 
von Luftstoß-Schutzbauten S 3 mit 
einem Fassungsvermögen von 10 Perso­
nen in absehbarer Zeit und unter be­
stimmten Voraussetzungen zu geringe­
rem Kostenaufwand möglich erschei­
nen. Eine endgültige Kostenschätzung 
ist erst nach Erlaß der Redltsverord­
nung und nach Errichtung von Schutz­
bauten in größerem Umfang möglich. 
Der Entwurf des Schutzbaugesetzes 
geht davon aus, daß die Kosten des 
Grundschutzes vom Gebäudeeigentü­
mer, die Mehrkosten für Luftstoß­
Schutzbauten grundsätzlich vom Bund 
getragen werden. Die Baukosten einer 
Wohnung (durchschnittlich 35 OOO,-DM) 
erhöhen sich dadurch bei einer mittle­
ren Belegung von 3,5 Personen je Woh­
nung um etwa 3,7% • Die Mieten für 
Neubauwohnungen würden, wenn die 
Schutzbaukosten in derselben Weise 
finanziert werden wie das gesamte 
Bauvorhaben, in entsprechendem Aus­
maß ansteigen. Bei freiwilliger Errich­
tung von Schutzräumen in bestehenden 
Gebäuden können die gleichen Vergün­
stigungen wie bei Neubauten bean­
sprucht werden. 
Neben den Maßnahmen zum direkten 
Schutz der Menschen durch Schutzraum­
bauten sieht der Gese tzentwurf auch 
bauliche Maßnah.men bei. Neubauten 
vor. § 13 des Schutzbaugesetzes be­
stimmt, daß .. bei der Errichtung von 
Gebäuden, die zum Aufenthalt von 
Personen dienen, unbeschadet der 
Verpflichtung zum Bau von Schutzräu­
men, Vorkehrungen zu treffen sind, die 
einen Schutz gegen Brand, Einsturz und 
Trümmer gewährleisten". 
Die Einhaltung der allgemeinen bau­
aufsichtsrechtlichen Vorschriften ge­
währleistet die erforderliche Brandsi­
cherheit und Standfestigkeit eines Bau­
werkes lediglidl bei normaler Bean-
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50 wie di eser alte luftschutzbunker in Wei· 
ßenthurm am Rhein wurden viele Bunker laut 
Kontrollratsgesetz gesprengt. Die e norme 
Widerstandskraft de r Betonklötze bereiteie 
den 5prengmeistern oftmals die gröBte Mühe. 

spruchung. Eine erhöhte Brandsicher­
heit von Gebäuden kann durch die 
Verwendung von nichtbrennbaren und 
feuerbeständigen Baustoffen für alle 
tragenden Bauteile gewährleistet wer­
den. Zumindest für den Rohbau sollten 
nur nichtbrennbare Baustoffe ve,rwen­
det werden. Des weiteren sollten durch 
Schaffung möglichst kleiner Brandab­
schnitte Schadenfeuer, auch wenn sie 
nicht bekämpft werden können, au1 
den Brandherd beschränkt bleiben. 
Die erhöhte StandCestigkeit von Ge­
bäuden gegen waagerecht angreifende 
Luftstoßbelastung kann mit geringem 
Kostenaufwand bei Gebäuden aus 
Stahlbeton, Slahlverbundbauten und 
Stahlbauten in Gerippc- oder Scheiben­
oder Kastenbauart erreicht werden. Bei 
Gebäuden mit gemauerten Wänden 
kann durm Ringanker, durch ausstei­
fende Wände in nimt zu großem Ab­
stand und durch andere konstruktive 
M3ßnahmen die Widerstandsfähigkeit 
so weit verbessert werden, daß die 
Wände gleichgroßen Belastungen wie 
die Decken standhalten. 
Bei Anwendung der Richtlinien "Bau­
licher Luftschutz von Hochbauten", die 
Einzelheiten über die Konstruktionser­
fordernisse enthalten, wird ein erhöh­
ter Schutz gegen Einsturz und Trüm­
mer der Gebäude erreicht und damitder 
Schadensbereich beim Einsatz von Kern­
waffen erheblich verkleinert. 

Mehrlweckbauten 

Die Anlegung öffentlicher Schutzraum­
bauten wie Schutzstollen und Schulz­
bunker verursacht so erhebliche Kosten, 
daß bei der Errichtung größerer Bau­
werke wie z. B. von unterirdischen Bah­
nen und Garagen, in jedem Fal1e geprüft 
werden sollte, ob sich ihr Ausbau als 
öITentlicher Schutzl'aum empfiehlt. Der­
artige Vorhaben sollen schon bei Be­
ginn der Planungsarbeiten der zustän­
digen Behörde angezeigt werden. Diese 
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wird dadurch in die Lage versetzt, zu 
prüfen, ob an dem fraglichen Ort ein 
öffentlicher Schutzraum erforderlich ist 
und ob das geplante Bauwerk den 
Ausbau unter vertretbaren Kosten zu­
läßt. Die endgültige Entscheidung über 
die Anlegung eines öffentlichen Schutz­
raumes kann nur von der zuständigen 
Obersten Bundesbehörde getroffen wer­
den. 
Schutzstollen und Schutzbunker müs­
sen wegen ihres großen Fassungsver­
mögens auch Sicherheit gegen Volltref­
fer herkömmlicher' Sprengbomben und 
gegen NahtreITer von Kernwaffen bie­
ten. Bei Schutzstol1en wird durch ent­
sprechende überdeckungshöhen, bei 
Schutzbunkern durch die Dicke der 
UmfassungsbauteiJe ein erhöhter 
Schutzumfang geboten. Die näheren 
bautechnischen Vorschriften werden 
vom Bundesminister für Wohnungs­
wesen, Städtebau und Raumordnung 
erlassen. 

Baulicher Betriebsschutz 
In dem Schutzbaugesetz sind besondere 
Schutzmaßnahmen für den baulichen 
Betriebsschutz vorgesehen. Anlagen 
oder Einrichtungen, die der öffentlichen 
Versorgung mit Wasser oder elektri­
scher Energie oder der Abwasserbesei­
ligung dienen, und andere lebenswich­
tige Betriebsanlagen sollen durch bau­
liche Maßnahmen geschützt werden. 

Alle Maßnahmen des betrieblichen und 
industriellen Lu1tschutzes stehen in 
enger Beziehung zueinander; sie sind 
in stärkstem Maße abhängig von den 
Gegebenheiten des laufenden Betriebs, 
dessen Nutzeffekt möglichst wenig be­
einträchtigt werden soll. Sie sollen 
dem Ziele, auch im Kriege unter er­
schwerten Umständen die Erzeugung 
aufrechtzuerhalten, dienen, und zwar 

In vielen Großbunkem, die von de r totalen, 
dem Kontrollratsgesetz entsprechenden Un· 
brauchbarmachung verschont geblieben wa­
ren, wurden nach dem Kri ege Champignons 
gezogen, In den noch französischem Muster 
long aufgeschütteten und gewölbten Beeten 
wurden fast immer sehr gute Ernten erzielt. 

selbst dann, wenn der Betrieb durch 
unmittelbare Kriegseinwirkungen Scha­
den gelitten hat. Muß die Fertigung 
unterbrochen werden, so soll sie doch 
in möglichst kurzer Frist wieder an­
laufen können. 
Für den baulichen Betriebsschutz las­
sen sich einige Grundsätze aufstellen, 
die allgemein sind und bei allen über­
legungen eine Rolle spielen. 
1. AuClockerung mindert die Gefahr. 
Ballung vergrößert sie. 
2. Ein ununterbrochener fester Zusam­
menhang a ller Teile eines Bauwerkes 
vervieUacht dessen Widerstandsfähig­
keit. 
3. Widerstandsfähige Wände und Dach­
abdcckungen vergrößern im Angritls­
faUe die Beanspruchung der tragenden 
Teile außerordentlich; leichte Wände 
werden ohne große Beanspruchungen 
ausgeblasen. 
Wenn der Inhalt eines Bauwerkes im 
ganzen geschützt werden muß, wird 
man die Wände und Decken so stark 
machen, daß sie die anstelle der Luft­
stoßbelastung einzuführenden Ersatz­
lasten aufnehmen können, und das 
Bauwerk fensterlos und mit erhöhter 
Standsicherheit ausbilden. 
Kann unter behelfsmäßigem Wetter­
schutz weitergearbeitet werden, wird 
man nur die Tragkonstruktion erhöht 
standsicher ausbilden und ein Ausbla­
sen der Wände in Kauf nehmen. Wich­
tige Maschinen und Betriebseinrichtun­
gen müssen dann allerdings durch ein­
zelne Schutzwände und Schutzhauben 
vor Beschädigung durch Trümmer ge­
schützt werden. 
4. Je mehr die Bauten der Erde ange­
schmiegt sind und je liefer sie versenkt 
sind, um so größer wird die erzielte 
Sicherheit. 

BaukapazItät 
Nach dem Entwurf des Schutzbauge­
setzes wird unterstellt, daß in Neubau­
ten jährlich für etwa 1,7 Mio Men­
schen und in Altbauten jährlich für 
etwa 1,0 Mio Menschen Schutzplätze er­
richtet werden. Mit den sonst noch an­
fallenden Kosten würden sich die Ge­
samtkosten durch das Schutzbaugesetz 
aut jährlich etwa 3 Mrd. DM belaufen. 
Die Kapazität des Bauhauptgewerbes 
im Hochba u beträgt z. Z. etwa 30 Mrd. 
DM. Eine Aufstockung um 10'1. er­
scheint nach einer Anlaufzeit möglich. 



Gedanken zu ... 

"Ent".,ur'f eines 
Schut"zbaugeset"zes" 

VON O'''L. -ING. A. KLIIiOMULLER. HEISTEADACHEAAOTT 

Die Bundesratsdrucksache 347/62 
trägt den Titel "Entwurf eines Ge­
setzes über bauliche Maßnahmen zum 

Schutz der Zivilbevölkerung (Schutzbau­
gesetz)u. Dies könnte einen voreiligen 
Leser zu unridttigen Schlußfolgerungen 
veranlassen. Man sollte das Wort "Ent­
wurf" sehr herausheben. Niemand kann 
wissen, wieweit der Text des Entwur­
fes noch geändert wird. Auch bei ande­
ren Gesetzentwürfen haben sich die Ge­
setzesväter über das gewundert, was 
schließlich als letzte Fassung Gesetzes­
kraft erlangte. Ferner: der Gesetzent­
wurf befaßt sidt. nicht mit Maßnahmen 
zum Schutz der gesamten Zivilbevölke­
rung. Eine gesetzliche Baupflicht trifft 
nur den, der bauen will: "Wer ein Ge­
bäude erridt tet, hat Schutzräume zu 
bauen. 11 Damit würde natürlich nach be­
stimmter Zeit, sagen wir in zehn Jah­
ren, nur ein Teil der Bundesbürger 
ausreichenden Schutz besitzen, nämlich 
diej enigen, die selbst gebaut haben 
oder als Mieter in einen Neubau mit 
Schutzräumen gezogen sind. (Man 
könnte sich vorstellen, daß mit dem 
Ausbau eines Schutzraumes der Wohn­
wert des Gebäudes wesentlich steigen 
würde.) 
Allerdings ist im 3. Unterabschnitt des 
Entwurfes die Möglichkeit gegeben, die 
gleiche finanzielle Förderung wie bei 
Neubauten zu erhalten, wenn man frei­
willig in bestehenden Gebäuden Schutz­
räume errichtet. Es wird also weit­
gehend von der Aufgeschlossenheit und 
der Initiative des einzelnen abhängen, 
ob er für sich und seine Familie einen 
Schutzraum baut und damit seinen Teil 
zu einem umfassenden Schutzraumbau­
programm beiträgt. 

Verstärkter Schutz begrenzt 

Zurück: zur Baupflicht: Sie gilt also für 
alle Neubauten im Bundesgebiet, ob 
der Neubau nun in einer Großstadt liegt 
oder in ländlicher Einsamkeit. Es gibt 
dabei einen Unterschied in der Ausfüh­
rung. Inden Großstädten soll der Schutz­
bau eine Druck:resistenz von 3 atü auf­
weisen ("verstärkter Schutz"). Für die­
sen "verstärkten Schutz'( sind Pauschal­
zuschüsse aus Bundesmitteln vorge­
sehen, mit denen die erhöhten Bauko­
sten des verstärkten Schutzes abgedeckt 
werden. Mit dieser Bestimmung ist die 
ständige Frage beantwortet: Welcher 
Schutzgrad ist für welchen Ort vorge­
sehen? Die Trennlinie ist hier bei einer 
Zahl von 50000 Einwohnern gezogen. 
Diese Grenze ist mehr oder weniger zu­
fällig gewählt. Man kann sich denken, 
daß sie bei 20000 Einwohnern liegen 
könnte oder bei 100000 Einwohnern. 
Im ersteren Fall würde die finanzielle 
Belastung des Bundes durch die not-

wendige finanzielle Förderung des ver­
stärkten Schutzes ganz erheblich an­
wachsen. Die Einwohner der mittleren 
und kleineren Städte würden damit aller­
dings eine größere Sicherheit gewin­
nen. Bei der Zahl von 100000 Einwoh­
nern würden nur wenige Städte den 
"verstärkten Schutz,j erhalten. Dafür 
würde der finanzielle Aulwand seitens 
des Bundes viel geringer sein, aller­
dings begleitet von einem starken Ab­
sinken der Uberlebensaussichten der 
mittel städtischen Bevölkerung. Es ist 
also offenbar der immer wiederkehrende 
Kompromiß zwischen Aufwand und 
Leistung, der sich in dieser Zahl von 
50 000 Einwohnern ausdrückt. 

Die Kosten des "Grundsmutzes" wer­
den dabei mit etwa 320,- DM ange­
nommen. Der "verstärkte Schutz" würde 
etwa 760,- DM je Schutzplatz kosten. 
Die Differenz von etwa 440,- DM je 
Schutzplatz müßte vom Bund übernom­
men werden. Das würde den Bund mit 
jährlim 1,5 Milliarden DM belasten. 

Dabei ist sehr wichtig, daß der Bau 
verstärkter Schutzräume "ausnahms­
weise auch für Orte mit weniger als 
50000 Einwohnern" angeordnet werden 
kann. Diese "Ausnahme" wird jedoch 
die Regel sein für alle Gemeinden, die 
einer Großstadt benachbart sind. Die 
Kernwaffen mit ihrem etwa kreisförmi­
gen Wirkungsgebiet fichten sich nicht 
nach den Gemeindegrenzen. Es wird 
also immer "abgerundet" werden müs­
sen. Wenn auch die Gemeinden wirt­
schaItlich nicht betroffen werden, da die 
finanzielle Förderung dem Bauherrn 
vom Bund gegeben wird, so gibt das 
Einbeziehen eines Gemeindegebietes in 
die Maßnahmen des verstärkten SdlUt­
zes sicher Anlaß zu Auseinandersetzun­
gen. 

Wohn- und Arbeitsstätte 
Für wen sollen nun die Schutzräume 
gebaut werden? Einmal für Personen, 
die in den Gebäuden üblicherweise woh­
nen. Dieser Satz soll klarstellen, daß 

Rechtzeitige Vorsorge trafen vor und während des zweiten Weltkrieges viele Be­
hörden und Firmen. Diesem verstärkten Schutz verdanken viele Menschen, daß sie 
Bombenangriffe auf ihre Wohnorte überstanden haben. Unser Bild : Die Montage 
eines sehr stark armierten Schutzraumes für die "Energieversorgung Ostbayern". 
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N GASDIClITE 
Or-AUSSTIEGlUKE 

Der Notausstieg ist ein wichtiger Teil jedes 
Schutzraumes. Er darf auf keinen Fall ver­
nachlässigt werden . Die Anlage richtet sich 
nach den örtlichen Gegebenheiten, doch sind 
dabei gewisse Richtlinien genou einzuhalten. 

Oben: In jedem Schutzraum oder in seiner 
unmittelbaren Nähe sind Geräte für die 
Se lbstbefreiung übersichtlich zu lagern. Unten: 
Hier ist in Bezug auf baulichen Luftschutz 
noch nichts getan worden. Aber die Hausbe­
wohner haben wenigstens mit e rsten Schutz­
maßnahmen begonnen, einen Raum entspre­
chend eingerich tet und soweit wie möglich 
strahlensicher gemacht. Das wäre ein Anfang. 

sich das Fassungsvermögen des Schutz­
raumes nicht nach der Größe des Ge­
bäudes richtet, sondern der Zahl der 
.. üblicherweise" dort wohnenden Perso­
nen entsprechen soll. Das ist eine gute 
Vorsorge gegen eine überforderung des 
Bauherrn. Bei Gebäuden, in denen Ar­
beitsstätten eingerichtet werden, ist 
gleichfalls für Schutzräume zu sorgen, 
entsprechend der Anzahl regelmäßig Be­
schäftigter. In der Erläuterung des Ge­
setzestextes wird dazu folgendes aus­
geführt : Ist eine Arbeit in Schichten 
vorgesehen, so ist das Fassungsvermö­
gen der Schutzräume nicht auf die Ge­
samtzahl der Arbeitnehmer, sondern 
nur auf die Belegschaft einer Schicht 
abzustellen. Bei jahreszeitlich wechseln­
den Beschäftigtenzahlen wird von de­
ren Durchschnitt a uszugehen sein. 
Damit sind viele Fragen aus dem Be­
reich des Industrie-Luftschutzes beant­
wortet. Sicher wird auch hier "abgerun­
det" werden müssen. Es läßt sich doch 
kaum denken, daß z. B. ein Unternehmer, 
der ein Werksgebäude mit einem Anbau 
für 30 Personen versieht, nun ganz 
genau einen 30-Personen-Schutzbau 
schafft, wenn im eigentlichen Werksge­
bäude vielleicht schon 120 Personen 
arbeiten. Vernünftig wäre es jedenfalls, 
dann gleich an eine Schutzbaugruppe 
für 150 Personen zu denken, von denen 
dann 30 Personen im Rahmen der Bau­
pflicht, 120 Personen als freiwillige 
Maßnahme untergebracht werden. Inter­
essant ist auch, daß an Arbeitsstätten, 
in denen überwiegend im Freien gear­
beitet wird (z. B. auf Werften), Schutz­
räume nicht nur für die in den Ge­
bäuden beschäftigten Arbeiter zu er­
richten sind. Auch hier bezieht sich die 
Schutzraumbaupflicht nicht auf die Ge­
bäude, sondern auf die Zahl der Perso­
nen, die zu den Arbeitsstätten gehören. 
Bei Gebäuden mit gemischter Zweck­
bestimmung werden die dort Wohnen­
den ebenso unterzubringen sein wie die 
regelmäßig Beschäftigten. 

Schutz Im Warenhaus 
Für das einkaufende Publikum muß 
jedoch z. B. bei Warenhäusern n icht ge­
sorgt werden. Für diese Personen sind 

ebenso wie für Straßenpassanten öffent­
liche Schutzraumbauten anzulegen. Alle 
diese Einschränkungen lassen auf eine 
Konzeption schließen, die eine gewisse 
Warnzeit voraussetzt, oder doch eine 
Warnung, durch die alle Leute veran­
laßt werden, in der Nähe ihrer Woh­
nung und damit "ihres" Schutzraumes 
zu bleiben. Das würde auch zu der 
obenerwähnten Beschränkung auf die 
Größenordnung einer Schichtbelegschaft 
passen. Ebenso wird hierdurch die Auf­
fassung unterstützt, daß a lle nicht le­
bens- und schutzwichtigen Werke und 
Betriebe nur einen Teil der Belegschaft 
in Schutzräumen unterbringen müssen. 
(Diese Notbelegschaft wäre wichtig für 
alle Aufgaben, die dem "Erweiterten 
Selbstschutz" zufa llen.) Auch hier wird 
anzunehmen sein, daß der überwiegen­
de Teil der Bevölkerung den Aufruf 
"Bleib zu Hause" befolgt An ein umfas­
sendes Bauprogramm öffentlidler 
Schutzraumbauten ist sicher kaum zu 
denken. Es müßte ja vom Bund finan­
ziert werden, zusätzlich zu den bereits 
erwähnten Kosten. 
Ebenso werden bei größeren Versamm­
Jungsstätten - wie Kirchen, Theater, 
Kinos, Säle - keine Schutzraumbauten 
für die Besucher vorzusehen sein. Ma n 
muß auch hier eine Vorwarnung oder 
die Erklärung eines Spannungszustim­
des voraussetzen, durch die eine Bal­
lung der Bevölkerung in den genann­
ten Gebäuden vermieden würde. 

Sorge fUr die Patienten 
Eine wichtige Ausnahme bilden jedoch 
die Krankenhäuser, Beherbergungss tät­
ten und Schulen sowie sonstige Gebäu­
de, die der Unterbringung von Personen 
oder der Ausbildung oder Betreuung 
von Kindern oder Jugendlichen dienen. 
Beim Neubau dieser Gebäude sind 
Schutzräume auch für diejenigen Per­
sonen zu bauen, die in den Gebäuden 
üblicherweise aufgenommen werden. 
Das wird sicher dazu führen , daß die 
Gesamtbaukosten der genannten Ge­
bäudearten recht erheblich ansteigen, 
besonders in den großstädtischen Bau­
gebieten. Wenn man an den Neubau 
eines Krankenhauskomplexes für etwa 

In einer Siedlung ist es aus vielen Gründen ratsam, einen Scl1utzraum für jeweils 
mehrere Hausgemeinschaften zu schaffen. Dieser röhrenförmige Scl1utzbau mit 
3 atü Druckresistenz wurde 1957 in Ouisburg-Meidoricl1 gebaut. Die Anlage wurde 
anschließend durch Bedecken mit dem vorher ausgeworfenen Erdreich noch verstärkt. 



200 Betten in einer Großstadt denkt, wä­
ren für diese Zahl von Patienten wie 
für das im Krankenhaus wohnende 
oder arbeitende Personal verstärkte 
Schutzbauten vorzusehen. Bei insgesamt 
250 Schutzplätzen müßte man wohl 
mit zusätzlichen Baukosten von etwa 
220000,- DM rechnen, da die Unter­
bringung Liegender mehr Raum bean­
sprucht. Ähnlich ist das bei Schulgebäu­
den, Kindergärten usw. 
In den Erläuterungen des Gesetzestex­
tes wird als Begründung angeführt, daß 
Schüler und Pfleglinge bei der kurzen 
Warnzeit die zu ihren Wohnungen ge­
hörenden Schutzräume vielleicht nicht 
mehr erreichen könnten. Dazu kommt 
- und das scheint ein wichtiger Grund 
zu sein -, daß diese Gebäude zur Au(­
nahme von Evakuierten und Flüchtlin­
gen dienen könnten, selbstverständlich 
noch zu vielen anderen Zwecken, die 
sich aus der Situation eines Ernstfalles 
ergeben werden. 
Welche Schutzbautypen sind nun zu 
wählen? BekannUich hat das Bundes­
ministerium für Wohnungsbau hierfür 
weitgehend Vorsorge getroffen und in 
den "Richtlinien für Schutzraumbau­
ten" die Anforderungen für große öf­
fentliche Sammelschutzräume, d. h. 
Schutzstollen oder Schutzbunker, wie 
für die kleineren Schutzbauten (Luft­
stoß- und Strahlungsschutzbauten) bis 
in alle Einzelheiten festgelegt. 

Eine BaulUcke wird geschlossen 
Der Gesetzgeber hat sich aber auf 
emlge wenige Bautypen beschränkt. 
Aus der Zahl der Luftstoß-Schutzbau­
ten ist nur der Typ S3 gewählt wor­
den, der zweüellos einen guten Kom­
prorniß zwischen Aufwand und Lei­
stung darstellt. Die Regeltypen S3, die 
in den genannten Richtlinien für Luft­
stoß-Schutzbauten (Fassung Dez. 1960) 
veröffentlicht sind, stellen ohne weite­
res brauchbare Vorschläge für Haus­
schutzräume bei Neubauten in Groß­
städten dar. Eine gewisse Schwierigkeit 
wird sich wohl in der Praxis oft er­
geben: Wird z. B. eine Baulücke zwi­
schen Wohnbauten durch einen Neubau 
eines kleineren Hauses geschlossen, 
dann müßte dort ein S3-Schutzbau 
eingeplant werden. Ein Schutzbau S3 
wird bei geringem Fassungsvennögen 
(5-10 Personen) verhältnismäßig teuer 
werden. 
Bekanntlich haben alle Schutzbauten 
ein größeres Fassungsvermögen von 50 
Personen. Sie sind bei dieser Größen­
ordnung auch am wirtschaftlichsten, da 
sich die notwendige Ausrüstung und 
die für Nebenräume erforderlichen Flä­
chen bei kleineren Belegungsziffern 
nicht entsprechend verringern lassen. 
Um den Schutzbau nun möglichst wirt­
schaftlich zu gestalten, würde man 
z. B. bei einem Neubau von drei neben­
einanderliegenden kleinen Häusern ver­
suchen, im mittleren Haus einen ge­
meinsamen Schutzraum einzuplanen. So 
würde man zweckmäßig vorgehen und 
die vom Gesetzgeber gebotene Möglich­
keit gemeinsamer Schutzräume ausnut­
zen. 
In der anfangs geschilderten Lage (Neu­
bau in einer Baulücke) würde es nun 
darauf ankommen, die Hauseigentümer 
der bestehenden Nachbarhäuser zu ge-

meinsamer Planung zu veranlassen, 
wobei diese Hauseigentümer die Förde­
rung durch freiwillige Maßnahmen in 
Anspruch nehmen könnten. Wenn das 
jedoch - wie zu erwarten - nicht im­
mer zu erreichen ist, wird der Schutz­
bau für den erwähnten Neubau in der 
Baulücke kostspielig; wesentlich teurer 
jedenfalls, als wenn ein großer gemein­
samer Schutzbau auch für die Nachbar­
häuser errichtet werden könnte. Es 
wird noch eingehender Zusammenarbeit 
zwischen Ministerium und qualifizier­
ten Baufirmen bedürfen, um kleinere 
Typen zu entwickeln, die bei Druckre­
sistenz von 3 atü eine etwas sparsamere 
Lösung darstellen, als in den Richtlinien 
für Luftstoß-Sdlutzbauten enthalten. 

Mehr Menschen als Raum 

Eine weitere Entwicklungsaufgabe steht 
für Luftstoß-Schutzbauten S3 mit grö­
ßerem Fassungsvermögen als 150 Per­
sonen (Schutzbaugruppe) bevor. Bei der 
oben geschilderten Situation eines Kran­
kenhauses, einer Smule oder eines Kin­
dergartens wird es recht häufig fast 
unmöglich sein, mehrere hundert Per­
sonen auf knappem Baugrundstück in 
richtliniengemäßen Schutzbauten S3 
unterzubringen. Man kann - ausrei­
chende GrundsLücksfläche vorausgesetzt 
- z. B. drei Schutzbaugruppen für je 
150 Personen mit dem vorgeschriebenen 
Abstand im oder am Gebäude anordnen. 
Dann wäre man in der Größenordnung 
von 450 Personen. Das ist bereits ge­
legentlich geplant und gebaut worden. 
Vermutlich wird nicht immer ein genü­
gend großes Grundstück vorhanden sein. 
Es fehlt also nom ein Bautyp für 400 
bis 1000 Personen, der an sich nach den 
Richtlinien als Schutzbunker (mit 3 m 
dicken Umfassungsbauteilen) gebaut 
werden müßte; doch das wäre - wirt­
schaftlich gesehen - eine Unmöglich­
keit. Auch hier ist noch Entwicklungs­
arbeit zu leisten, um bei gleichwertigem 
Schutzumfang eine wirtschaftlich sinn­
volle Lösung zu finden. 

Besserer Grundschut% 
Eine der wichtigsten Fragen ist schließ­
lich, ob nicht als "Grundschutz" eine 
Konstruktion zu fordern ist, die eine 
etwas größere Widerstandsfähigkeit ge­
gen Ausläufer von Luftstoßwirkungen 
oder Nahtreffern konventioneller Waf­
fen aufweist. An sich ist nur der Schutz 
"gegen herabfallende Trümmer" im Ge­
setzestext verlangt. Es wird jedoch vom 
Bundesministerium für Wohnungsbau 
angestrebt, diese Forderungen (die von 
der Schutzraumdecke verlangt, eine Be­
lastung von 750 bis 1500 kgfm!, je 
nach Anzahl der Stockwerke, aufzuneh­
men) auch auf die Seitenwände des 
Schutzbaus zu übertragen. Das hieße, 
nicht nur eine tragfähige Deckenplatte, 
sondern auch steife Wände zu konstru­
ieren, die mit der Deckenkonstruktion 
gewissermaßen ein stabiles Rahmen­
werk bilden. 

Für diese Erweiterung der Merkmale des 
Grundschutzes wird vom Ministerium 
angeführt, daß die sog. Luftschutzkeller 
des Krieges auch bei damaliger Waf­
fenwirkung (Bombenteppichen) schon 
versagt hätten. Die Wände wurden durch 

die seitlichen Stoß wirkungen einge­
drückt. 
Es sind also noch einige Fragen offen, 
die voraussichtlich erst in den Rechts­
verordnungen geklärt werden. Ebenso 
ist noch viel Arbeit von Fachleuten des 
baulichen Luftschutzes vonnöten, um 
die vorhandenen Richtlinien dem kom­
menden Gesetz anzupassen. 

Auch wenn man nicht von einem Schutz­
raumbauprogramm für die gesamte Zi­
vilbevölkerung sprechen kann, wird es 
doch gemeinsamer Anstrengungen von 
Behörden, Unternehmern, Baufachleu­
ten und Bauherren bedürfen, um die 
umfangreichen und verantwortungsvol­
len Aufgaben des Schutzbaugesetzes in 
die Tat umzusetzen. 

Schnell 
sicher 
mühelos 
helfen 
mit LUKAS 

Das Universal- Hydro-Werkzeug LU KAS 
hat sich im Einsatz bei allen Arbeiten be­
währt, für die hohe Druck- oder Zugkraft 
notwendig ist. Einige Anwendungsbei­
spiele: Räumen von Trümmern (s. Bild); 
Abstützen von Trägern, Mauern usw.: An­
heben von schweren Lasten; Aufgleisen 
von Schienenfahrzeugen; Biegen dick­
wandiger Rohre; Schieben, Ziehen und 
Heben von Brücken- oder Gebäudeteilen, 
Steinblöcken und allen anderen schwe­
ren Lasten. 

Unser LU KAS - Handbuch 
gibt Ihnen wertvolle 
gungen. Sie erhalten es 
stenlos. 

Frleseke 11 Hoepfner GmbH 
Erlangen-Bruck 
----------

Gutschein für LUKAS-Handbuch 

Name : ... 

Organisation: . 

Anschrift: 
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I d Bei und elter erprob'" 

Notschlafsack für Zwecke des zivilen Bevölkerungsschutzes 
Von Hol n.: Höhl, Donn 

m er Begriff "Ziviler Bevöl-

I kerungsschutz" beschränkt sich 
nicht nur auf Schutzmaßnah­
men baulicher Art, sondern um­

faßt aUe Maßnahmen zum Schutze und 
der Versorgung der Bevölkerung in 
Katastrophenfällen jeder Art. Es ist 
daher eine der vordringlichsten Auf­
gaben aller für den Zivilschutz zustän­
digen behördlidlen und sonstigen Stel­
len und Personen, überlegungen dar­
über anzustellen, wie Unheil von der 
Zivilbevölkerung abgewandt bzw. wie 
dieses in weitgehendstem Maße gelin­
dert werden kann. 
Wer die Verhältnisse während der 
FlüchtIingstrecks in den letzten Mona­
ten des 2. Weltkrieges aus eigenem Er­
leben oder durch entsprechende Berich­
te kennt, weiß auch, wieviel Krankheit, 
Not und Tod hätte abgewandt werden 
können, wenn die Menschen nicht ge­
zwungen gewesen wären, über Wochen 
hinaus Tag und Nacht, ohne den pri­
mitivsten Schutz den Unbilden des Wet­
ters und der Temperaturen preisgege­
ben zu sein. Hier wäre sicherlich ein 
Ausrüstungsstück. einlachster Art als 
Geschenk des Himmels empfunden wor­
den, wenn es nur dem überbeanspruch­
ten, ersdlöpften und ausgehöhlten Kör­
per während der Ruhepausen den 
Sdtutz gegeben hätte, der zu einem 
Ausruhen und zum Sammeln neuer 
Kräfte unbedingt notwendig ist 
Daher ist es mehr als verständlich, 
wenn man sich u. a. auch mit der Frage 
befaßt, ob und auf welche Art und 
Weise man der Bevölkerung in Kata­
strophenfällen eine allererste Hilfe hin­
sichtlich einer fehlenden lesten Unter­
kunft geben kann. 

Ein Angebot aus Norwegen 
Wenn sich auch die Ausgabe von Zel­
ten oder ähnlichen behelfsmäßigen Un­
terkünften anzubieten scheint, so gibt 
es sehr oft Fälle, in denen aus den ver­
schiedensten Gründen auch dies nicht 
mehr möglich ist. Aber auch dann sollte 
der In Not und Verzweiflung geratenen 
Bevölkerung noch ein Schutz gegen 
die Unannehmlidlkeiten und Härten des 
Wetters u. ä. gegeben werden können. 
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Menschen auf der Ffuc:htl Wie viele kon,... 
.... ihr Hab und Gut, soweit es auf einem 
Fuhrwerk Platz fand, noch mitnehmen und 
kamen am Ende doch mit I .. ,en Händen 
anl Ungezäh'. bleiben aUe, die über die 
Straßen zogen und nicht wußten, wo und 
wie sie lich in eine, Pause betten durften. 

Den anzustellenden überlegungen kam 
ein Angebot der Königlich Norwegi­
schen Botschaft in Bonn sehr entgegen. 
Diese bot der Bundesrepublik einen in 
Norwegen und Dänemark bereits ein­
geführten Schlafsack an, der auf Grund 
seiner Form und seines Materials als 
durchaus braudlbar bezeichnet werden 
kann, die zuvor aufgezeigte Funktion 
zu übernehmen. 

Dem Angebot waren die Ergebnisse 
einiger Erprobungen in der Praxis bei 
nordischen Winterverhältnissen beige­
geben. Sowohl diese Ergebnisse wie 
auch das Warenmuster ließen bei uns 
den Eindruck aufkommen, daß es sich 
bei dem angebotenen Gegenstand wirk­
lich um einen Artikel handelt, der die 
ihm zugedachte Aufgabe übernehmen 
kann. 

Da die Wetter- und Klimabedingungen 
bei uns andere sind, wurde es für er­
forderlich gehalten, hier einen eigenen 
Test durchzuführen mit dem Ziel, fest­
zustellen, ob sich das Objekt auch bei 
uns für den vorgesehenen Zweck eignet, 
oder welche Änderungen ggf. noch zur 
Verbesserung der Eigenschaften not­
wendig sind. 

90 Mann Im Test 

Das Bundesamt für zivilen Bevölke­
rungsschutz führte mit Zustimmung 
des Bundesministeriums des Innern 
zwei Erprobungen durch. Diese wur­
den in Gegenden mit landschaftlich 
unterschiedlichem Charakter und zu 
verschiedenen Jahreszeiten durchge­
führt. Die erste Erprobung fand statt 
in der Lüneburger Heide im Monat 
April mit seinem rauhen nassen Wetter 

und seinen unlerschiedlidlen Tempera­
turen und die zweite Erprobung im 
Mittelgebirge (etwa 700 m ü. Nn.) im 
Februar bel klassischen Winterverhält­
nissen. Teilgenommen haben jeweils 
90 Versuchspersonen. Die erste Erpro­
bung dauerte zwei Nädlte und die zwei­
te Erprobung vier Nädlte. 
Bevor über Einzelheiten der Erprobungen 
und der ennittelten Ergebnisse berichtet 
wird. darf zunädlst dargelegt werden, 
welche Anforderungen an einen solchen 
Gegenstand zu stellen sind: 
1. Der AnschafIungspreis muß niedrIg 
sein, damit eine größere Bevorratung 
wirtsdlafttich vertretbar ist. 
2. Der Gegenstand sollte auch unter 
weniger guten Lagerbedingungen lange 
bis unbegrenzt lagerfähig sein. 
a. Der Platzbedarf für die Lagerung 
und das Lagerungs- und Transportge­
wicht müssen gering sein. 
4. Der Gegenstand muß Schutz bieten 
gegen Kälte, Wind, Feuchtigkeit, Nässe 
und Regen. 
5. Das Rohmaterial muß auch in Kri­
senzeiten für eine Produktion zur Ver­
fügung stehen. 
6. Der Gegenstand muß optimal wider­
standslähig sein gegen mechanische Be­
anspruchung. 
7. Auch kranke, alte oder behinderte 
Personen müssen den Gegenstand ohne 
wesentliche fremde Hilfe benutzen kön­
nen. 

Ein Schlafsack aus Papier 

Nun die Beschreibung des erprobten 
Schlafsackes: Er besteht aus einer Ma­
tratze, einem Fußsack, einem Wind­
schutz und einer Oberdecke. Alle ein-



links : Gruppenzelte auf einer schneebedeckten Waldlichtung. Unter 
diesen harten Bedingungen erprobten 90 Männer den Schlafsack. In 
der ersten Nacht wurden die Zelte geschlossen, in der zweiten Nacht 

bl ieben sie offen und in der dritten Nacht mußten die Männer sogar 
auf diesen Schutz verzichten. Rechts: Nächtliche Messung der Tempe. 
ratur in einer Kfz·Halie. Stroh und Papier dienten als Füllmaterial. 

zeInen Teile, mit Ausnahme der unter­
sten Schicht der Matratze, bestehen aus 
wasserfestbehandeltem und gekrepptem 
Kraftpapier. Das Gewicht des Rohpa­
piers beträgt 100 glm! mit einem 
Kreppgrad von 500!o, so daß das Ge­
wicht des fertig gekreppten Papiers 
150 g/m2 beträgt. Die Farbe ist grau­
grün, kann aber beliebig geändert wer­
den. 

Die Matratze besteht aus zwei Papier­
schichten. Die unterste Schicht bilden 
zwei Lagen mit dazwischenliegender Bi­
turneneinlage zum Schutz gegen Boden­
feuchtigkeit. Die Papierschichten sind 
zu einem am Fußende offenen Beutel 
zusammengenäht, so daß die Matratze 
vom Fußende her mit einem beliebigen 
greifbaren Füllmaterial wie Papier, Heu, 
Stroh, Laub usw. gefüllt werden kann. 
Der Fußsack besteht aus einer Papier­
schicht und ist mit seinem unteren 
Ende und den beiden Seiten auf der 
Oberschicht der Matratze angenäht. Er 
hat an den drei Nahtseiten eine Balg­
faltung, um im Gebrauch ausreichend 
groß zu sein. 

Der Windschutz besteht aus einer Pa­
pierschicht und ist mit einer seitlichen 
Längsnaht der Matratze vernäht. Er 
wird bei Benutzung des Schlafsackes 
über den Körper geschlagen. Danach 
wird die Oberdecke zur entgegenge­
setzten Seite hin über den Windschutz 
geschlagen. Diese Oberdecke besteht, 
wie die Matratze, ebenfalls aus zwei 
Papierschichten und ist mit der einen 
Längsseite mit einer des Schlafsackes 
vernäht. Diese Naht und die des Wind­
schutzes liegen jeweils an den gegen­
überliegenden Längsseiten der Matrat­
ze, so daß der Windschutz und die 
Oberdecke gegeneinander über den 
Körper des Benutzers geschlagen wer­
den. Die Oberdecke ist erheblich breiter 
gehalten als die Matratze, damit sie 
den Körper ganz bedeckt und außerdem 
seitlich unter die Matratze gesteckt 
werden kann. Durch Längsnähte ist sie 
in 4 Kanäle unterteilt, damit drei von 
diesen wie die Matratze mit einem wär­
meisolierenden Füllstoff vom Fußende 
her gestopft werden können. Der vierte 
Kanal wird nicht gestopft, sondern un­
ter die Matratze gesteckt. Das obere 
Ende der Oberdecke ist zugenäht, da-

mit der Füllstoff nicht den Benutzer 
des Schlafsackes belästigt. Das Gewicht 
eines Schlafsackes beträgt im nicht ge­
stopften Zustand rd. 2 kg. 

Zum besseren Verständnis darf im fol­
genden über die beiden Erprobungen 
in deren Reihenfolge berichtet werden, 
wobei sich der Verfasser, der an der 
Vorbereitung und Durchführung maß­
geblich beteiligt war, auf das Wesent­
liche beschränken möchte. 

Erste Erprobung 

Für die Untersuchungen wurden die 
90 Teilnehmer in 15 Gruppen zu je 
sechs Personen eingeteilt. Jeweils zwei 
Gruppen biwakierten unter den glei­
chen Umweltbedingungen. Außer in der 
Unterbringung bestanden noch Unter­
schiede im Füllstoff, mit dem die Schlaf­
säcke (nach Gruppen getrennt) gefüllt 
wurden. 

Gruppe Unterbringung Füllstoff 

1 Kiefernschonung Stroh 
2 Kiefernschonung Laub 
3 Gruppenzelte Papier 
4 Gruppenzelte Stroh 
5 Vordach Stroh 
6 Vordach Laub 
7 geschI. Kfz-Halle Stroh 
8 geschI. Kfz-Halle P apier 
9 offene Kfz-Halle Stroh 

10 offene Kfz-Halle P apier 
11 Scheune Heu 
12 Scheune Stroh 
13 Feldscheune Heu 
14 F eldscheune Stroh 
15 F eldscheune Laub 

An die Versuchspersonen wurden zur 
subjektiven Befragung Fragebögen mit 
20 Fragen ausgegeben. Außerdem wur­
den objektive Messungen über die im 
Freien und in den Schlafsäcken auftre­
tenden Temperaturen und relativen 
Luftfeuchtigkeiten gemacht. 

Diese Messungen wurden bei jeder 
zweiten Versuchsperson vorgenommen. 
Für die Messungen wurde ein Hygro­
phil-Feuch tigkei tsmeßgerä t verwendet. 
Dieses Gerät arbeitet auf der Basis eines 
Aspirations-Hygrometers, wobei als De-

tektor ein NTC-Widerstand (negativer 
Temperaturkoeffizient) verwendet w ird. 
Wie bereits erwähnt, wurden die Schlaf­
säcke, einheitlich in den Gruppen, mit 
verschiedenem Füllmaterial ausgestopft. 
Als Füllmaterial wurde Stroh, Laub, 
Heu und Papier verwendet, also Mate­
rialien, die wahrscheinlich überall und 
zu jeder Zeit zur Verfügung sind. Wie 
sich herausstellte, ist Laub und Papier 
nur bedingt geeignet. Ersteres ist in der 
Regel nur feucht zu haben und kann 
daher vom Gewich t her nicht vom 
Schlafsackbenutzer ertragen werden. 
Beim Papier liegt der Grund darin, daß 
dieses vor allem in der Matratze sich 
platt liegt und daher keine weiche und 
isolierende Unterlage bietet. 

Erfahrung sammeln 

Sowohl die Meßergebnisse wie die An­
gaben in den Fragebögen bestätigen, 
daß die Bedingungen in den Schlaf­
säcken dessen Verwendbarkeit grund­
sätzlich zulassen und daß diese sich mit 
zunehmender Erfahrung in der Hand­
habung und im Gebrauch der Schlaf­
säcke besserten. Während die Tempera­
turen in der ersten Nacht im Schlaf­
sack nur zwischen 2° C bis 6° C 
über der Umgebungstemperatur lagen, 
verbesserte sich die Differenz zwischen 
beiden in der dritten Nacht auf 7° C 
bis 14° C. 

Es kann auf Grund der gesamten Um­
stände, Voraussetzungen und vorhande­
nen Bedingungen angenommen wer­
den, daß die bei den Messungen ermit­
telten Werte nur angenäherte Ergeb­
nisse vennitteln. Bei den Messungen 
kam es auch weniger darauf an, absolut 
exakte Werte zu erhalten, sondern le­
diglich darauf, festzustellen, ob und 
welche extremen Verhältnisse im 
Schlafsack auftreten, die u. U. seine 
Brauchbarkeit für den ihm zugedachten 
Zweck ausschließen. Man könnte nun 
sagen, hierfür wäre sicherlich die sub­
jektive Befragung durch die ausgege­
benen Fragebögen ausreichend gewe­
sen. Es wurde jedoch für zweckmäßig 
gehalten, die subjektiven Angaben in 
etwa durch objektive Messungen bestä­
tigen zu lassen, um somit u. a. auch 
einem Einwand einer evU. Beeinflus-
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sung der Versuchspersonen begegnen 
zu können. 
Das Ergebnis der ersten Erprobung aus 
Messungen, subjektiven Angaben der 
Teilnehmer, Erfahrung und Beobach­
tungen kann dahin zusammengefaßt 
werden, daß der Schlafsack sich grund­
sätzlich für den gedachten Zweck eig­
nen wird, daß noch einige Änderungen 
zur Verbesserung der Eigenschaften not­
wendig sind, und daß danach eine zwei­
te Erprobung unter winterlichen Bedin­
gungen durchgeführt werden sollte. 
Die Änderungen bezogen sich insbeson­
dere auf eine Verlängerung des Schlaf­
sackes, auf die Schaffung einer Kopf­
unterlage und eines besonderen Schut­
zes des Kopfes und der Schultergegend 
gegen Wind und Regen und darauf, 
daß von der Oberdecke her kein Ober­
flächenwasser in den Schlafsack ein­
fließen kann. Ferner mußte die Form 
der Matratze sowie der Oberdecke ge­
ringfügig geändert werden. 
In diesem Zusammenhang ist noch zu 
erwähnen, daß der Schlafsack auf 
Grund seines Materials eine gewisse 
Empfindlichkeit gegen mechanische Be-

anspruchung hat, auf die insbesondere 
beim Stopfen und Transport im ge­
stopften Zustand Rücksicht genommen 
werden muß. 
Andererseits ist darauf hinzuweisen, 
daß während der ersten Erprobungs­
nacht ein mittelschweres Gewitter ein­
setzte mit anschließendem mehrstündi­
gern Regen. Die Schlafsäcke in der Kie­
fernschonung waren diesem Wetter un­
mittelbar ausgesetzt und blieben trotz­
dem für die Dauer der Erprobung 
brauchbar. Lediglich die Schlafsäcke. 
mit denen noch nachträglich ein Platz­
wechsei vorgenommen werden sollte, 
überstanden dieses nicht. 

Es zeigte sich ferner. daß das Oberflä­
chenwasser von der Oberdecke her am 
Kopfende in den Schlafsack einIloß, 
und daß dadurch die Schulter- und 
Brustpartien der Benutzer durchnäßt 
wurden. Daher auch der obenerwähnte 
Vorschlag auf eine entsprechende Ände­
rung der Oberdecke. 
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Die Formen und Maße des Schlafsockes in 
seiner ursprünglichen Form und - auf der 
Skizze om Fuße dieser Seite - nach den Er­
probungen. Die Endform ergab sich aus Ver­
besse rungsvorschlägen und hat sich bewährt. 

:nr. I 

Die Teile des Schlafsackes : I. Matratze, 11. 
Fußsack, 111. Windschutz und IV. Oberdecke. 
Der Fußsack (1) und die Kanäle 2, 3 und 4 der 
Oberdecke werden von unten her ausge­
stopft, während Teil 5 fest unter d ie Matratze 
gesteckt werden muß, siehe rechts Figur 2. 
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Nach Abwägung aller Vor- und Nach­
teile einiger vorgeschlagener Maßnah­
men erhält die Oberdecke nun am Kopf­
ende eine Papiermanschette. Hierdurch 
soll erreicht werden, daß das Oberflä­
chenwasser mittels einer nun entstan­
denen Rinne nach den Seiten hin ab­
geleitet wird. 

Zweite Erprobung 

Die 90 Teilnehmer wurden in 12 Grup­
pen zu je 7 bzw. 8 Personen eingeteilt. 
Im Gegensatz zur ersten Erprobung, bei 
der die Versuchsgruppen unter ver­
schiedenen Umweltbedingungen, jede 
Gruppe aber für die Versuchszeit unter 
denselben Bedingungen, untergebracht 
waren, biwakierten die Versuchsgrup­
pen diesmal aUe unter den gleichen 
Umweltbedingungen. Die Anforderun­
gen wurden von Nacht zu Nacht gestei­
gert. Unterschiede bestanden lediglich 
im Füllstoff. Auf Grund der bei der 
ersten Erprobung gemachten Erfahrun­
gen wurde auf Laub und Papier ver­
zichtet. 
Die Versuchsgruppen wurden in der 
ersten Nacht gemeinsam in einer un­
geheizten Turnhalle und in weiteren 
zwei Nächten in Gruppenzelten unter­
gebracht. Die Gruppenzelte wurden in 
Waldlichtungen im Schnee aufgeschla­
gen. Die Zelte waren in der ersten 
Nacht geschlossen. in der zweiten Nacht 
wurden sie geöffnet. Für die dritte 
Nacht wurden die Zelte gänzlich abge­
baut. Die Gruppen biwakierten in der 
letzten Nacht im Freien. 
Es wurden objektive Messungen der 
Temperaturen in den Schlafsäcken und 
der Umgebung vorgenommen. Auf die 
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Messung der relativen Luftfeuchtigkei­
ten wurde verzichtet, da sich bei der 
ersten Erprobung keine Anzeichen für 
solche Werte zeigten, die eine Benut­
zung des Schlafsackes in Frage stellen 
würden. Die Kontrollmessungen wur­
den bei jeder Gruppe an fünf Personen 
vorgenommen. Außerdem wurden wieder 
an alle Teilnehmer zur subjektiven Be­
fragung Fragebögen ausgegeben, die im 
wesentlichen denen bei der ersten Er­
probung entsprachen. 

Für die Messungen wurden Tempera­
turfühler verwandt. Diese bestehen aus 
NTC-Widerständen, deren Widerstand 
sich bei Veränderung der Temperatur 
verändert und mit Hilfe einer in Tem­
peratur geeichten Meßbrücke bestimmt 
wird. 

Im Gegensatz zur ersten Erprobung 
wurden die Messungen in vier hinter­
einanderliegenden Nächten, jedoch auch 
je dreimal vorgenommen. Die erste 
Messung war jeweils zwischen 22 und 
22.30 Uhr, die zweite zwischen 2 und 
2.30 Uhr und die dritte zwischen 5.45 
und 6.15 Uhr. Die Zeiten waren etwa 
die gleichen wie bei der ersten Erpro­
bung. 

Die Versuchszeit war absichtlich in den 
Winter gelegt worden, um mit Sicher­
heit winterliche Temperaturen und Ver­
hältnisse zu haben. Aus dem gleichen 
Grunde wurde als Ort der Hochharz 
gewählt. Während der Erprobung 
herrschten die gewünschten Wetter­
und Temperaturverhältnisse. In diesem 
Falle kann angenommen werden, daß 
auf Grund des anderen Meßverfahrens 
die ermittelten Ergebnisse die tatsäch­
lichen Verhältnisse vermitteln, wobei 
auch mit Abweichungen bis zu ± 5% 

gerechnet werden muß. Für eine Ände­
rung des Meßverfahrens sprachen einer­
seits die bei der ersten Erprobung mit 
dem Hygrophil gemachten Erfahrungen 
und andererseits die überlegung, daß 
auf die Ermittlung der relativen Luft­
feuchtigkeit verzichtet werden konnte. 
Hinsich tlich der Frage, weshalb F rage­
bögen ausgegeben und auch Messungen 
vorgenommen wurden, waren die glei­
chen überlegungen wie bei der ersten 
Erprobung maßgebend. 

Die Temperaturfühler wurden für die 
Messung von den Teilnehmern, bei de­
nen Messungen vorgenommen wurden, 
in der Hüftgegend außen an der Klei­
dung befestigt. Die etwa 2 m langen 
Drahtenden wurden zum Kopfende hin 
aus dem Schlafsack herausgeführt, so 
daß eine Messung der Widerstände sehr 
leicht möglich war. Die Widerstände er­
hielten eine Nummer, die mit der der 
Versuchsperson übereinstimmte. Sie 
wurden zu Beginn der Erprobung an 
jeden persönlich ausgegeben. Die Grup­
penführer hatten verantwortlich dafür 
zu sorgen, daß keine Verwechslung der 
Widerstände eintrat; sie sammelten die­
se jeweils morgens ein und gaben sie 
am Abend wieder an die zugehörigen 
Personen aus. 

Diese Ergebnisse zeigen, daß Zelte oder 
zeltähnliche Unterkünfte zwar einen 
Schutz gegen Wetterbedingungen, nicht 
aber gegen Klima geben. Andererseits 
muß festgestellt werden, daß der 
Schlafsack bei richtiger Nutzung brauch­
bare bis relativ gute Voraussetzungen 

zum Schutze gegen Temperaturen und 
Wetterbedingungen unabhängig von 
der Umgebung bietet. Sowohl in der 
ersten Nacht (Unterkunft in festem Ge­
bäude) wie in den drei folgenden Näch­
ten (Unterkunft in Zelten und im 
Freien) liegt das Mittel aller Meßwerte 
in den Schlafsäcken bei etwa 25° C. 
über die Ermittlung der Temperatur im 
Schlafsack hinaus sollte auch festge­
stellt werden, wie die Verteilung der 
Temperatur innerhalb eines Schlaf­
sackes ist. Zu diesem Zwecke wurden 
bei jeder Gruppe an eine Versuchsper­
son zwei weitere Temperaturfühler aus­
gegeben, die von diesem je in der Brust­
und Fußgegend außen an der Klei­
dung zu befestigen waren. Die Messun­
gen ergaben, daß die Temperaturen 
an diesen beiden Stellen zwar etwas 
niedriger lagen, jedoch kein Anlaß zu 
Bedenken gegen die Verwendbarkeit 
des Schlafsackes besteht. 
Die Auswertung der Fragebogen ergab 
auch in diesem Falle, daß mit zuneh­
mender Erfahrung in der Handhabung 
und Nutzung des Schlafsackes die Fra­
gen in zunehmendem Maße positiv be­
antwortet wurden. Es ist insbesondere 
von Interesse, daß trotz der relativ un­
günstigen Temperaturen und sonstigen 
Bedingungen für ein Biwak im Freien 
rd. 2/ 3 der Teilnehmer mit nur warmer 
Wollbekleidung auskamen und keine 
ausgesprochene Kälteschutzkleidung be­
nötigten. Bis auf Ausnahmen hatten die 
Teilnehmer ihre Tageskleidung an und 
verwandten zusätzlich in der ersten 
Nacht eine Wolldecke und in den wei­
teren drei Nächten zwei Wolldecken. 
Etwa 85% der Teilnehmer kamen ohne 
Schuhzeug und nur mit Strümpfen be­
kleidet aus. Nur in Einzelfällen wurde 
ein zweites Paar Strümpfe verwendet. 

Die Lehren 

Die Ergebnisse der zweiten Erprobung 
können wie folgt zusammengefaßt wer­
den: 
1. Wenn die gemessenen Temperatu­
ren erheblich über denen der ersten Er­
probung lagen, so dürfte dies zwar 
zum Teil auf das für Untersuchungen 
dieser Art geeignetere Meßverfahren, 
nicht aber zuletzt auf die Änderungen 
am Schlafsack zurückzuführen sein. 
2. Die beim Stopfen der Sch.lafsäcke zur 
ersten Erprobung festgestellte Empfind­
lichkeit des Papiers gegen mechanische 
Angriffe besteht grundsätzlich weiter. 
Die Beschädigungen konnten jedoch 
durch entsprechende Aufklärung der 
Teilnehmer über sorgfältigen Umgang 
beim Stopfen auf ein Minimum verrin­
gert werden. 
In diesem Zusammenhang wäre vor­
zuschlagen, zu prüfen, ob das Papier 
nicht noch mehr vergütet werden sollte, 
um den Schlafsack noch widerstands­
fähiger gegen mechanische Beanspru­
chung zu machen und damit gleichzeitig 
die Benutzungsdauer zu erhöhen. Ob die 
damit zweifellos verbundene Kosten­
erhöhung im Hinblick auf die vorge­
sehene Verwendung vertreten werden 
kann, muß von Fall zu Fall beurteilt 
oder entschieden werden. 
3. Die auf Grund der ersten Erprobung 
vorgenommenen Änderungen haben 

sich bewährt. Einige weitere Änderun­
gen wurden vorgeschlagen und sind 
zwischenzeitlich durch die Hersteller­
firma berücksichtigt worden. 

4. Dadurch, daß der SChlafsack aus Ein­
zelteilen zusammengenäht ist, entsteht 
an den Nähten eine Art Perforierung, 
wodurch eine Schwächung des Materials 
entsteht. Entsteht an den Nähten ein­
mal ein Einriß, dann läuft der Riß 
leicht der Pertorierung entlang weiter. 
Verstärkungen der Nahtecken durch 
besondere Vorkehrungen können merk­
lieh Abhilfe schaffen. Unter Umständen 
läßt sich auch Abhilfe schaffen durch 
den Stichabstand innerhalb der Nähte 
oder indem auf eine andere Verbin­
dungsart übergegangen wird. Verbes­
serungen dieser Art haben ebenfalls 
keinen Einfluß auf die Brauchbarkeit 
des Schlafsackes, sondern nur auf den 
Grad der Empfindlichkeit gegen mecha­
nische Beanspruchung. Auch hier wä­
ren wieder überlegungen zu empfeh­
len, ob die mit diesen Verbesserun­
gen verbundene Kostenerhöhungen im 
Hinblick auf den erreichbaren Effekt 
vertreten werden können. 

Für viele Fälle geeignet 

Der eingehende Erprobungsbericht 
stellt auf Grund der Meßergebnisse, der 
bei den beiden Erprobungen gemach­
ten Erfahrungen und der Antworten 
auf die durch Fragebogen gestellten 
Fragen abschließend fest, daß der 
Schlafsack in seiner jetzigen Form und 
Qualität durchaus die ihm zugedachten 
Funktionen übernehmen kann. Weitere 
Vorschläge zur Verbesserung hätten 
lediglich noch Einfluß auf die mechani­
sche Beanspruchung und stellen keines­
falls die Verwendungsmöglichkeit in 
Frage. 
Das Ergebnis rechtfertigt den Hinweis, 
daß auch daran gedacht werden könnte, 
einen Schlafsack solcher Ar t nicht nur 
für den Katastrophenfall in Kriegszei­
ten vorzusehen, sondern auch für alle 
anderen Katastrophenfälle. So wäre es 
beispielsweise denkbar, daß bei der 
überschwemmungskatastrophe im Jah­
re 1962 im Nordseegebiet und Hambur­
ger Raum an die unmittelbar betroffene 
Bevölkerung Schlafsäcke dieser Art 
hätten ausgegeben werden können. 
Jeder, der schon einmal in Massenun­
terkÜflften hausen mußte, mit lose her­
umliegendem Stroh, Heu oder ähnli­
chem als Lager, hätte es sicherlich be­
grüßt, wenn ihm ein solcher Gegen­
stand zur Verfügung gestellt worden 
wäre. Hierdurch wäre ihm gleichsam 
ein Platz angewiesen worden, an dem 
er auch tagsüber seine persönliche Habe 
aufbewahren konnte und den er hätte 
nutzen können. Durch die Ausgabe sol­
cher Schlafsäcke kann jedenfalls sehr 
viel Staub und Schmutz in Massen­
unterkünften vermieden und auch die 
Ausgabe von Wolldecken vermindert 
oder je nach Jahreszeit oder Art der 
Unterkunft darauf verzichtet werden. 

Abschließend sei noch der Hinweis ge­
stattet, daß diese Erprobungen nur 
durch den selbstlosen Einsatz der Teil­
nehmer möglich waren und daß diesen 
Dank und Anerkennung für ihre Opfer­
bereitschaft und Leistung gebührt. 
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Von S.Edward Eaton und 

Dr. Paul C. Aebersold 

Bedeutung Ihrer friedlichen Nutzung und Ihre derzeitigen Anwendungsbereiche • 11. Tell 

In den nachfolgenden AusfUhrungen gibt S. fdward faton 
weitere praktllche Beispiele 'Ur elnlgo Grundlagenforlchun90n 
mit Hilfe der Radioisotope. Eaton gehört dem Vontand der 
Arthur D. Llttlo Inc. an, einer privaten Forschungiorganisation. 
die Im Auftrag zahlreicher 9roßer Wlrtschaft.unternehmen 

diele Grundlagenforschung betreibt. - Unler Iwelter Auf­
latz .. Radioisotope und landwirtschaft" wurde geschrieben 
von Dr. Paul C. Aeberlold. Direktor der Abteilung Isotope­
entwicklung der US-Atomenergle-Kommlulon. Dleler Beitrag 
behandelt die Bedeutung der Isotope fUr die Landwirtschaft. 

Q uellen nuklearer Strahlung, wie 
Radioisotope oder radioaktiv ge­
machte Materialien, werden heute 

als Indikatoren in immer größerem Um­
fang von der Industrie verwendet - in 
der Forschungs- und Entwicklungsarbeit 
sowie in der Fertigung zur Qualitäts­
kontrolle. 
Mit der Bezeichnung "Indikator" oder 
"Tracer" soll ausgedrückt werden, daß 

diese radioaktiven Materialien dazu 
verwendet werden, um bestimmte che­
mische oder andere Vorgänge exakt zu 
analysieren, und zwar durch "Verfol­
gung" oder "Ortung" dieser "gezeichne­
ten" Materialien mittels entsprechender 
Meßgeräte während des zu analysieren­
den Vorganges. Sie geben dem Wissen­
schaftler oder dem Techniker al so die 
Möglichkeit, die Spuren und Wege be-

An ihrem Bestimmungsort angelangte Radioisotope sind mit Greifern dem Versandkaslen 
entnommen worden und werden hier zum " Durchleuchten" eines schwe ren Gußrohres 
verwendet. In der Mitte auf dem zu prüfenden Masch inenteil liegen die Filmplotten. 

stimmter Substanzen genau zu verfol­
gen und damit Einblick in Vorgänge zu 
gewinnen, die ihnen bislang bei An­
wendung der konventionellen analyti­
sdlen Verfahren versdtlossen blieben. 

Feststellung der Abnutzung 
So haben zum Beispiel Versdlleißunter­
suchungen an Motoren mit Hilfe rad io­
aktiver S toffe sowohl den Olgesell -



sdlaften als auch den Motorenbauern 
wichtige Aufschlüsse darüber gegeben, 
wie und in welcher Weise sie ihre Pro­
dukte verbessern können. Bei diesen 
Tests wurden z. B. Kolbenringe in 
einem Reaktor bestrahlt und anschlie­
ßend in die Kolben einer Versuchsma­
schine eingebaut. Auf diese Weise war 
es möglich, genau festzustellen, wie 
stark der Metallabrieb der Kolbenringe 
während des Betriebs ist - welche 
Mengen Metallspäne sich dabei im Öl 
ansammeln - und welchen Abnut­
zungsgrad bestimmte Kolbenringe auf­
weisen. 
Während früher die Testmotoren erst 
200 bis 500 Stunden lang auf dem Prüf­
stand laufen und anschließend wieder 
vollkommen auseinander genommen 
werden mußten, um den Abnutzungs­
grad mit herkömmlichen Mitteln fest­
zustellen, sind bei Verwendung von Ra­
dioisotopen heute nur noch Laufzeiten 
von 4 bis 8 Stunden erforderlich. An 
Hand des sich im Öl befindlichen Ab­
riebs läßt sich dann leicht, und ohne daß 
der Motor auseinander genommen wer­
den muß, der Abnutzungsgrad ermitteln. 
Durch die Verwendung von Radioisoto­
pen in Werkzeugstählen ist es heute 
ebenfalls möglich, bei Werkzeugen den 
Abnutzungsgrad und die Stellen der 
stärksten Beanspruchung exakt festzu­
stellen. Auch für die Ermittlung des 
Abriebs bei Autoreifen ergeben sich die 
gleichen Möglichkeiten, ohne daß, wie 
bisher, dafür zeitraubende und kost­
spielige Straßentests nötig sind. Viele 
ähnliche Beispiele dieser Art ließen sich 
hier noch anführen. 

Hilfsmittel der öllndustrle 
Zu einem unersetzlichen Hilfsmittel 
sind die radioaktiven Indikatoren be­
reits für die Olindustrie geworden, in 
der sie heute praktisch in allen Phasen 
der Olgewinnung, - verarbeitung und 
-verteilung benutzt werden. 
Bei der Erschließung von Ölquellen ge­
ben sie z. B. wichtige Hinweise und 
Aufschlüsse über die geologische Struk­
tur des Bodens, über Brüche im Bohr­
loch sowie über die jeweilige Lage des 
beim Bohren verwendeten sogenannten 
Bohrschlamms und Zements; in den 
Raffinerien sind sie unerläßliche Hel­
fer in der überwachung und Steuerung 
des Produktionsablaufs sowie bei der 
Messung der Durchflußraten der ver­
schiedenen Produkte; beim Pipeline­
transport von Erdöl- und Raffinerie­
produkten dienen sie als "Markierungs­
zeichen" für die verschiedenen Produk­
te. Dies geschieht in der Weise, daß 
eine winzige Menge einer radioaktiven 
Substanz an der Pumpstation jeweils 
dann in die Pipeline eingeführt wird. 
Mit Hilfe von Meßgeräten, die entlang 
der Pipeline angebradJ.t sind, läßt sich 
dabei jeweils der genaue Standort der 
einzelnen "Kolli" feststellen. Dadurdl 
wiederum werden die Pumpenwärter 
in die Lage versetzt, im richtigen Zeit­
punkt die Ventile zu öffnen oder zu 
schließen und die einzelnen Sendungen 
unvermisdlt an ihre verschiedenen Be­
stimmungsorte zu dirigieren. 

Bereicherung fUr chemische Industrie 
Auch für die chemische Industrie stellen 
die Radioisotope eine wertvolle Berei­
dlerung sowohl im Hinblick auf die For-

Die Olindustrie verwendet Radioisotope, 
um die versch iedenen Olarten, die durch 
l eitungen flieBen, genau zu kennzeichnen. 

sdlung als auf die Produktion dar. Nach 
übereinstimmender Meinung der Wis­
senschaftler dieses Industriezweigs er­
bringen die mit Hilte von radioaktiven 
Materialien durchgeführten Verfahrens­
analysen sehr viel genauere Resultate als 
die, bei denen nur konventionelle Me­
thoden angewandt werden. Ganz exakte 
Werte sind aber gerade hier in solchen 
Fällen eine unerläßliche Voraussetzung, 
in denen etwa stark verdünnte Flüssig­
keiten anderen zugesetzt oder winzige 
Mengen einer testen Substanz mit an­
deren Stoffen vermischt werden müs­
sen. Bei der Herstellung von Halblei­
tern aus Germanium oder Silizium z. B. 
ist dies ein besonders wichtiger Ge­
sidltspunkt, da schon minimale in 
ihnen enthaltene Verunreinigungen 
einen sehr großen Einfluß auf ihre 
elektrischen Eigensdlaften haben. 

Radioisotope Im Flug.eugbau 
Eine ganz andere Autgabe haben da­
gegen die Radioisotope im Flugzeugbau 
übernommen, wo sie heute in Form 
winziger Mengen radioaktiven Cäsiums 

Von diesem Beet werden möglicherweise 
die Bauern der ganzen Welt profilieren. 
Wissenschaftler untersuchen die Wirkung 
von radioaktivem Kobalt, das in dem Rohr 
in der Mitte des Beetes enthalten ist, auf 
das Wachstum bestimmter Pflanzenarten. 

13 



Radioaktives Kobalt liefert nier anstelle einer Röntgenrönre, die 
überdies nur mit einer Hochspannungsanlage betrieben werden könn­
te, die durchdringende Strahlung zur Prüfung von Schweißnähten an 
einer großen Rohrleitung. Ub.r 550 amerikonische Unternehmen ver­
wenden heute schon Radioisotope für Zwecke der Werkstoffprüfung. 

in den Werkzeugen der Monteure an­
zutreffen sind. Sie sollen verhindern, 
daß Werkzeuge in den Tragflächen oder 
im Rumpf der Flugzeuge versehentlich 
von den Arbeitern zurückgelassen wer­
den und später schwerwiegende Schä­
den anrichten. Die "gekennzeichneten " 
Werkzeuge selbst sind, was ihre Strah­
lungsintensität anbelangt, vollkommen 
ungefährlich, denn die von ihnen aus­
gesandte Strahlung ist schwächer als d ie 
der Radioziffern der Bordinstrumente. 

Verwendung In der Forschung 
Abschließend seien hier noch zwei Bei­
spiele für die Verwendung von radioak­
tiven Indika toren in der pra ktischen 

Forschung a ngeführt, um einmal in De­
tails aufzuzeigen, welche Möglichkeiten 
heute den Forschern mit den Radioiso':' 
topen in die Ha nd gegeben sind. 
I n dem einen Fa ll hatten die Forscher 
den Auftrag, genau festzustellen, ob ein 
den Reyonfasern vor dem Verspinnen 
zugesetztes Gleitmittel s ich gleichmäßig 
auf der Faseroberfläche verteilt und um 
welche Mengen es sich dabei im einzel­
nen handelt. Diese Untersuchung war 
notwendig geworden, weil beim Ver­
spinnen und Färben der F asern gewisse 
technische Schwierigkeiten aufgetreten 
w aren - Schwierigkeiten, die allgemein 
auf das Gleitmittel zurückgeführt wur­
den. Eine genaue Analyse dieses Pro-

blems war mit den herkömmlichen Mit­
teln deshalb nicht möglich , weil die den 
Fasern zugesetzten Mengen des Gleit­
mittels äußerst gering wa ren. 
Dennoch konnten die Wissenscha ftler 
eindeutig nachweisen, daß das Gleitmit­
tel ga nz gleichmäßig aufgebracht wor­
den war und daß die Schwierigkeiten 
beim F ärben und Verspinnen daher auf 
a ndere, unbekannte Faktoren zurückzu­
führen sind. Die Durchführung dieser 
Analyse w ar verhä ltnismäßig einfach : 
das Gleitmittel wurde radioaktiv ge­
macht, und anschließend wurden zahl­
reiche Fase rproben auf ihre Radioakti­
vität hin untersucht, um den Grad der 
Strahlungsintensität zu ermitteln. 



In dem anderen Falle ging es darum, 
die Wirksamkeit eines Imprägnierungs­
mittels hinsidttlidt seiner Tiefenwir­
kung genau zu untersudten. Das Unter­
nehmen wollte dabei speziell den Be­
weis erbringen, daß sein Präparat in 
der Lage ist, auch dicke Rostsdtidtten 
auf Stählen zu durdtdringen. Mit den 
üblichen Hilfsmitteln war dieser Beweis 
nhnt zu erbringen. Dadurch aber, daß 

man das Imprägnierungsmittel radioak­
tiv machte, es auf den verrosteten Stahl 
auftrug und ansdtließend die einzelnen 
Rostschichten nacheinander abtrug und 
auf ihre Radioaktivität hin untersuchte, 
konnte man feststellen, daß selbst noch 
am festen Stahl ein gewisser Prozent­
satz Radioaktivität vorhanden war, und 
damit die Wirksamkeit des Mittels be­
weisen. 

Radioisotope und Landwirtschaft 
Auch auf die amerikanische Landwirt­
schaft haben die zahlreichen neu ent­
wickelten Anwendungsmöglichkeiten 
für Radioisotope einen sehr nachhalti­
gen Einfluß gehabt. Mit Hilfe dieser 
vielseitigen nuklearen Werkzeuge ist es 
der Agrarforschung in den letzten Jah­
ren möglich gewesen, ertragreichere 
Nutzpflanzen, bessere Düngungsverfah­
r en und Fütterungsmethoden zu ent­
wickeln und somit zu einer wesentli­
chen Steigerung der Produktivität in 
der Landwirtschaft beizutragen. 
Die Radioisotope sind ungemein viel­
seitig, und da ihre Strahlungen selbst 
noch bei einer milliarden-, ja billionen­
fach geringeren Intensität nachzuwei­
sen sind, werden sie als ultrasensitive 
Indikatoren für alle nur denkbaren che­
mischen und biologischen Systeme, und 
zwar bei Pflanzen, Tieren und Men­
schen, verwendet. 

forschungsarbeit beschleunigt 
Mittels der "Indikatorentechnik" ist es 
der Agrarforschung heute möglich, die 
verwickeltsten Probleme zu lösen und 
die Forschungsarbeit so zu beschleuni­
gen, daß neue Produkte und neue Ver­
fahren weitaus früher als sonst in der 
Praxis ausgewertet werden können. 
Diese Grundlagenforschungen erstrek­
ken sich dabei über das breite Spektrum 
der gesamten landwirtschaftlichen Pro­
duktion und der Nahrungsmittelverar­
beitung. 
Zu den wichtigsten Forschungsgebieten 
gehört die Düngung. Es ist allgemein 
bekannt, daß ein nicht unerheblicher 
Teil des in den Boden gebrachten Dün­
gers von den Pflanzen aus verschiede­
nen Gründen nicht aufgenommen und 
somit vergeudet wird. Mit Hilfe der . 
Radioisotope ist es jetzt aber möglich, 
die Vorgänge der Düngerabsorption bei 
Pflanzen genau zu analysieren und im 
einzelnen zu ermitteln, wo, wann und 
wie der Boden gedüngt werden muß, 
in welchem Wachstumsstadium die 
Pflanzen die größten Nährstoffmengen 
aufnehmen, und bis zu welchem Grad 
der Boden aufgelockert und gewässert 
werden kann, ohne daß der Dünger 
seine Wirkung verliert. 

Ertragssteigerung trotz Einsparung 
Die Agrarforschung hat sich in den ver­
gangenen Jahren der Phosphatdüngung 
deshalb besonders angenommen, weil 
von der amerikanischen Landwirtschaft 
pro Jahr Phosphate im Wert von rund 
150 Millionen Dollar verwendet werden 
und schon geringe Verbesserungen in 
den Düngungsmethoden wesentliche 
Einsparungen erbringen können. Darum 
hofft auch die Wissenschaft, mit Hilfe 
der Radioisotope (in diesem Fall radio­
aktiver Phosphor) die Düngemetho-

den so zu verfeinern und zu spezifizie­
ren, daß jährlich etwa 'ho der Summe 
- das wären immerhin 15 Millionen 
Dollar - bei gleichzeitiger wesentlicher 
Ertragssteigerung eingespart werden 
kann. Bei Alfalla (Luzerneart) z. B. 
konnten die Agrarforscher auf diese 
Weise die Erträge um 50---75 Prozent 
erhöhen und im Bundesstaat Oregon 
den Kunstdüngerbedarf der Farmer (an 
Sulfaten) um 10 Prozent senken. Da im 
Bundesstaat Oregon der Boden über 
weite Strecken nur einen sehr geringen 
Schwefelgehalt aufweist, mußten die 
Farmer hier jährlich etwa 800000 Dollar 
für die SuUatdüngung aufwenden. 
Durm die Verwendung von radioakti­
vem Schwefel konnten die Agrarwis­
senschaftler jedoch nachweisen, daß zu­
mindest 10 Prozent des eingebrachten 
Düngers vergeudet wurden, weil man­
che Böden auf die Sulfatbehandlung 
einfach nicht ansprechen. 

Neue Düngungsmethoden 
Die "Foliar"-Düngung, d. h. das Bestäu­
ben oder Besprühen des Blattwerks, der 
Stengel oder Früchte einer Kulturpflan­
ze mit mineralischen Nährstoffen, ist 
zwar schon seit langem bekannt, aber 
dieses empirische Verfahren konnte erst 
dann auf eine wissensmaftliche Basis 
gestellt werden, als die Forscher mit 
Hilfe der Radioisotope die genaue 
Wirkungsweise festzustellen in der 
Lage waren. So haben zahlreiche Tests 
bewiesen, daß mittels Blattdüngung 
vielen Pflanzen der größte Teil der von 
ihnen benötigten Nährstoffe zugeführt 
und dabei eine weitaus wirksamere 
Düngeraufnahme erreicht werden kann 
als bei der Bodendüngung. Bis zu 95 
Prozent des aufgesprüh ten Phosphors 
können von einer Pflanze über Blätter 
und Stengel aufgenommen werden -
wie es sich überhaupt herausgestellt 
h at, daß dies die wirksamste Phosphat­
düngungsmethode ist. 
Wie andere Versuchsreihen ergaben, 
lassen sich sowohl Mineralmangel als 
auch Düngerbedarf leicht und ohne 
Schwierigkeiten mittels Sprühverfahren 
ausgleichen bzw. decken. In den ameri­
kanischen Zitrus-Plantagen z. B. wer­
den Zink- und Eisenmangel des Bodens 
heute ausschließlich durch Besprühen 
des Blatt- und Zweigwerkes ausgegli­
chen, und der Magnesiummangel bei 
Sellerie kann auf die gleidte Weise 
selbst dann behoben werden, wenn bei 
einer entsprechenden Bodendüngung 
keinerlei Ergebnisse erzielt wurden. 

Wachstumslörderung 
Zahlreiche Nutzpflanzen, insbesondere 
jedoch Obstbäume und Gemüse, machen 
in der Blüte- und Reifezeit verschiedene 
kritische Perioden durch, Wachstumssta-

A E FORMATIONEN 

DIE AU ER-Atemschutz maske Z 56 
mit Filtereinsalz 89 BISt 

Die Atemschutzmcske Z 56 i st aul Veran lassung 
des Bundescmtes tur zivilen BeVÖlkerungs· 
schutz tur den zivilen Bevölkerungsschutz ent· 
wickelt worden . 
In Verbindung mi t dem Fillereinselz 89 BISt 
gewähr leislet sie sicheren Atemschutz. Sie 
dient spetiell tum Schutz der Personen, die 
im zivilen Bevölkerungsschult, im Bergungs· 
und Hilfsdienst, Im Feuersd"lulz sowie in Ein­
heiten des Deutschen Roten Kreutes usw. tätig 
sind , und bletel VOllständigen Schult gegen 
elle Gese (eußer CO) und Sd"lwebstofle. Ge­
sicht, Atemwege und lunge sind gegen che­
misd"le Einwirkungen ebenso wie gegen radio­
aktive und biologische Einwirkungen geschUtzt. 
Die AUER·Atemsd!ultmaske Z 56 Ist eine Voll­
maske. die sld! gesdicht dem ~esicht an­
Schmiegt und aus nahtlosem, weißem Form­
gummi hergeslellt 151, um bel sterker Wärme· 
slrehlung gule Rellexlon tU e rreichen. Der be­
sonders cusgesuchte Gummi ve rh indert btw. 
erschwert euch bel längerem Einwirken das 
Durchdringen chemischer Stolle. Die Kopf­
bänderung Ist spinnelö rm ig, cuswechselbar 
und besieht ebenlclls eus weißem Formgummi. 
Des ovale Anschlußslück. mit I!:undgewinde. 
anschluß nech DIN 3183 enthält die Ventile für 
die Zweiwegetmung. Neben dem halbrund­
lörmlg geschnittenen Elnatemventil eus Gummi 
Ist des Ausctemvenlil als Gummistufenventil 
im AnschlußstOck unterhalb d es Rundgewinde· 
anschlusses au f einem Kunststolluntertell be· 
fesllgt . Ein vor dem Venli l euswechse lbar en· 
gebrachles Vorkemmersieb eus Kunslsloff 
schließt die Venl1lvorkamme r ab und verhindert 
des Verschmutzen des Ventils durch Steub . 
Nech der Maskeninnenseite Ist das Ausetem­
ventil ebenlell. durd"l ein euswechselbcres 
Kunslslollsleb geSchUlt!. 
Zur AUE R-AlemschulzmGske Z 56 wird d.,s kom­
binierte AUER·Ges· und Schwebs tofli1ter 89 BISt 
geileiert , das nach Abscheideleistung und 
Atemwiderstend der Schututufe Ille des Deut­
schen Ausschusses tut Atemschulzgeräte enl· 
spricht. Des GasIlIter hält die gasförmigen 
Bestcndteile chemlsd"ler Stoffe tU rück. Das 
Schwebstoffiller schUttt tusätllich gegen 
solche chemlsd'len Atemgille, die cis fein ver­
teilte tlüssige oder leste Bestandteile der 
Atemlull beigemengt sind, wie euch gegen 
biologische und redloaktive Einwirkungen 
bzw. radioaktive Sl äube. Des Filter 89 BISt 
schüttt aber nicht gegen Kohlenmonoxyd. 

AUERGESELlSCHAFT GMBH 
BULIN N 6S !WUT) 

nUff, pottf . ... n6 . nANUUU f M., , .......... ttlJ 
HAMIU IG 1, 'roh 'litt tI . NU N ovn, .O ..... korlt. 

ft,aI,U · MUNCMINU. 'ottt .... .., 
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In versch iedenen Pflanzen behä ltern wird 
mit Hilfe von Radioisotopen festgestellt, 
we lche Wasse rme ngen und Düngemittel 
für das Zuckerrohr am z.uträglichsten sind. 

dien, in denen sie große Mengen an 
Nährstoffen benötigen - während der 
Boden vieUach diese Stoffe in nicht 
ausreichenden Mengen enthält. Versu­
che mit radioaktiven Indikatoren kön­
nen gerade in dieser Hinsicht wesentlich 
mit dazu beitragen, die Entwicklungs­
probleme der Pflanzen kennenzulernen 
und Aufschlüsse darüber zu gewinnen, 
auf welche Weise sich höhere Erträge 
erzielen lassen. 
In Anbetracht der Tatsache, daß von 
der US-Landwirtschaft jährlich rund 
1,25 Milliarden Dollar für Kunstdünger 
und Kalk ausgegeben werden, muß sich 
jede Verbesserung in der Kunstdünger­
anwendung zweifellos in Millionen­
beträgen niederschlagen. 

Unkraulbekämpfung 
Ein anderes schwerwiegendes Problem 
für die Landwirtsdtaft ist die Unkraut­
bekämpfung. Nach zuverlässigen Schät­
zungen dürften sidt die durch Unkraut 
vcrursadtten jährlichen Produktions­
ausfälle in der US-Landwirtschaft auf 
etwa 4 Milliarden Dollar belaufen. 
Schon diese Ziffer zeigt, weldt große 
Bedeutung der Agrarforschung mit Ra­
dioisotopen gerade in dieser Hinsicht 
zukommt. Denn mit diesen wirksamen 
Hilfsmitteln haben die Forscher heute 
ein Instrument zur Hand, mit dem sie 
genau feststellen können, wie und in 
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welcher Weise die verschiedenen Herbi­
zide auf die Pllanzen einwirken und wie 
eine wirksame Bekämpfung möglich ist. 
Gerade aul diesem Gebiet konnten in 
den vergangenen Jahren große Erfolge 
erzielt werden. 
Pflanzen regulatoren werden in den 
Obstbaubetrieben heute dazu benutzt, 
die Blütenstände der Bäume auszudün­
nen, um dadurch größere Früchte zu er­
zielen und um später, bei der Reile, ein 
vorzeitiges AbfaUen der Früchte zu ver­
hindern. Auch. diese Regulatoren sind 
das Ergebnis intensiver Forschungen 
mittel Radioindikatoren. 

Auch. die Enlblätterung der Baumwoll­
pflanzen erfolgt in der gleichen Art. 
Auf Grund verschiedener mit Isotopen 
durchgefilhrter Versuche war es den 
Forsdtern möglich, sogenannte "Vor­
ernte-Chemikalien" zu entwickeln, nach 
deren Anwendung die Pllanzen ihre 
Blätter verlieren, so daß die maschi­
nelle Aberntung der Baumwollkapseln 
sehr viel rationeller durchgeführt wer­
den kann. Auf diese Weise konnten in 
einigen Hauptanbaugebieten der USA 
die Erntekosten der Baumwolle bis zu 
50 Prozent gesenkt werden. 

Mit Hilfe einer neuartigen Radioisotopen­
sonde, di e in den Boden versenkt wird, 
läßt sich rasch die Bodenfeuchtigkeit und 
Bodendichte bestimmen; dieses Ve rfahren 
wird in den USA vor allem beim Straßen­
bau oder be i der Anlage von Rollbahnen 
auf den Flughäfen mit Erfolg angewandt. 



Schwimmende 

BRUCKEN 
Ein neuer Film des Technischen Hilfs­
werks· Von Dr. Julius Fischer 

Im Auftrag der Bundesanstalt Techni­
sches Hilfswerk hat die Dia-Film 
GmbH. einen Aufklärungs- und Werbe­
film über den Schwimmbrückenbau 
hergestellt. Die Aufnahmen für diesen 
Film, der den Titel "Schwimmende 
Brücken" trägt, wurden an der THW­
Schule Hoya gedreht. Sie vermitteln 
einen Einblick: in den Ablauf eines 
Lehrgangs von der Ankunft der Teil­
nehmer an, die aus allen Teilen des 
Bundesgebiets nach Hoya kommen. zei­
gen den Fortgang des Unterrichts im 
Lehrsaal , auf dem Übungsgelände und 
auf dem W asser bis zum Abschluß 
durch einen Brückenbau mit schwerem 
Gerät über die Weser. 
Auch wer vorher noch wenig vom 
Schwimmbrückenbau gehört hat, und 
wer sich nicht recht vorstellen kann, 
was alles die Helfer in Theorie und 
Praxis beherrschen müssen, um beim 
Bau von Fähren und Schwimmbrücken 
ihren Mann stehen zu können, gewinnt 
einen außerordentlich lehrreidlen Ein­
druck von diesem neuen, vielseitigen 
und interessanten Autgabengebiet des 
Technischen Hilfswerks. 
Man sieht den Unterricht an Lehrta­
feln und Modellen. Dann wird vorge­
führt, wie sich die Helfer mit dem Ge­
rät vertraut machen, wie sie das Fah­
ren auf dem Wasser in seinen versdlie­
denen Formen erlernen, bis sie imstan­
de sind, die schweren Pontons mühelos 
zu Wasser zu bringen, fadlgerecht Fäh­
ren zu bauen und diese Fähren in rei­
bungsloser Zusammenarbeit zu einer 
Brücke einzufahren, die der Belastungs­
probe durch schwere Fahrzeuge stand­
hält. 
Das alles rollt in hervorragend aufge­
nommenen Bildern in fesselnder Folge 
vor dem Zuschauer ab. Am Schluß sieht 
er dann in geschickter überblendung, aus 

Fahren auf dem Wasser mit Motorbooten 
und Pontons will gelernt sein. Es gehört 
mit :z.u den so oft geübten GrundbegriRen 
des Fähren. und Schwimmbrückenbaus. 

welcher beruflichen Umgebung die Hel­
fer stammen, die soeben Proben ihres 
technischen Wissens und Könnens ge­
geben haben. Vom Ponton aus springt 
die Kamera an den Schraubstock in der 
Werkstatt, an das Zeichenbrett im Zei­
chensaal, in ein chemisches Laborato­
rium, ja sogar auf einen Bahnsteig. 
Diese Reportage läßt keinen Zweifel 
daran, daß der Schwimmbrückenbau 
vor allem ganze Kerle anzieht, gleich­
gültig wie alt sie sind und was sie im 
Alltag tun. 
Das Drehbuch zu diesem Film schrieb 
earl Erras, der auch Regie führte. Er 
hat sich in erstaunlichem Einfühlungs­
vermögen den anspruchsvollen Stoff 
zu eigen gemacht. An der Kamera stand 
Helmut Gerzer. Den Schnitt besorgte 
Christa Kindt. Die Musik für die Unter­
malung schrieb Eric-Landy. Wie gut 
sie ihre Same machten, geht daraus 
hervor, daß der Film von der Filmbe­
wertungsstelle der Länder der Bundes­
republik Deutschla nd das Prädikat 
"Wertvoll" erhalten hat. 
Es ist beabsichtigt, den Streifen als Kul ­
turfilm im Vorspannprogramm der öf­
fentlichen Lichtspielhäuser zu zeigen. 
Darüber hinaus werden den Landes­
und Ortsverbänden 16-mm-Lichtton­
Kopien im Rahmen des THW-Filmver­
leihs zur Verfügung gestellt. 

Rechts oben: "Wasserwärts marsch!" Ein Ponton wird mit vereinten Kräften zu 
Wasser gebracht. Bild darunter: Die Fähren werden zur Brücke verriegelt. Rechts 
unten : Fähren aus schwerem Gerät werden eingefahren. links unten : Eine schwer· 
beladene Fähre wird über die Weser gedrückt. Die THW·Helfer haben gut gearbeitet. 



Noch bevor d ie eigentlia.en Rettungsarbei­
ten begannen, legten die Helfer der Retfungs­
staffel ihre Sa.utzmasken an. Die grimmig. 
Költe lieB darüber hinaus die Handhabung 
der Rettungsgeräte nur in Handschuhen zu. 

Ge.neinscha"l'sübung 
bei gri.n.nige.n Frosl' 
Johanni.er-Unt'all-Hilt'e und BLSV 

E s war an einem Samstagnadmut­
tag. Die Quecksilbersäule des 
Thermometers stand auf minus 

15 Grad. Der Wetterbericht hatte .Ski 
und Rodel gut" gemeldet. Aber das nahe 
Oberbergische Land mit seinen vielen 
Wintersportmöglichkeiten hatte die jun­
gen Heller und HeUerinnen der Johan­
niter-Un!all-Hille und des Bundeslu!t­
schutzverbandes in Bonn nicht aus der 
Stadt locken können. 
Sie hatten sich an diesem arbeitsfreien 
Tag zusammengefunden, um Einsatz 
und Zusammenarbeit bei der Katastro­
phenhillc zu üben. 
Das war nun die angenommene Lage: 
Ein Flugzeug mit chemischen Kampf­
stoffen an Bord war abgestürzt; 
Kampfstoffkanister liefen aus, Men­
schen wurden verletzt und verschüttet, 
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es brannte. Ort der Handlung: Ubungs­
gelände der BLSV-Ortsstelle Bonn. 
Das Gelände selbst gleicht an diesem 
Tag einer Eisbahn. Ein alannierter 
Selbstschutzzug rückt an. Die Helfer 
tragen Schutzmasken, denn das gehört 
zur übung. Bald hallt der Ruf "Wasser 
marsch!"; die Kraftspritzenstaffel kreist 
rasch das Feuer ein und bringt es un­
ter Kontrolle. Die RettungsstafIel hat 
inzwischen einen verschütteten Keller­
eingang freigelegt und ist in das Innere 
des beschädigten Hauses eingedrun­
gen. 
Es gilt, Verletzte aus dem kampfsto1J­
verseuchten Keller zu bergen, die dann 
durch die Laienhelferstaffel versorgt 
werden. 
Die weitere Betreuung und den Ab­
transport in ein Krankenhaus überneh-

mcn dann die mit allem erforderlichen 
Gerät gut ausgerüsteten Helfer der 
inzwischen an der "SchadensteUe" 
eingetroffenen Johanniter-Unfall-Hi1!e. 
Schnell wurde noch ein Fall angenom­
men, bei dem die Unfallhelfer den 
Einsatz eines Beatmungsgerätes demon­
strieren mußten. 
Strenger Frost, die gegen Ende der 
übung einsetzende Dunkelheit und die 
Arbeit unter der Schutzmaske stellten 
a n a lle Helfer und Helferinnen harte 
Anlorderungen. 
Unter den kritischen Augen des Haupt­
geschältstührers der J ohanniter-Unfall­
Hilfe, von Heimendahl, und des BLSV­
Ortsstellenleiters von Bonn, Lohbeck, 
fand diese Gemeinschaftsübung einen 
für alle Seiten befriedigenden Abschluß. 

Heinz SüUerlin 



Fünfxehn Grad Kälte herrschten während der 
Gemeinsc:haftsübung. Kein Wunder, daß die­
ses Feuer, an dem man schnell einmal die 
kalten Hände wieder erwärmen konnte, von 
vielen Helfern auch dankbar begrüßt wurde. 

Bis die letzten "Verwundeten" geborgen wa­
ren, war es schon finster geworden. Oie "Ver­
letzungen" waren vorher bestimmt worden. 
Vor dem Abtransport in ein Krankenhaus 
wurden entsprechende Verbände angelegt. 

In diesem Sanitäts fahrzeug ist jeder Quadrat­
zentimeter Raum sinnvoll genutzt. Gerne nah­
men die Angehörigen der Johanniter die 
Gelegenheit wahr, den Selbstschufzhel­
fern die Einsatzmöglichkeiten zu erläutern. 
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Dies sind die Einze lteile des Orospi­
rotors. Statt in der Tragedose können 
die Teile auch in einer Trogetasche aus 
Segeltuchstoff aufbewahrt werden. 
Viele Ärzte führen dieses Gerät stän­
dig in ihrem Pkw griffbereit mit sich. 

Das ist die sogenannte "stabile Seiten­
lage", in die ein Bewußtloser ohne 
Eigenatmung gebracht werden soll, da­
mit eventuell Blut, Schleim oder Er­
brochenes aus dem Mund nach außen 
abfließen kann und der Verunglückte 
nicht in Gefahr kommt, zu ersticken. 

Lebensrettung 
durch 
Atemspende 

13 000 Menschen sterben jährlich auf bundesdeut· 
schen Straßen, 8000 kommen bei Unfällen in der 
Wohnung oder im Hause ums Leben. Doch nach 
den Angaben der Ärzte könnte man einen hohen 
Prozentsatz der Verunglückten von Haus und 
Straße durch Atemspende vor dem Tod bewahren. 

B
is vor einigen Jahren wurde 
die einfache Art der Atem­
spende noch wenig beachtet. 
Man vermutete, daß die ausge­
atmete Luft, die ja bekanntlich 

neben einem Rest Sauerstoff Kohlen­
dioxyd enthält, das sich mit Wasser zu 
Kohlensäure verbindet, mehr schaden 
als nützen würde. Mittlerweile hat man 
jedoch festgestellt, daß das Gegenteil 
richtig ist. Die Kohlensäure hat auf das 
Atemzentrum eine anregende Wirkung. 
Beim Ausatmen atmet der Mensch noch 
genug Sauerstoff aus, der von den Lun­
genbläschen eines anderen Menschen 
aufgenommen werden kann. Die Atem­
spende in der Ersten Hilfe, auch 
Mund-zu-Mund-Atmung genannt, wird 
jetzt auch in immer größerem Umfang 
in Krankenhäusern eingeführt. Da je­
doch in vielen Fällen der Weg des Un­
fallverletzten bis zum Krankenhaus län­
ger als drei Minuten dauert, diese Zeit­
spanne aber zu groß ist, um einen Be­
wußtlosen, der solange nicht geatmet 

hat, zu retten, wird nun mehr als bisher 
Wert darauf gelegt, daß möglichst viele 
Mensmen die Methode der Atemspende 
erlernen. 
Zur Ausrüstung der Laienhelferstaffeln 
der SelbstSchutzzüge gehört ein Gerät 
zur Atemspende. Es befindet sich in 
einer Tragetasche und setzt sich zusam­
men aus dem Beatmungsventil, dem 
Einatemventil, 2 Faltenschläuchen, dem 
Orotubus, dem Orosauger und einem 
Mundöffner. 
Unser Bildbericht gibt einen Einblick 
in eine Beatmungsmethode, die nimt 
nur bei manchen durch Kriegseinwir­
kung verletzten Personen Erfolg zeigen 
kann, sondern auch im Falle von Gas­
vergiitungen, Erfrierungen, Starkstrom­
schocks und Verkehrsunfällen. 
Wir kommen hiermit den Wünschen 
aus der Leserschaft entgegen und ver­
öffentlichen eine kurze Beschreibung der 
Ersten Hilfe bei Atemstillstand. Eine 
ausführliche Beschreibung erfolgt im 
nächsten HeU. 



Das Uben der Atemspende mit dem Orotu­
bus (unser Bild) oder dem Orospirator kann 
unter Verwendung des Ubungszubehörs auf 
hygienisch völlig unbedenkliche Weise durch­
geführt werden. Jedem Teilnehmer an einem 
Ubungskurs wird ein Beutel ausgehändigt, der 
eine Ubungsfolie und ein Ubungsmundstück 
onthält, dio or, in Vorbindung mit oincm Oro­
tubus, verwendet. 3 fotos Drägerwerk, Lübeck. 

Wirkungsvolle Erste Hilfe bei Atemstillstand 
Bei Katastrophenfä llen ist es von Be­
deutung, daß sofort schnelle und wirk­
same Hilfe geleistet wird, denn von der 
Ersten Hilfe am Unfallort hängt das 
weitere Schicksal des Verunglückten 
weitgehend ab. 
Bei bewußtlosen Verletzten, die noch 
Eigenatmung zeigen, kann durch ent­
sprechende Lagerung verhindert wer­
den, daß Blut oder Erbrochenes die 
Atemwege verlegt und schließlich einen 
Atemstillstand hervorruft. Bringt man 
den Verunglückten in die "stabile Sei­
tenlage'" so kann das Sekret abfließen, 
ein Atemstillstand durch Fremdkörper 
in den Atemwegen wird vermieden und 
Wiederbelebungsmaßnahmen brauchen 
dann nidlt ergriffen zu werten. 
Bei Bewußtlosen ohne Eigenatmung da-

gegen muß sofort mit der Wiederbele­
bung begonnen werden, da die Zeit­
spanne, in der eine Wiederbelebung 
Verunglückter Erfolg haben könnte, nur 
in Ausnahmefällen mehr als 3-5 Mi­
nuten beträgt. 
Die besten Voraussetzungen für eine 
erfolgreiche Wiederbelebung bietet 
- abgesehen von der Sauerstoff-Beat­
mung mit dem automatisch arbeiten­
den Pulmotor - die Methode der Atem­
spende. Der Retter bläst dabei seine 
Ausatemluft in den Mund des Verun­
glückten, wodurch ein ausreichender 
Ventilationseffekt gewährleistet ist. 
Diese Methode hat den Vorteil, daß sie 
leicht erlernt und praktisch von jedem 
Laien ausgeführt werden kann. 
Die von der Industrie angebotenen Ge-
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Mit dem Orosauger können die Atemwege 
auf schnelle und einfache Weise gereinigt 
werden. Mit Hilfe des Mundes wird in der 
kleinen Plostikflasche ein Unterdruck bis zu 
- 4 m WS erzeugt, der zum Freisaugen der 
Atemwege ausreicht. So hat der Helfer beide 
Hände frei, um den Kopf des Opfers zu hal­
ten und den Absaugekatheter einzuführen. 

In einem echten Beatmungsfall nimmt der 
Helfer das Mundstück in den Mund und at­
met durch den Mund ein und aus. Bei der 
Ubung wird die Nasenklemme nicht aufge­
setzt. Das Gerät ist so konstruiert, daB der 
Helfer einfach nicht mit der Ausatemluft des 
Verunglückten in Verbindung kommen kann. 
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An das Einalemvenlil des Orospiralors kann 
auch ein SchutzmaskenflIter angeschlossen 
werden, dos im Ernstfall sowohl den Atem­
spender als auch den Verunglückten vor den 
ABC-Gefahren der luft schützt. Außerdem 
wäre auch noch eine zusätzliche Anreiche­
rung der Atemluft mit Sauerstoff möglich. 

räte zur Atemspende erleichtern die 
Durchführung der Mund-zu-Mund-Be­
atmung und machen diese Methode 
hygienischer. Eine sogenannte "Ausrü­
stung zur Atemspende" enthält einen 
Orotubus, einen Mundöffner sowie ein 
einfaches Absaugegerät. Eine solche ein­
fache Ausrüstung kann immer griffbe­
reit sein und ermöglicht eine wirkungs­
volle Erste Hilfe. Der kurze ovale Stut­
zen des Orotubus wird in den Mund 
des Verletzten eingeführt, dessen Nase 
mit der anhängenden Nasenklemme 
verschlossen wird. 
Der Helfer drückt beide Daumen gegen 
dieGummiansätze der Abdichtplatte und 
schiebt mit den anderen Fingern den 
Unterkiefer vor. Der Helfer kniet dabei 
hinter dem Kopf des Verunglückten und 
biegt dessen Kopf zurück. Er atmet 
ein und bläst sofort die Luft kräftig 
durch den Mund in die Lunge des Ver­
unglückten. Dann nimmt er seinen Kopf 
zurijck, und während er wieder ein­
atmet, atmet der Verunglückte von selbst 
hörbar aus. Man wiederhole dies 
kräftig und schnell hintereinander, um 
dann wie bei der normalen Atmung 
- ruhig und ohne Hast - weiterzube­
atmen. Die Beatmung kann - wenn 
notwendig - auch während eines Trans­
portes auIrechterhalten werden. 
Ein anderes Gerät zur Atemspende ist 
der "Orospirator", bei dem der Helfer 
mit dem Verunglückten über ein 
Schlauchsystem und ein Beatmungsven­
tn verbunden ist. Die Verwendung des 
"Orospirators" gibt dem Helfer größere 
Bewegungsfreiheit und macht es ihm 
möglich, die Atemspende in einer we­
niger anstrengenden Haltung durchzu­
führen. Das Gerät wird in einer Trage­
dose oder einer Tragetasche aufbe­
wahrt. 
Je mehr Mensdien in der Wiederbele­
bung ausgebildet sind und je mehr 
Hilfsgeräte zur Verfügung stehen, desto 
größer ist die Aussicht, daß bei einem 
Unglücksfall ein Helfer in der Nähe ist, 
der sofort wirksam eingreifen und ein 
gefährdetes Menschenleben retten kann. 



Künsl'liche Hiit'en 
durch Al'o ... kraft 

Erdbe .... eounuen "'.1' Hllt'a nuklearer SprengkUrper 

Die US-Atomenergie-Kommission gab 
kürzlich die ersten Aufnahmen von ei­
nem Aushub-Experiment frei, das am 6. 
Juli 1962 mit einer unterirdisch gezün­
deten Wasserstoffbombe in der Wüste 
von Nevada unternommen worden war. 
Der nukleare Sprengkörper mit dem 
Wirkungsgrad von 100 Kilotonnen TNT 
explodierte in 195 m Tiefe im Alluvial­
gestein. Drei Sekunden später hob sidJ. 
ein blasenförmiges Erdgebilde von 180 bis 
240 m Durchmesser etwa 90 m aus dem 
Boden. Unmittelbar darauf folgte ein 
Ausbruch glühender Gase. Die Massen 
hoben sich weiter bis etwa 600 m Höhe 
und fielen dann wieder zur Erde zu­
rück. Ein geringer Anteil der kleineren 
Erdpartikel bildete eine Staubwolke, die 
ungefähr 3750 m hoch stieg und lang­
sam nordwärts trieb. Am Explosionsort 
selbst hatte süfl ein Krater von 360 m 
Durchmesser und 100 m Tiefe gebil­
det. 
Wie Radioaktivitätsmessungen ergaben, 
blieb die bei der Zündung frei gewor­
dene Kernstrahhmg zu 95 Prozent unter­
irdisch gebunden. Die höchste Dosis, der 
die Techniker in Nähe des Explosions­
ortes ausgesetzt waren, betrug 0,3 Rönt­
gen, eine Dosis also, die weit unterhalb 
der Gefahrengrenze liegt. Die Aktivität 

der Staubwolke verringert sich sehr 
schnell - zum Teil deshalb, weil schwe­
rere Partikel schon in 2 bis 4 km Ent­
fernung vom Explosionsherd wieder zu 
Boden gesickert waren - und betrug 
beispielsweise beim überqueren des 
Gebietes in 280 km Entfernung, rund 
10 Stunden nach der Explosion, 1,2 
Milliröntgen pro Stunde. Bei dem 
Sprengkörper handelt es sich um eine 
relativ "saubere" Bombe insofern, als 
der Anteil der Spaltreaktionen an der 
Energieausbeute nur 30 Prozent betrug; 
die Hauptenergie lieferte die Fusions­
reaktion. 
Sedan, wie dieses Experiment bezeich­
net wurde, ist ebenso wie Projekt Gno­
me (der erste Versuch dieser Art fand 
im Dezember 1961 in Salzgestein in 360 
m Tiefe statt) Teil des Programms 
Plowshare (Pflugschar) der US- Atom­
energie-Kommission. Im Rahmen die­
ses Programms sollen u. a. nukleare 
Sprengkörper Aushubarbeiten größten 
Stils, wie sie bei K anal- und Hafenbau­
ten notwendig sind, erleichtern. Dr. Ed­
ward Teller schätzt, daß beispielsweise 
künstliche Häfen bei Verwendung nu­
klearer Sprengkörper zu einem Zehntel 
bis zu einem Zwanzigstel der bisher üb­
lichen Kosten angelegt werden könnten. 

Durch die unteri rdische Detonation einer 
Wasserstoffbombe (Sprengkraft 100 Kiloton· 
nen TNT) wurden 5,7 Millionen Kubikmeter 
erde in der Wüste von Nevada bewegt. Der 
l00Meter tiefe Krate r ist rund 360Mete r breit. 

Zivilschul'z und ReHungsbool'e 

Das englische Blatt "Harvard Crimson" 
veröRentlichte kürzlich den hier wieder· 
gegebenen Leserbrief, in welchem ein frei 
erfundenes "Komitee für vernünftige Na· 
vigationspolitik" in ironischer Form die 
Ansichten jener aufs Korn nimmt, die sich 
jeglicher Ziviischutz·Bereitschoft wider­
setzen. 

"Wir haben . erfahren", schreibt das 
"Komitee", .. daß gewisse Elemente un­
ter den Passagieren und der Mannsdtaft 
unseres Sdliffes sich anschicken, dieses 
mit Rettungsbooten auszurüsten. Sie 
begründen ihr Vorhaben damit, daß 
diese Maßnahme beitragen könne zur 
Rettung von Menschenleben im Falle 
einer Schiffskatastrophe, wie z. B. beim 
Zusammenstoß mit einem Eisberg. Auch 
wenn wir ihre Besorgnisse vollauf tei­
len, müssen wir doch jeglichen Gedan­
ken an eine derartige Maßnahme aus 
folgenden Gründen auf das entschie­
denste zurückweisen: 
1. Eine solche Maßnahme würde Ihnen, 
verehrte Mitpassagiere, ein Gefühl von 
Sicherheit einflößen, die es gar nicht 
gibt. 

Ein ......... el.ar Varu.elch ...... Enu.und 

2. Sie würde unnötige Angst hervorru­
fen und Ihnen jegliche Lust auf eine 
Fortsetzung der Reise mit diesem Schiff 
vergällen. 
3. Sie ist ein Ausdruck mangelnden 
Vertrauens in unsern Kapitän. 

4. Die vermeintliche Sicherheit, weIdte 
Rettungsboote gewährleisten, würde 
unsere Steuerleute zur Tollkühnheit 
verleiten. 
5. Ein solcher Vorschlag hätte zur Folge, 
daß wir das Allerwichtigste vergessen, 
nämlich Schiffe zu bauen, die nicht sin­
ken können. Unsere Schiffsbauer könn­
ten dazu verleitet werden, beim Bau 
von Schiffen am falschen Ort zu sparen 
und Fahrzeuge vom Stapel zu lassen, 
die zu benützen ganz einfach unverant­
wortlich wäre. 

6. Im Falle eines Zusammenstoßes mit 
einem Eisberg (was wir selbstverständ­
lich nach Möglichkeit zu vermeiden 
trachten) werden die Rettungsboote 
ohne Zweifel samt dem Schiff unter­
gehen. 
7. Falls dies nicht zuträfe, würde Ihre 
Rettung nur bedeuten, daß Ihrer ein 

noch schlimmeres Schicksal harrt: der 
sichere Tod auf offener See. 
8. SoUten Sie zufällig am Strand einer 
öden Insel angespült werden, dann 
könnten Sie die ungewohnten und wi­
derwärtigen Verhältnisse ohnehin nicht 
ertragen und würden darum vor Er­
schöpfung zugrunde gehen. 
9. Und würden Sie schließlich doch noch 
durch ein vorbeifahrendes Schiff geret­
tet, so müßten Sie den Rest Ihrer Tage 
damit zubringen, den Verlust Ihrer Lie­
ben, die mit Ihnen an Bord waren, zu 
betrauern. 
10. Die Panik, welche bei einer Kolli­
sion mit einem Eisberg entsteht, bringt 
augenblicklich alles zum Verschwinden, 
was mit zivilisiertem menschlichem Be­
nehmen zu tun hat. Uns schaudert beim 
bloßen Gedanken an einen Menschen, 
der einen andern niederknallt, um sich 
einen Platz in einem Rettungsboot zu 
ergattern. 
11. Eine derartige Katastrophe ist etwas 
so Entsetzliches, daß man nicht einmal 
daran denken mag. Es ist somit klar, 
daß derjenige, der dies tut, bereits dazu 
beiträgt, sie hervorzurufen. 
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• • • de darp siek ook mal amüseern 
Zweiter Gemeinschafhabend des Selbstschutzes In Hamburg 

In der Freien und Hansestadt Hamburg 
wohnen 1,8 Millionen Menschen. Das be­
deutet, daß jeder 27. Bundesdeutsche rund 
um den Jungferns.ieg wohnt. Hambur9 ist 
e ine Welthafenstadt, die durch 222 stän­
dige liniendienste mit über 1000 Hafen­
plötzen der Erde verbunden ist. Hamburg 
ist die Stadt der "königlichen Kaufleute" 
und der großen Reedereien , das Tor zur 
Welt und das "luftkreu:z: des Nordens". 
Hamburg ist die gröBte Industriestadt des 
Bundes, Un iversitäts- und Kunststadt von 
internationalem Ruf. Selbst bei den Nicht­
einheimischen verbindet sich der Gedanke 
an die alte Hansestadt mit den Gedanken 
an die Reeperbahn, an SI. Pauli, den 
"Michel", Hagenbecks Tierpark und on die 
Messen und AusteIlungen in Planten un 
Biomen. Und hier wollte ich hin . Genauer 
ge logt zur Festhalle von Planten un 
Biomen, zum zweiten Gemeinschafts­
abend des Selbstschutzes in Hamburg. 

Ich nahm die S-Bahn. Es war vom 
Hauptbahnhof aus nur eine Station. 
Vor dem Eingang zur Festhalle ein 
großes Hinweissdlild auf die Veranstal­
tung. Au.f die Eingangstore zu ström­
ten die Mensmen, die Mantelkragen 
hochgesmlagen, die Hände tief in den 
Tasmen. Der Schnee knirsmte unter 
den Füßen. 
Fast ein Jahr war es her, seit ich zu­
letzt in Hamburg weilte; damals wäh­
rend der großen Flut. Ich war einer der 
vjclen gewesen, die aus dem ganzen 
Bundesgebiet nach hier geeilt waren. 
Wasser, Schlamm, Trümmer und große 
Not. das war das Bild jener Tage. 
Und dann sah im sie wieder, die Helfer, 
die in den übersmwemmungsgebieten 
so mutig und selbstlos gehol!en hatten, 
zu retten, zu bergen und die Not zu 
lindern. Da waren sie wieder, die Män-
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ner und Frauen, die Jungen und Mäd­
chen, die sich damals mit eiserner 
Entschlossenheit den Unbilden der Na­
tur entgegenstemmten, die Selbstschulz­
und Selbsthilfe in reinster Form prak­
tizierten. 
Diesmal trugen sie nicht den damals 
meist patschnassen Schutzanzug, son­
dern ihr Festtagskleid. Diesmal steck­
ten ihre Füße nicht in hohen Gummistie­
feln, sondern in leichten Schuhen, in 
denen man tanzen konnte und wollte. 
An diesem Abend lernte im ihre rimti­
gen Gesichter kennen, keine verdreck­
ten, übermüdeten Gesidlter mit tief­
liegenden Augen, die das Grauen ge­
sehen hatten, sondern aufgeschlossene, 
heitere und lamende Gesimter von 
Menschen, die zusammengekommen wa­
ren, um sich in kameradschaftlicher 
Verbundenheit an den schönen Dingen 
des Lebens zu erfreuen. 

Eine große Familie 

Der Festsaal von Planten un Biomen 
füllte sich. Es gab ein großes Hände­
schütteln, Jubel bei solchen, die sich 
seit jenen Tagen des Einsatzes nicht 
wiedergesehen hatten, Schulterklopfen 
und freundliches Zunicken bei denen, 
die sich seit damals auf den Ausbil­
dungsveranstaltungen des BLSV mehr­
fam begegnet waren. 
Mehrere HeUer trugen die Uniform der 
Bundeswehr. Sie waren gerade in Ur­
laub und hielten es für selbstverständ­
lich, an diesem Gemeinschaftsabend teil­
zunehmen. Einige erzählten mir, daß sie 

leitender Regierungsdirektor Eilers 
sagte während seiner Ansprache, daß 
der Einsatz der freiwilligen Helfer 
während der Flutkatastrophe im Früh­
jahr 1962 unvergessen bleiben werde. 

Blick in die Festhalle von Planten un 
Biomen, in der sich über 1100 Helfer 
des Hamburger Selbstsdlutzes zu 
einem fröhlidlen und geselligen Ge­
meinschaftsabend versammelt hotten. 

auf Grund eines Schreibens der BLSV­
Landesstelle an die Einheitsführer Son­
derurlaub bekommen hätten, um bel 
diesem Fest dabeisein zu können. 
Eines spUrte man sofort : Die über 1100 
Helfer und Helferinnen, die hier zu­
sammengekommen waren, konnte man 
nimt verglelcllen mit einer gleichgroßen 
Anzahl von Teilnehmern an Sport-, 
Theater- oder Varieteveranstaltungen. 
Hier fühlte sim keiner dem Nacllbarn 
gegenüber fremd, hier war man in einer 
großen Familie, hier war man durch 
gemeinsame Erlebnisse, Aufgaben und 
Ziele innerlich miteinander verbunden. 
Im schaute mich in dem großen Saal 
um. Aut der Bühne, die von den Fah­
nen des BLSV tlankiert wurde, sah ich 
das weit über die Grenzen der Hanse­
stadt hinaus bekannte Musikkorps der 
Schutzpolizei Hamburg, unter der Lei­
tung von Siegfried Genz. über die große 
Tanzfläme vor der Bühne eilten mit 
vollen Servierbrettern die Kellner. Der 
ganze Saal erstrahlte in festlichem 
Glanz. 

Alle Kameraden 

Pünktlich um 20 Uhr begann das Pro­
gramm mit dem Einmarsch der Ver­
einigten Spielmannszüge, dem Tromm­
ler- und Pteiterkorps "Vorwärts 93", 
Wilhelmsburg und "Freiweg", Altona. 
Den Auftakt bildeten die Eröffnungsfan­
faren und dann, wie konnte es anders 
sein, folgte der Marsm "Alte Kamera­
den". 
Noch während des Beifalls betrat der 
Leiter der Landesstelle Hamburg, Wal­
ter Jörn, das Rednerpodium. In herz­
limen Worten hielt er seine BegruOungs­
ansprache. Nam einem Rückblick. auf 
den ersten Gemeinscllaftsabend des 
Selbstschutzes vor einem Jahr und 
einem Willkommensgruß an die lang­
jährigen und neu hinzugekommenen 
Heiter richtete Walter Jörn Worte der 
BegrÜßung an die große Zahl der Ehren­
gäste. Es waren der Einladung gefolgt: 
Leitender Regierungsdirektor Eilers 
vom Amt tür zivilen Bevölkerungsschutz 
und Verteidigung Hamburg mit sei­
nen Mitarbeitern, der Standortkomman­
dant, Kapitän zur See Busse, der Atom­
physiker Professor Dr. Jordan mit Fa-



mille, der Kommandeur der Schutzpoli­
zei Hamburg, Ll Pol.-Dir. Grot, Ober­
staatsanwalt Hellge, Oberbaurat Tetsch 
von der Baubehörde Hamburg sowie 
die Vertreiler der Bundeswehr, der 
Parteien, der Gewerkschaften und der 
Bundeshauptstelle des BLSV. 
Landesstellenleiter Jörn sagte auch 
herzliche Worte des Dankes an alle 
Mitwirkenden, die sich unentgeltlich für 
die Gestaltung des Abends zur Ver­
fügung gestellt hatten. Alle Unkosten 
wurden durch Helferspenden und durch 
den Reinertrag einer großen Tombola 
gedeckt. Walter Jörn sprach die Hoff­
nung aus, daß der Abend dazu dienen 
möge, das Gemeinschaftsdenken inner­
halb der Helferschaft noch mehr zu 
vertiefen, und wünschte allen Anwe­
senden frohe Stunden der Unbesdlwert­
heit und Entspannung. 

Ein Gebot der Menschlichkeit 

Nach dem "Heimatgebet" von Kaun, 
gesungen vom Männergesangverein der 
Polizei Hamburg und begleitet vom 
Musikkorps der Schutzpolizei, sprach 
Ll Reg.-Dir. Eilers. 
Er sagte den Helfern noch einmal den 
Dank des Senats für die im Jahre 1962 
geleistete Arbeit. Ganz besonders die 
während der Flutkatastrophe gewährte 
Hilfe werde unvergessen bleiben. Lt. 
Reg.-Dir, Eilers würdigte aber auch den 
Geist der Helferschaft, die sich der gro­
ßen, vom Gesetz gestellten Aufgabe 
wohl bewußt sei. Er wisse sehr gut, 
wieviel persönliche Opfer der einzelne 
Helfer zu bringen hätte, was diese kari­
tative Aufgabe ihm abverlange an 
kostbarer Freizeit und der ohnehin 
knappen Zeit für sein Familienleben, 
Ll Reg,-Dir. Eilers machte kein Hehl 
daraus, daß er es für wenig zweck voll 
halte, Milliarden in die aktive Landes­
verteidigung zu stecken und dabei die 
Zivilverteidigung zu vernachlässigen. 
Katastrophen vom Ausmaß der nord­
deutschen Flut seien nur mit einem 
großen Aufgebot an einsatzfähigen und 
einsatzwilligen Menschen zu meistern. 
Sachkundige Führungskräfte, die alle 
erforderlichen technischen Anleitungen 
geben könnten, gehörten mit dazu. Man 
müsse sich bei allen Planungen darüber 
im klaren sein, daß die Soldaten der 
Bundeswehr nicht immer zur Verfü­
gung stünden. 
Die große Flut habe gezeigt, wie wenig 
unser Volk auf Katastrophen jeder 
Art vorbereitet sei. Der Grund hierfür sei 
darin zu suchen, daß alle Planungen 
und Vorbereitungen auf eine große in­
nere Zurückhaltung der Bevölkerung 
gestoßen seien. Das vorhandene Miß­
trauen entspränge jedoch nur dem ge­
sunden Menschenverstand. Dabei spiel­
ten Erinnerungen an den letzten Krieg 
eine große Rolle, aber auch die Auffas­
sung, daß die Verantwortlichen noch 
nicht mit ihren Aufgaben fertig gewor­
den seien, Gesetze allein könnten hier 
nicht viel ändern. Jeder Bürger unseres 
Landes müsse zunächst einsehen, daß 
es zu seiner sittlichen Pflicht gehört und 
ein Gebot der Menschlichkeit ist, von 
sich aus alles zu tun, um Folgen eines 
Notstandes zu mildern oder zu be­
heben, 
So begrüßte Ll Reg.-Dir. Eilers den 

Selbstschutz als eine Gemeinschaft der 
Tat und forderte alle HeUer auf, ihr 
Rettungswerk für in Not geratene Men­
schen fortzusetzen. 
"Wir glauben an den Frieden und an 
das Leben", schloß er seine Ansprache 
und wünschte allen Anwesenden einen 
harmonischen Verlauf des Abends in 
kameradschaftlicher Verbundenheit. 

Wer Dag for Dag slen Arbeit delht ••• 

Im Anschluß an die Ansprache des Lt. 
Reg.-Dir. Eilers übermittelte Martin 
Hecht, Referent für Organisation des 
BLSV, die Grüße des durch Krankheit 
verhinderten geschäftsführenden Vor­
standsmitgliedes, Ll Reg.-Dir, W. Fritze 
sowie des dienstlich verhinderten stän­
digen Vertreters, Walter Mackle, Nach 
kurzen anerkennenden Worten über die 
Bewährung der Helfergemeinschaft 
schloß er seine Ansprache mit den Wor­
ten: 
Wer Dag for Dag sien Arbeit deiht, 
un jümmers open Posten steiht, 
un deiht dat good un deiht dat geern, 
de darp sick ook mal amüseern. 
Mit dem Lied "Das Hamburger Wap­
pen" von Siegfried Genz, gesungen 
vom Männergesangverein und beglei­
tet vom Musikkorps der Schutzpolizei 
Hamburg, endete der erste Teil des Pro­
gramms. 

Unterhaltung und geselliges 
Beisammensein 
Mit hellem Klang marschierten zum 
Auftakt des zweiten Teiles des Pro­
gramms wieder die Vereinigten Spiel­
mannszüge ein, gefolgt von der Tanz­
gruppe des Vereins geborener Hambur­
ger, der Fahnensdlwingergruppe des 
Turn- und Sportvereins Alstertal 
und des Jugend-Akkordeon-Orchesters 
"Frohsinn von 1952", Die Trachtengrup­
pe des Vereins geborener Hamburger 
verkörperte u. a. die berühmten Ham­
burger Originale, wie den Wasserträger 
Hummel, die Zitronen-Jette und den 
Aal-Weber, 
Die Tänze der Tanzgruppe nach den 
Klängen des Jugend-Akkordeon-Orche­
sters, das Fahnenschwingen mit den 
Fahnen Hamburgs, des Deutschen Tur­
nerbundes und des BLSV fanden eben­
soviel Beifall wie die Darbietungen der 
Spielmannszüge. 
Der quicklebendige Ansager Hans Buck 
löste wahre Lamsalven aus und ver­
breitete Heiterkeit und gute Laune. 

Nach e,"em bun'en und abwechslungs· 
reichen Programm verbrachten die Hel­
fer noch viel. Stunden bel Tanz 
und Unterhaltung. Es musiZierte das 
MUSIkkorps derSchutzpolilei Hamburg. 

Stürmischen Beifall ernteten auch der 
Bassist Wolfgang Mauch sowie die Va­
riete-Künstler Gina und Enrico Truzzi 
mit ihren tänzerischen Impressionen 
und dem künstlerischen Xylophonspiel. 
Während der Darbietung von Original 
Bobby, einem Stimmenphänomen, ka­
men die Zuschauer und Zuhörer aus 
dem Staunen und Lachen nicht heraus, 
Nach diesem bunten und vielseitigen 
Programm wurde getanzt. Es folgten 
nom viele frohe Stunden. Das Wieder­
sehen mit alten Freunden, die gemein­
same Fröhlichkeit, kurz - die ganze 
Atmosphäre des Gemeinschaftsabends 
machte dieses Treffen zu einem Erleb­
nis besonderer Art, an das alle Teil­
nehmer sich mit Freuden erinnern wer­
den. H. F. 

Den Ehrengasten machte das Programm 
Sichtlich Fr ude, Unser Bild zeigt v, I. 
n. r Frau Jordan, Prof. Or Jordan, 
Standortkommandant KapUan z See 
8usse-, Lt Rag -D.r. Ellers, BLSV-Lan. 
d utellenlell JQm, Referent Hecht 
und Oberregierungsrat Dr Stolle 
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Ungeachtet der kalten Witterung hielten 
große Gruppen von Zuschauern vor den Bild­
schirmen der Filmwagen aus, um mit Inter­
esse d ie Aufklärungsfilme übor die Wirkung 
von Angriffswaffen und über SchutzmoBnah­
men hiergege n anzusehen. Aufk lärungsbro­
schüren waren an ollen Stellen sehr gefragt. 

Fillnwwugen wwerben 'für den Selbs'lschu'lz: 

Der Bundesluftschutzverband bedient 
sich bekanntlich modernster Werbemit­
tel, um seinen gesetzlichen Auftrag -
die Bevölkerung über die Gefahren 
von Angriffen aus der Luft aufzuklä­
ren, sie bei Selbstschutzmaßnahmen zu 
beraten sowie die freiwilligen Helfer 
tur den Selbstsdtutz auszubilden und 
zu organisieren - zu erfüllen. 
Unter anderem werden durch die Fahr­
bare Ausstellung "Unser Selbstsdtuu" 
und durm amt Filmwagen weite Kreise 
der Bevölkerung auch in den entlege­
nen Orten ständig über Fragen des 
Selbstschutzes informiert. Die Filmwa­
gen sind so konstruiert, daß es möglich 
ist, auch bei Tageslicht Filme auf öf­
fentlichen Plätzen vorzuführen. 
Wo immer diese Wagen in einem Ort 
erscheinen, bilden sidt sehr rasch große 
Gruppen von Zuschauern, die mit In­
teresse die Aufklärungslilme betrach­
ten. Oft ergeben sich dabei anregende 
Gespräche zwischen den Zuschauern ei­
nerseits und den Leitern der Fahrzeuge 
oder den von der jeweiligen BLSV-

Dienststelle entsandten freiwilligen 
Helfern andererseits. 
Selbstverständlich sind unter den Zu­
schauern auch oft Menschen, die jeden 
Gedanken an einen Selbstschutz der Zi­
vilbevölkerung unter Hinweis auf die 
modernen Angriffsmittel rundweg ab­
lehnen. Aber gerade diese Menschen 
sollen ja angesprodlen werden; und es 
ist eine nicht zu leugnende Tatsache, 
daß es den rührigen Helfern des BLSV 
nicht selten gelingt, anfängliche Zweifel 
zu zerstreuen und soldle, von Ressenti­
ments erfüllte Personen zunämst ein­
mal dazu zu bringen, Aufklärungsmate­
rial entgegenzunehmen und sich unvor­
eingenommen mit den Problemen des 
Selbstschutzes zu befassen. 

Im Schalten des Kölner Domes 
Anläßlich einer Arbeitstagungder Haupt­
sachgebietsleiter für Aufklärung der 
Landesstellen, die in Köln, dem Sitz 
der Bundeshauptstelle des BLSV, statt­
fand, nahmen aum die Leiter von 
acht Filmwagen teil. Aus diesem Anlaß 

wurde auch der Versuch unternommen, 
einen massierten Einsatz der Filmwa­
gen vorzunehmen. 
Die Stadt Köln stellte entgegenkom­
menderweise verkehrsgünstig liegende 
Plätze für das Unternehmen zur Verfü­
gung. So fuhren unter anderem am 17. 
Januar vor dem Hauptbahnhof, im 
Schatten des Kölner Doms, und am 
weithin bekannten Neumarkt die Film­
wagen auf. 
Die Zeitungen der alten Hansestadt 
Köln hatten schon am Vortag über den 
geplanten Einsatz berimtet. 
Der Erfolg übertraf alle Erwartungen. 
Trotz der schneidenden Kälte, die nicht 
gerade zum Ausharren im Freien für 
längere Zeit einlud, fanden sich sehr 
viele Passanten vor den Bildschirmen 
der Wagen ein. 
Ein zuverlässiges System, mit dem man 
die Zahl der in ständigem Kommen 
und Gehen befindlichen Passanten 
schätzen kann, weist nam, daß sich beI 
diesem einzigen Einsatz rund 8000 Bür­
ger einen oder mehrere der vorgeführ­
ten Aufklärungsfilme ansahen. 
Lebhaftes Interesse fand auch die 
Kraftspritzenstaffel mit dem dazuge­
hörigen Löschkarren. VieJe Passanten 
richteten an die jungen Helfer der Aus­
bildungstrupps Fragen und ließen sich 
Drucksmriften und Aufklärungsmate­
rial geben. Es darf als bemerkenswert 
bezeichnet werden, daß 4100 Zusmauer 
um die von der Ortsstelle gefertigten 
Postkarten baten, die den Einsendern 
dazu dienen sollen, durch ihre Unter­
schrift ein Interesse an weiterem Auf­
klärungsmaterial zu bekunden. 

Erstmalig sei t der Ausl ieferung de r Film wa­
gen an die landesstellen des BLSV wurden 
Fahrzeuge und Begleitpersanal noch Köln an 
den Sitz dor BundeshauptsteIle beordert. Die 
Wagon wurden einer Inspektion unterzogen. 
Das Personal traf sich zur Arbeitstagung. 
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Neue Bücher 
Handbuch 'Ur den Feuerwehrmann 
von Brandamtmann Walter Hamilton, 
1962, fünfte Auflage, 368 Seiten, Ta­
schenformat, Leinen, DM 6.80, bei Be­
stellungen ab 10 Stück DM 6.40. Richard 
Boorberg Verlag, Stuttgart, München, 
Hannover. 
Wie die vier vorausgegangenen Aufla­
gen des 1951 erstmals erschienenen 
"Hamilton" zeichnet sich auch die neu 
bearbeitete Auflage durch die bekann­
ten Vorzüge aus: Behandlung des Slof­
fes in Frage und Antwort, Beschrän­
kung auf das Wesentliche, aber dennoch 
Erfassung aller technischen Fragen des 
Feuerwehrdienstes, viele Abbildungen, 
systematischer und übersichtlicher Auf­
bau der Thematik und handliches For­
mat. 
Dieses Handbuch, für den Feuerwehr­
mann geschrieben, aber auch für den 
Feuerwehrkommandanten als Unter­
richtsbuch geeignet, wird darüber hinaus 
auch allen, im zivilen Bevölkerungs­
schutz tätigen Helfern, spezielI den 
Ausbildungskräften, ein Ratgeber, 
Lehrbuch und Nachschlagewerk sein, 
auf das sie nicht verzichten sollten. 

Das Vermächtnis von Hiroshima 
von Edward Teller/Allen Brown, 288 
Seiten, zahlr. Abb., Leinen, DM 19.80, 
Econ Verlag, Düsseldorf, Postfach 1102, 
Wien, Kreuzstr. 21. 
Dr. Edward Teller, der viele Jahre die 
amerikanische Kernforschung maßgeb­
lich beeinflußt hat, nimmt in diesem 
Buch zu Fragen Stellung, die heute die 
Menschen überall in der Welt zutiefst 
bewegen. Seine Grundforderung an die 
Politiker und Militärs lautet: keine An­
strengung zu unterlassen, um zu einem 
Abrüstungsabkommen zu gelangen und 
um die internationale Zusammenarbeit 
insbesondere der Wissenschaft auf der 
Erde und im Weltraum zu fördern. Er 
macht hierfür eine Reihe bemerkens­
werter und konkreter Vorschläge, die 
bereits eine lebhafte Diskussion ausge­
löst haben. Er ist aber kein so großer 
Idealist, um sich auf die politische Ver­
nunft der Mächtigen dieser Welt zu ver­
lassen. Er zieht auch die Möglichkeiten 
einer atomaren Auseinandersetzung ins 
Kalkül und umreißt al1 die Maßnah­
men, die wir nach dem neuesten Stand 
der Wissenschaft ergreifen können, um 
zu verhindern, daß die menschliche 
Rasse durch einen Atomkrieg ausge­
löscht würde. Die "Tim es " bescheini.e:t 
Teller, daß er mit seinem Buch der "Zi­
vilverteidigung im Atomzeitalter die 
wissenschaftliche Basis gegeben hat, die 
ihr bisher fehlte". 
Das Vermächtnis von Hiroshima geht 
aber weit über Fragen der atomaren 
Kriegsführung hinaus. Das Vermächtnis 
von Hiroshima sollte nach Ansicht Ed­
ward Tellers unsere gesamte wissen­
schaftliche Forschung, den internationa­
len Austausch von wissenschaftlichen 
Erkenntnissen und vor allem die Poli­
tik der großen aber auch der kleinen 
Staaten beeinflussen. 
Tellers Buch leistet mit seiner kühlen 
und nüchternen Abschätzung der ent­
scheidenden politischen, militärischen 
und wissenschaftlichen Probleme unse-

rer Zeit einen Beitrag zu einer von Res­
sentiments und Spekulationen freien 
Beurteilung der gegenwärtigen sowie 
der zukünftigen Aufgaben und Chancen 
der freien Welt. 

Schach der Panik 
von Klaus Wilder. Die Zivilverteidigung 
- im Beispiel westlicher Länder - ein 
wichtiger Teil der Landesverteidigung, 
Markus-Verlag GmbH, Köln; Verlag 
Huber und Co. AG, Frauenfeld! 
Schweiz, kart., 153 Seiten. 
Als politischer Redakteur ist der Ver­
fasser gewöhnt, Einzelfragen in einem 
größeren Rahmen zu sehen. Darum hält 
er es auch bei der Betrachtung der Zi­
vilverteidigung für notwendig, zunächst 
auf allgemeine Tatsachen hinzuweisen. 
In seinem Vorwort sagt Klaus Wilder: 
"Für die Menschen im Westen ist es oft­
mals schwierig zu begreifen, daß die 
Strategie der Abschreckung - nach der 
Formel: Rüstung + Verteidigung = 
Frieden - heute die einzige mögliche 
Sicherheit gegenüber einem zu allem 
entschlossenen Gegner ist." 
Der Verfasser sieht die militärische Ab­
wehrbereitschaft nur als einen Teil der 
Gesamtverteidigung an und führt dem 
Leser in klarer Weise vor Augen, daß 
die Kette aller Verteidigungsmaßnah­
men immer nur so stark sein kann wie 
ihr schwächstes Glied. Darum fordert 
er dringlichst die Ergänzung der militä­
rischen Verteidigung auf nichtmilitäri­
sehen Gebieten. Das Buch gibt Auskunft 
darüber, welche Maßnahmen in den 
westlichen Ländern für notwendig ge­
halten wurden, um den Aufgaben der 
Zivilverteidigung gerecht zu werden. Es 
behandelt die Frage, ob wir eine Chance 
haben, davonzukommen und weist auf 
die Wichtigkeit der Bewahrung der in­
dustriellen Struktur eines Landes im 
Kriege hin. Die Vorschläge des Verfas­
sers, wie die allgemein herrschende Le­
thargie in ein "wir müssen überleben 
wollen" abgewandelt werden kann, ver­
dienen stärkste Beachtung. 

Zent rale Dienstvorschrif ten und H eeres­
d iens t vorschrif ten. 
WEHR UND WISSEN Verlagsgesell­
schaft m. b. H., Darmstadt hat eine 
Reihe von Dienstvorschriften des Bun­
desministers für Verteidigung veröf­
fentlicht, von denen einige auch das In­
teresse der Helfer im zivilen Bevölke­
rungsschutz finden dürften. Die Dienst­
vorschriften sind im freien Handel er­
hältlich. 

HO. 347/3. Schutz gegen Kälte. 
Schnee und Wind 
32 Seiten, DIN A 6, kartoniert, DM 0.50. 
Diese Vorschrift behandelt die Grund­
sätze, die jeder Soldat im Krieg und im 
Frieden zum Schutz gegen die Einflüsse 
der kalten Jahreszeiten kennen muß. 
Auch die Helfer im Selbstschutz und im 
LSHD, insbesondere die Führungskräfte 
können dieser Broschüre manch brauch­
bare Anregung und manch wertvollen 
Rat entnehmen. Der Schutz gegen Käl­
teschäden wird ausführlich behandelt. 
Arten, Ursachen und Symptome von 

Kälteschäden, vorbeugende Maßnah­
men, örtliche Erfrierungsschäden, ihre 
Anzeichen und die Erste Hilfe, die all ­
gemeine Unterkühlung, ihre Anzeichen 
und die Erste Hilfe sowie die Erste Hilfe 
bei erfrorenen Gliedern, alle diese The­
men werden in leichtverständlicher Form 
geschildert. Die Kapitel über die Pflege 
von Bekleidung und Ausrüstung unter 
Wintereinflüssen, über den Behelfs­
schutz gegen Kälte, Schnee, Nässe und 
Wind, die Eignung der Nahrungsmittel 
als Winterverpftegung, die Behandlung 
gefrorener Lebensmittel und der Trans­
port und die Lagerung von Lebensmit­
teln geben auch allen denen wichtige 
Tips, die, ganz gleich an welcher Stelle, 
im Katastrophendienst tätig sind. 

HO. 34712. Biwak im Winter 
35 Seiten, DIN A 5, kartoniert DM 0,95. 
Diese Vorschrift gibt Hinweise für das 
Biwakieren im Winter. Sie ist als Aus­
bildungsunterlage für alle Waffengat­
tungen gedacht. Auch in einem zukünf­
tigen Krieg würde das Biwak zu jeder 
Jahreszeit die übliche Unterkunft sein. 
Doch nicht nur der Soldat, auch der Zi­
vilist, der Helfer im Einsatz bei Kata­
strophen oder im zivilen Bevölkerungs­
schutz sollte sich frühzeitig mit den 
winterlichen Verhältnissen vertraut ma­
chen und lernen, die Schwierigkeiten zu 
überwinden und alle Behelfsmaßnah­
men zu üben. Die Vorschrift beantwor­
tet alle hier auftretenden Fragen. Wie 
eignet sich ein winterliches Gelände 
zum Biwakieren? Wie nützt man die 
natürlichen Geländeeigenschaften aus '! 
Wie findet man Schutz vor niedrigen 
Temperaturen, Wind, Regen, Schnee 
und Unbilden der Natur? Wie kann 
man in der zur Verfügung stehenden 
Zeit und mit den vorhandenen Baustof­
fen Biwakbauten errichten? Wie legt 
man Biwakfeuer an? Wie baut man 
einen Iglu? Zahlreiche Zeichnungen zei­
gen, was man falsch machen kann und 
wie es richtig gemacht wird. 

ZO. 3/70. PIonierausbildung 
aller Truppen, 
Ha uptabschniU B .. Sprengen" 
67 Seiten, DIN A 5, kartoniert, DM 1.60. 
Die Durchführung von Sprengungen al ­
ler Art ist in der Hauptsache Aufgabe 
der Pioniertruppen. Truppenteile aller 
Truppengattungen müssen jedoch auch 
in der Lage sein, kleinere Sprengungen 
mit Leitfeuerzündung selbst durch­
zuführen. 
Innerhalb des zivilen Bevölkerungs­
schutzes wird es in erster Linie der LS­
Bergungsdienst sein, dem Sprengaufga­
ben zufallen. 
Die Vorschrift gibt einen überblick 
über die Spreng- und Zündmittel, ein­
schließlich der elektrischen Zündung 
und geht dann über zu den Ladungsar­
ten und Ladungsformen. Das Anbrin­
gen von Ladungen an Holz, Stahl, Eisen, 
Mauerwerk, Beton, Fels und Erde wird 
gelehrt, ebenso die Berechnung der 
hierzu notwendigen Ladungen. Faust­
formeln geben Anhalte für Schnellladun­
gen. Ein besonderes Kapitel widmet 
sich den Sicherheitsbestimmungen beim 
Umgang mit Spl'eng- und Zündmitteln. 
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Uranvorkommen In der 
BundesrepublIk 
Seit 1956 wird in der Bundesrepublik mit 
Unterstüt.zung durch Bundeszuschüsse von 
Privat!innen, den Geologischen Landesan­
slalten, der Bundesanstalt für Bodenfor­
schung und verschiedenen HochschulinstI­
tuten nach Uranvorkommen geforscht. Ziel 
dieser Arbeiten ist die Inventarisierung 
der in der Bundesrepublik vorhandenen 
Uranvorkommen und womöglich die Ent­
wicklung einer einheimischen, wirtschaft­
lich tragbaren Urangewinnung. Die Pro­
spektion erstreckte sidt über das gesamte 
Bundesgebiet, Schwerpunkte lagen in Bay­
ern (FIchtelgebirge, Oberpfalz), Baden­
Wurttemberg (Schwarzwald) und Rhein­
land-Pfalz (Nahegebiet). - Die Gewerk­
schart Brunhilde, Uet.zclHonnover, ent­
deckte zunächst bei Ellweiler eine klei­
nere, versuchsweise in Abbau genommene 
Lagerstätte Im westlichen Nahegebiet, In 
deren Nähe auch eine VersudlSaufberel­
tungsanlage für Uranerze erstellt wurde. 
Dieselbe Firma wurde, nach zunächst wis­
senschaftlich orientiert.en Vorarbeiten sei­
tens der TH Stuttgart, im Jahre 1961 audl 
im Hochschwarzwald bei Menzenschwand 
aut einem hydrothermalen Erzgang fün­
dig, der gegenwärtig versuchsweise abge­
baut wird und bergmännisch erschlossen 
werden soll. Nach Durchführung dieser 
Arbeiten werden sich die weiteren Aus­
sichten des Menzenschwander Vorkom­
mens beurteilen Jassen. - In Niedersach­
sen führte die Uranprospektion zur Auf­
findung z. T. regional weitverbreiteter, 
aber wirtschaftlich uninteressanter Uran­
anreicherungen in den Schichten des Bunt­
sandsteins sowie lokaler Vorkommen in 
denen des Keupers. Ein Abbau derselben 
lohnt nlmt. 

Interessante Ergebnisse 
einer Meinungsforschung 
Au! Wunsch des Ministeriums für wis n­
schafUiche Forschung ließ das Presse- und 
lnfonnationsamt der Bundesregierung im 
Jahre 1962 von einem Institut für Mei­
nungsforschung eine Untersuchung durch­
führen, deren Ziel es war, die Einstellung 
der Bevölkerung zur Erforschung und 
Nutzung der Kernenergie für friedliche 
Zwedce zu ermitteln. Das Ergebnis dieser 
repräsentativen Umlrage übertraf die Er­
wartungen des Ministeriums. Kenntnisse, 
wenn auch viclfach nur sehr oberflächli­
che, über die friedlichen Verwendungs­
möglichkeiten der Kernenergie hatlen ins­
gesamt 63'1, der Befragten, bei den Män­
nern sogar 77'/" bel den Frauen allerdings 
nur 5'1/'1,. Erwartungsgemäß nahmen die 
Kenntnisse mit dem Bildungsstand eben­
so zu, von 59", bei Befragten mit Volks­
schulbildung auf 891' , bei Befragten mit 
Abitur bzw. Hochschulbildung, wie sie 
mit steigendem Lebensalter abnahmen, 
von 711/ , bei den unter 30jährigen bis aut 
531' , bei den über 50jährigen Personen. 
l hre Kenntnisse bezogen 361/ , aus der Zel­
lung, 27", vom Fernsehen, 20", vom Rund­
funk, 13", aus Illustrierten und Zeitschrit-
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ten. Erstaunlich gering war nach dieser 
Umfrage die Rolle, die unsere Bildungs­
einrichtungen als In!ormationsquelle 
spielten. Das Institut hielt als Gesamtein­
druck. fest: "Die Begeisterung ist nicht 
frei von Sorgen, man weiß nicht, welchen 
Laut die weitere Entwicklung nehmen 
wird. Man fühlt Unsicherheit und wünscht 
sich deshalb mehr Aufklärung. Es best.eht 
eine ungeheure Furcht vor Atombomben 
allerGrößenordnungen.Der friedl ichen Nut­
zung der Atomkernenergie dagegen spridlt 
man eine große Zukunft zu. Zwar empfin­
det man weiterhin auch hier ein gewisses 
Unbehagen, aber dieses entsteht im Grun­
de nur durdl die ungenauen und ver­
schwommenen Kenntnisse, die man bis­
lang darüber hat erwerben können. Neue 
ungeahnte Kräfte, deren Möglichkeiten 
man für nahezu unbegrenzt hält, haben 
etwas leicht Unheimliches an sich; den­
noch hat man das Gefüh l, die positiven 
Seiten der friedlichen Nutzung der Kern­
energie würden letzten Endes die mögli­
chen negativen weit überlrefIen. Es be­
steht ein großes Jnformationsbedürfnis, 
hinter dem man den Wunsch vermuten 
kann, von dem Gefühl des leichten Unbe­
hagens befreit zu werden, das man der 
ganzen Atomforschung gegenüber doch 
noch hat. Die Schwierigkeit bei der Be­
friedigung dieses Informationsbedürfnis­
ses dürfte sein, daß die Bevölkerung 
kaum in der Lage ist, sich mit speziellen 
Fragen der Kerruorschung zu befassen, da 
hierfür bereits Vorkenntnisse erforderlich 
sind, die sie nicht hat. So bleibt praktisch 
nur die Möglichkeit, interessante Themen 
dieses Gebietes als solche an die Bevölke­
rung heranzutragen und auf diesem Wege 
allmählich die Grundlagen zu schaffen, 
die für eine BeSchäftigung des einzelnen 
mit Fragen der friedlichen Nutzung der 
Atomkernenergie notwendig sind. - Hin­
weise: Die Repräsentativerhebung wurde 
im Rahmen einer Mehrthemenumfrage 
durchgeführt. und basiert auf rund 2000 
Interviews mit Personen im Alter von 16 
Jahren und darüber, die so ausgewählt 
wurden, daß die Ergcbnisse der Befra­
gung unter Berücksichtigung der üblichen 
Fehlergrenzen auf die Grundgesamtheiten 
der erwadtsenen Bevölkerung des Bun­
desgebietes verallgemeinert werden kön­
nen. 

Immer mehr Menschen bejahen 
den Zlvlischut. 
Ein Institut für Meinungsforschung hat 
soeben in Hessen UnterSuchungen über 
die Einstellung der Bevölkerung zu den 
Maßnahmen des zivilen Bevölkerungs­
schutzes angestellt. Dabei stellte sich her· 
aus, daß der größte Teil der Hessen den 
Luftschutz gutheißt. Interessant ist, daß 
die Umfrage ergab. daß Menschen auf dem 
Lande oder in Klein- und Mittelstädten 
die bereits ergriffenen oder geplanten 
Maßnahmen stärker befünyorten als die 
Bewohner von Großstädten. Gehörten im 
Jahre 1954 nur 53 Prozent der Bevölke­
rung zu den Bejahern des Zivilschutzes, 
so sind es heute bereits 74 Prozent. Auf-

geschlüsselt sieht das Ergebnis der Be­
!ragung wie folgt aus: In Gemeinden mit 
bis zu 2000 Einwohnern sprachen sich 75 
Prozent für den Zivilschutz aus, in Ge­
meinden, bei denen die Einwohnerzahl 
zwischen 2000 und 10000 liegt. waren 76 
Prozent dafür. Etwas anders liegt das Er­
gebnis der Befragung in den Städten. 
Nicht weniger als 80 Prozent der Einwoh­
ner von Städten mit 10 000 bis 100000 Ein­
wohnern halten ZivilschuLzmaßnahmen 
für notwendig, während die Bewohner 
von Städten mit über 100 000 Einwohner 
sich nur zu 70 Prozent pOSitiv ausspra­
chen. 

Wissenschaft gehön .ur lebens­
grundlage 

.. Bel der Regierungsbildung im Dezember 
1962 wurde das bisherige Bundesminisle­
rium für Atomkernenergie auf Grund sei­
nes erweiterten Aufgabenbereiches umbe­
nannt in Bundesministerium für Wissen­
schaillime Forschung", schreibt Bundes­
minister Hans Lenz im Tätigkeitsbericht 
1962 seines Ministeriums. ..Für einen In­
dustriestaat wie die Bundesrepublik 
Deutschland ist die Forschung nicht nur 
eine kulturelle, sondern audl eine wirt­
schaftliche und eine politische Aufgabe. 
Wenn wir diese große und schwierige 
Aufgabe entsprechend den modernen Er­
fordernissen der wissenschaftlichen For­
schung und technischen Entwicklung er­
füllen wollen, müssen alle beteiligten 
Bundes- und Landesbehörden, die Selbst­
verwalt,ungsorganlsationen der Wissen­
schaft und die verantwortlidlen Persön­
lidtkeiten der wissenschaftlichen Hoch­
schulen und der hochschulfreien For­
schung eng und vertrauensvoll zusammen­
arbeiten. Hierbei gilt es, die Einheit von 
akademischer Lehre, Forschung und Aus­
bildung in allen geistes· und naturwis­
senschaftlichen Disziplinen zu wahren, das 
Streben nam Erkenntnis der Wahrheit zu 
unterstützen und die Forschung ohne 
Rücksicht auf praktische Anwendung und 
wirtschafUiche Nutzbarkeit zu fördern. 
Das Bundesministerium für Wissenschaft­
liche Forschung ist für die Freiheit von 
Forsmung und Lehre. für die Stärkung 
der bewährten Selbstverwaltungsorgani­
sationen der Wissenschaft und für eine 
größere und großzügigere Förderung der 
Wissenschaft und Technik durch den Staat. 
Bei der VielInlt und Größe der Aufgaben 
müssen insbesondere der Bund und die 
Länder eng zusammenarbeiten. Durch die 
Neuregelung der Geschäftsverteilung in· 
nerhalb der Bundesregierung werden die 
verfassungsmäßig garantierten Rechte der 
Länder auf dem Gebiet der Wissenschafts­
pflege und Forschungsförderung verfas­
sungspolitisch nicht berührt und förde­
rungspolitisch nicht beeinträchtigt. Als der 
für die Wissenschaftliche Forschung ver­
antwortliche Bundesminister sehe ich mei­
ne vornehmste Aufgabe darin, die Stimme 
der Wissenschaft im Kabinett und Parla­
ment zu Gehör zu bringen und die be· 
rechtigten Interessen der Forschung wahr-



zunehmen und zu vertreten. Die Erfüllung 
meiner Amtsptlichten wird mir wesent­
tid1. erleid1.tert. wenn es gelingt~ den Kreis 
derjenigen Staatsbürger zu vergrößern, 
die davon überzeugt sind, daß die Wis­
senschaft in der modernen Industriege­
sellschaft zur Lebensgrundlage gehört und 
nid1.t im elfenbeinernen Turm gedeihen 
kann. In einer parlamentarischen Demo­
kratie und in einem freiheitlid1.en Staat 
kommt es auf die Mitarbeit jedes einzel­
nen an." 

Personelles 

Wernher von Braun und sein Lehrer, 
Prof. Hermann Oberth. wurden mit der 
Ehrendoktorwürde der Berliner TedlOi­
sd1.en Unive rsität ausgezeichnet. 

Prof. Dr. Eugen Sänger hat einen Ruf an 
die TU Berlin angenommen und wird 
dort den ersten deutschen Lehrstuhl für 
Elemente der Raumfahrtlechnik überneh­
men. Sänger hat am 7. 1. nad1. Verhand­
lungen mit dem Rektor Kölbel und dem 
Dekan der Fakultät für Maschinenwesen, 
Hertel, einen entsprechenden Vertrag un­
terzeid1.net und wird bereits im Sommer­
semester 1963 mit den Vorlesungen be­
ginnen. 

Dr. Theodore von Karman, Vors itzender 
der Beralungsgruppe für Luflfahrlfor­
schung und -entwicklung der NATO, wurde 
die Nationale Wissenschaitsmedaille der 
USA zuerkannt. Der aus Ungarn stam­
mende amerikanische Wissenschaftler er­
hä lt die Auszeidmung. die zum ersten 
Male verliehen wurde. für seine grundle­
genden wissenschaftlichen Leistungen auf 
dem Gebiet der Aeronautik. für seine her­
vorragende Rolle als Berater der US­
Streitkräfte und für die Förderung der 
internationalen Zusammenarbeit auf dem 
Gebiete der Wissenschaft und Technik . 
Von Karman wurde im Jahre 1881 in Bu­
dapest geboren und ist seit 1936 amer ika­
nischer Staatsbürger. 1908 promovierte er 
an de r Universität Göttingen. 

Luftschutz-Hausapotheken 
Luftschutz-Verbandkasten 

Luftschutz-Sanitätstaschen 
B LSV -San itätstasch e n 

BLSV-Tragbahren 

w. SDHNGEN GmbH 
Spezialfabrik 
'Ur Sanitl tl·lulrOltungen 

Wiesbaden· t~~~t~~~--~ Schierstein 
Poatfath 580 
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Neuer Aktlvkohlefllter 

Trinkwasser aus mand1.en Werken enthält 
noch Spuren von Chlor, Schwefel, Eisen, 
Zinn und anderen Mineralien. Das Was­
ser schmeckt dann fade, oder es riecht un­
angenehm. Gesundheitsschädlich sind die­
se im Wasser gelösten Bestandteile nicht, 
und sie mindern seinen Wert auch nicht. 
Die American Machine and Foundry Com­
pany in New York hat einen neuartigen 
Filter entwickelt. der dem Wasser diese 
unerwünschten Eigenschaften nehmen soll. 
Der AMF-Cuno-Filter P -50 besteht aus 
einem durchsichtigen Behälter, der die mit 
besonders vorbehandelter Aktivkohle an­
gelü llte 18 cm lange Filterpat rone und 
einen Zellulosetiltervorsatz zum Ausson­
dern mitgeschwemmter Feststoffe um­
schließt. Patrone und Zellulosetilter sind 
auswechselbar. Audl Reste von Detergen­
lien, die in den modernen Waschmitteln 
enthalten sind, werden beseitigt. 

Erstes deutsches Atomkraftwerk 

Zehn Kilometer nordöstlidl von Günz­
burg entsteht an der Donau bei Gundrem­
mlngen das erste deutsche Atomgroßkraft­
werk. Seine elektrische Leistung soll 
250 000 Kilowatt betragen. Auftraggeber 
Ist die Kernkraftwerk RWE- Bayernwerk 
GmbH. Für die P lanung und Err ichtung 
der gesamten Kraftwerksanlagen ist d ie 
AEG in Arbeitsgemeinscha ft mi t Interna­
tional General Electr ic Operations S.A. 
und Hodltief verantwortlich. Das Kraft­
werk wird mit einem Siedewasser-Reak­
tor, Bauart General Electric, ausgerüstet. 
Das Werk soll 1966 mit der Slromlieferung 
beginnen. 

Kontrolle des Rheinwassers 

Automatische Meßgeräte sollen den Rhei n 
ständig auf seine radioaktive Verschmut­
zung kontrollieren. Wasserproben wur­
den bisher von der Unlersuchungsanstalt 
für Gewässerkunde in Koblenz unter-

Wasser 
für zwei Wochen 
Neuer Start der Akt ion "Eichhö rnchen " 
(AUSlIg IUt 8I1d-1.llung I'Om 21. Dezember 1982) 

" Es geht nich t nur um den Grundvorrat 
an Reis, Zucker, Dauerbrot in Dosen 
und Fellen. Es g eht vor allem auch um 
das Waller. 

Im Rlitgebe r des Bundesernl:ihrungs· 
minister iums w i rd warnend darauf hin· 
g ewiesen: Sie und Ihre Familie können 
ei ne läng e re Zel t leben, ohne zu essen, 
ohne Wasser aber kommen Sie nur 
wenige Ta ge aus. Sie würden naeh vier 
bis fUnf Tag en verdursten . 

Wie kann nun der Bürger sein Trink· 
wasse r auf Vo rrat halten ? Natürlich 
nicht i n d e r Bad ewanne." 

In allen Fragen der Entkeimung und 
Bevorratun g v on Trinkwasser w enden 
Sie sich vert rauensvoll an uns. 

oeulsche Kaladyn-Gesellschafl m.b.H. 
München 12,Schäufe le inst r .20,Te1.1 6695 

sudlt. Für die automatischen Meßgeräte 
wird die Wasser- und Schiffahr tsd irek­
tion in Duisburg-Ruh rort zuständig sein. 

Geheimnisvolle " Golem 2" 
Deutsche Fadlleute, von den Sowjets 1945 
zwan gsverpflichtet, entwickelten fü r die 
Sowjets eine Rakete, d ie heute - bedeu­
tend verbesser t - unter dem Namen 
"Golem 2" hergestellt wi rd. Diese Unter­
wasserrakete wird verpackt von U-Boo­
te n mitgesdlleppt und a uf dem Meeres­
grund oder in einer beliebigen Höhe unter 
der Wasseroberflädle aufgestell t.. Der Ab­
schuß erfOlgt ferngesteuer t über oder un­
ter dem Wasserspiegel. Die Rakete hat 
eine Reichweite bis 2240 km, kann einen 
Atomkopf tragen und erreicht die sieben­
fadle Sdl.allgesdlwindigkeit. 

800 Raketen .. MInuteman" 

Die Feststoffrakete "Minuteman" hat ihre 
Erprobung erfolgreich bestanden. Das Ge­
schoß ist mit einem Sprengkopf von einer 
Megatonne ausgerüstet. Die Reichweite 
geht über 10000 km. Die USA beabsim­
tigen, 800 Stück in Serien produktion zu 
bauen. 

Sowjetzone braucht Atomstrom 
Ein 10-kW-Ringzonenforsdlungsreaktor 
wurde innerhalb von zweieinha lb Jahren 
im Zentralinstitut fü r Kerntechnik in 
Rossendorf bei Dresden entwickelt und 
konst ruie r t. Am 18. Dezember 1962 wurde 
diese r Nullreaktor vom Typ "Argonaut" 
angefahren. Audl iür einen weiteren, seit 
dem 16. Dezember 1957 in Betrieb befind­
lidlen Forschungsreaktor, einen 2000-kW­
Atommeiler, hatten die Sowjets Erfahrung 
und Aufsicht, Material und Brennstoff ge­
liefert. Um ihre unzulängliche Energiever­
sorgung zu steigern, ist die Sowjetzone 
sehr daran interessiert, das seit Ende 1957 
im Bau befindliche Atomkra[twerk Neu­
globsen nördlich vo n Berlin so schnell wie 
nur möglich in Betrieb zu nehmen. 
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Landesstelle n 
berichten 

SCIlLESWIG-HOLSTEIN 

ß ehürde nse lbstscbutz in Kiel 
In der Hauptstadt des nördlichsten Lan~ 
des der Bundesrepublik ist die Einrich­
tung des Behördenselbstschutzes bei den 
Bundes- und Landesbehörden sowie bei 
allen städtischen Ämtern und Dienststel­
len In verstärktem Maße angela ufen. Das 
bedeutet für die Ortsstelle Kiel - neben 
der Ausbildung von BLSV-Helfern und 
HeHern des Selbstschutzes in Abendlehr­
gängen -, nun auch in Tageslehrgängen 
den Kräften des Behördenselbstschutzes 
eine Grundausbildung zu erteilen. 
In mandl er Wodle ist von montags bis 
donnerstags von 8 bis 17 Uhr der Lehr­
saa l mit Beamten und Angestellten der 
versdliedenen Behörden besetzt. Skeptisch 
kommen die Teilnehmer am ersten Tag 
in die Ortsstellc. Schweigen herrscht im 
Lehrsaal, wenn der Dienststellen~ oder 
Ausbildungslciter den Lehrgang eröffnet. 
Aber schon nach der zweiten Unterrichts~ 
stunde merkt man, daß die Auszubilden~ 
den mitgehen. Wenn dann nach der drit~ 
tcn Lehrgangsfolge die praktische übung 
bcginnt, gibt es kaum einen Lehrgangs~ 
teilnehmer, ob Regierungsrat oder Ange~ 
stellter, der sich nicht einen Schutzanzug 
geben läßt und mitmacht. Bei der Ver~ 
abschiedung der ausgebildeten Behörden~ 
selbstschutzkräfte wird oft die Frage ge~ 
stellt: .. Und wie geht es nun weiter?" 
20 Grundausbildungen hat die Ortsstelle 
Kiel 1962 für den Behördenselbstschutz 
durchgeführt. Bisher wurden 419 Lehr~ 
gangsbescheinigungen ausgehändigt. Da 
diese Ausbildung während der Dienststun~ 
den der Teilnehmer durchgeführt werden 
muß, stehen der Ortsstelle nur zwei 
ehrenamtliche Luflschutzlehrer zur Ver~ 
fügung. Unermüdlich halten diese fast 
täglich vier Stunden Unterricht. Abends 
sind die beiden dann oft noch an der 
Helferausbildung beteiligt. 
Zu Beginn des Jahres 1963 lagen bei der 
Ortsstelle Kiel so zahlreiche Anmeldungen 
für Grundlehrgänge des Behördenselbst­
schutzes vor, daß im 1. Vierte ljahr fast 
jeder Wochentag genutzt werden muß. 

Wolfgang Busch, Kiel 

NIEDERSACIISEN 

Vorbildliche S tadtverwaltung 
Die Stadtverwaltung Cuxhaven und eini­
ge nach geordnete Ämter sind vorbildlich 
bclm Aufbau des Behörden-Selbstschutzes. 
Bisher wurden durch den örtlichen BLSV 
80 Behörden-Selbstschutzleiter und Ein­
satzkrälte der Stadtverwaltung ausgebil­
det. Dies ist nicht ungewöhnlich, jedOch 
die Tatsache, daß jede Einsatzkraft nach 
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der Grundausbildung eine komplette per­
sönliche Schutzausrüstung erhält, verdient 
besonders hervorgehoben zu werden. Hin­
zu kommen die sächlichen Ausrüstungen 
für die verschiedenen Staffeln: darunter 
sind Tragkraftspritzen mit allem Zube­
hör, vollständige Ausstattung mit den be­
nötigten Strahlenmeßgeräten usw. 
Für das Rechnungsjahr 1962 wurden von 
der Stadtverwaltung DM 50 000.- bereit­
gestellt. Das sind mehr als DM 1.- pro 
Kopf der Bevölkerung von Cuxhaven. Daß 
diese ausgebildeten und gut ausgerüsteten 
ES-Kräfte in Zukunft jederzeit im Kata­
strophenschutz eingesetzt werden können, 
ist für die Verantwortlichen ein beruhi­
gendes Gefühl. Die Lehren der Sturmflut­
katastrophe, daß e inheitlich ausgerüstete 
Trupps um vie les wirkungsvoller sind, 
wurden hier in die Tat umgesetzt. 
Zu einem beachtlichen weiteren Schritt 
entschloß sich der örtliche LS-Leiter, 
Oberstadtdircktor Dr. Wachtendorr. indem 
er an zwei Nachmittagen die leitenden 
Vertreter der Verwaltungen, Behörden, 
Repräsentanten des öffentlichen Lebens, 
zuständige Bundeswehr-Offiziere und lei­
tende Führungskräfle des öffentlichen 
Luftschutzes zu einer Arbeitstagung im 
großen Sitzungssaal des Rathauses ein­
lud. 
Unte r dem Vorsitz des örtlichen LS-Lei­
ters, der in seiner Begrüßungsansprache 
seine Genugtuunl!: darüber ausdrückte, daß 
die verantwortlichen Persönlichkeiten der 
Stadt VOl lständig seiner Einladung gefolgt 
seien , begann di e Arbeitstagung. Nach 
dem EInleitungsreferat des Oberstadt­
direktors übernahm der Ortsstellenleiter, 
Heinrich Eversmann, die weiteren Refe­
rate. 
Ziel und Auswirkung der Arbeitstagungen 
war die stagnierende Diskussion über die 
Problematik des zivilen Bevölkerungs­
schutzes. die auf allen Ebenen zu spüren 
ist, durch die Tat zu beleben. Die Erkennt­
nis, daß der Schwerpunkt aller Luft­
schutzmaßnahmen in der Gemeinde liegt, 
wurde bei diesen Tagungen besonders 
deutlich. 

NORDRHEIN -WESTFALEN 

Bürgermeister und Amtsdirektor unter­
s tützen den Selbstschutz 
Zur Unterstützung des geplanten Auf­
baus des Selbstschutzes in Kevelaer haben 
Bürgermeister Plümpe und Amtsdirektor 
Dr. Röser e ine gemeinsame Erklärung ab­
getaßt, mit der sie sich an a lle Bürger 
und Bürgerinnen wenden. 
Nach einem Hinweis darauf, daß der Bun­
desluftschutzverband. dem vom Gesetzge­
ber die Organisation des Selbstschutzes 
übertragen wurde, in Kevelaer in aller­
nächster Zeit eine Selbstschutzwodle ver­
anstaltet, richten Bürgermeister und 
Amtsdirektor in ihrem Aufruf die drin­
gende Bitte an alle verantwortungsbe­
wußten Mitbürger und MitbUrgerinnen, 
die bisherige Abneigung gegen den Selbst­
schutz aufzugeben und die Veranstaltun­
gen des Bundesluflschutzverbandes zu be­
suchen. Ein wirksamer Schutz der Bevöl­
kerun~ erfordere d ie Beteiligung aller. Im 
Ernstfall seien das richtige Verhalten der 
Betroffenen und die geschul te und fach­
kundige Selbsthilfe aller Bürger und Bür­
gerinnen die wichtigste Voraussetzung für 
die Rettung gefährdeter Mitmenschen und 
Sachgüter . 
Abschließend heißt es: 
"Alle sind daher aufgefordert, sidl zu 
ihrem eigenen Schutz wie auch zum Schutz 
ihrer Angehörigen mit den vorbeugenden 
Sidlerheitsmaßnahmen vertraut zu ma­
chen und sich tatkräftig am Aufbau eines 
wirkungsvollen Selbstschutzes zu beteili­
gen. Wir alle müssen bestrebt sein, den 
Gedanken des Selbstschutzes und die hier­
für erforderlichen Kenntnisse so zu ver­
breiten, daß sie zum Allgemeingut der 
Bevölkerung werden." 

Ehrennadel des ßundesluftsehutzverban­
des für Oberstadtdirektor Kuhn, ßielere ld 

Der Präsident des Bundesluftsdlutzver­
bandes, Dr. h. c. Lotz, überreichte Ober­
stadtdirektor Kuhn, Bielefeld, die goldene 
Ehrennadel des Bundesluftschutzverban­
des mit den Worten: ,.Mögen Sie weiter­
hin Vorbild bleiben, wie Sie es für viele 
deutsdle Städte sind." 
Im Rahmen einer Feierstunde würdigtl' 
Dr. Lotz die Verdienste des Oberst3dt­
direktors um den Aufbau des zivilen Be­
völkl'rungsschutzes in Bielefeld. Dieser 
dankte für die Auszeichnung, welche er 31s 
Anerkennung für alle Beteiligten ansehe. 
Bisher seien über 140 städtische Bedienste­
te luftSchutzmäßig ausgebildet worden. 
ErCreulidlerweise folgten auch die in Bic­
lefeld ansässigen Bundes- und Landesbe­
hörden diesem Beispiel. Die Aufstellung 
von Behördenselbstschutzzügen sei die 
nächste, wichtigste Aufgabe. 
Auf ein Glückwunschschreiben des Lan­
desstellenleiters Ketteler antwortete 
Oberstadtdirektor Kuhn u. a.: .,... Sie 
dürfen gewiß sein, daß ich auch zukünilig 
alle Möglichkeiten ausschöpfen werde, um 
dem Bundesluitschutzverband in Bielefeld 
Förderung und Hilfe angedeihen zu las­
sen, Ihr Anliegen deckt sich voll und ganz 
mit meinem Interesse, alles zu tun, um die 
Bevölkerung unserer Stadt - soweit wie 
möglich - vo r Schäden im Ernstfnlle zu 
bewahren!" 

HESSEN 

Arbeits(agung des Landfrauenverbandes 
Kurhessen e. V. 

Als Folge von zwei Informationstagungen 
über Fragen des zivilen Bevölkerungs~ 
schutzes, die für die leitenden Damen hes­
si scher Frauenverbände im ersten Halb­
jahr 1962 gehalten worden sind, war es 
der Landesstelle Hessen möglich, nicht nur 
mit dem Landfrauenverband Hessen und 
Nassau e. V. ins Gespräch zu kommen, 
sondern auch mit dem Landfrauenverband 
Kurhessen e. V. wertvolle Verbindungen 
anzuknüpfen. 
Vom 9. bis 11. Januar 1963 führte der 
Landfrauenverband Kurhessen für seine 
Kreis- und zum Teil auch OrtsvorSItzen­
den in Rotenburg/Fulda an der Land­
volk hochschule eine Arbeitstagung durch. 
Im Rahmen dieser Veronstaltung wurde 
dem Bundesluftschutzverband Gelegenheit 
gegeben, in zwei Referaten die Aufgaben 
und Ziele des BLSV darzulegen. Bezirks­
stellenleiter Baumgart, Kassel, sprach 
über das Thema "Aufgaben des Bundes­
luftschutzverbandes im zivilen Bevölke­
rungssdlutz", während die Frauensachbe­
arbeiterin der Landesstelle, Frau Heyer, 
in ihrem Vortrag die Notwendigkeit des 
SelbstsdluLzes auf dem Lande erläuterte. 
Es wurde auf die gute Zusammenarbeit 
mit dem Landfrauenverband Hessen und 
Nassau hingewiesen, welcher der Landes­
steIle bereits Gemeinden genannt hat, in 
denen besonderes Interesse an Aufklä­
rungsvorträgen des BLSV besteht und der 
Aufbau des Selbstschutzes erfolgverspre­
chend erscheint. Die Zuhörerinnen wur­
den davon unterrichtet, daß bereits 2710 
hessische Bürgermeister durch den BLSV 
mit ihren Aufgaben als örtliche LuCt­
schutzleiter vertraut gemacht wurden und 
daß die Bürgermeister jederzeit einen 
Aufklärungsredner des BLSV anfordern 
könnten. 
Die Vorträge wurden ergänzt und aufge­
lockert durch zwei Filme. Eine anschlie­
ßende Diskussion bewies, daß gerade die 
Landfrauen dem zivilen Bevölkerungs­
schutz sehr aufgesd110ssen gegenüberste­
hen, Ihre Hauptfragen bezogen sich auf den 
baulichen Luftschutz und die Lebensmit­
telbevorratung. Die vorbereiteten Aufklti­
rungs- und Werbemappen wurden mit In­
teresse entgegengenommen. 



Anwesend waren die Geschäftsführerin 
des Verba ndes, Fräulein Salten, der be­
sonderer Dank für die Einladung des 
BLSV und d ie Vorbereitungsmaßnahmen 
gebührt, Landwirtschaftsrätin Frau von 
Gayl a ls Vertreterin der Land- und Forst­
wirtschaftskammer Kurhessen sowie 90 
Kreis- und Ortsvorsitzende des Land­
frauen verbandes Kurhessen. 
Die Landesstelle Hessen hofft, daß es 
gerade mit Hilfe der Landfrauen möglim 
sein wird, die Organisation des Selbst­
schutzes in den ländlidlen Gemeinden vor­
anzutreiben. 

RHEINLAND-PFALZ 

Ergebnisse der Aufklä rung 

In der zurückliegenden Zeit war die Auf­
klärung durm konzentrierte Aktionen, 
den Selbstschutzwochen, der Großstadt 
mit ihren vielen Menschen angepaßt. Aus­
gewählt waren als erste Städte Mainz 
Trier und Kaiserslautern. Das Ergebnis 
a ller Maßnahmen, die hierzu vom BLSV 
gemeinsam mit den Stadtverwaltungen ge­
plant wurden, hat den Erwartungen 
durmaus entsprochen. 1m Verlauf der 
Veranstaltungen, Versammlungen, Schau­
übungen, Plakataktionen, Ausstellungen 
und dank der ausführlidlen Presseberidlte 
wurde ein sehr großer Teil der Einwoh­
nerschaft dieser Städte angesprochen. Auf­
klärungsarbeit dieser Art soll in der näm­
sten Zeit a um in Ludwigshafen und Ko­
blenz geleistet werden. 
In Mittelstädten wie Landau. Neustadt, 
Germersheim, Idar-Oberstein und Worms 
konnten die Einwohner durch Bürgerver­
sammlungen, die in Gemeinschaft mit den 
örUimen Luftschutzleitern vorbereitet 
wurden, über die Erfordernisse des 
Selbstschutzes unterridJ.tet werden. In 
Pirmasens und Bad Kreuznadt nahm der 
BLSV u. a. mit den Führungskreisen de r 
Parteien, vieler Organisationen und der 
Behörden durch Vorträge und Ausspra­
chen engere Kontakte auf. Hier, wie auch 
in den lä ndlichen Gebieten, waren die 
Aufrufe der Bürgermeister eine wirksame 
Hilfe bei der Durchführung der Versamm­
lungen, die vor allem in den kleineren 
Gemeinden verhältn ismäßig hohe Besu­
cherzahlen aufwiesen. Daß der praktisdle 
Sinn der Landbevölkerung gru ndsätzlich 
Verständnis für den Wert einer Vorsor­
ge, des Schutzes und der nad1.barlichen 
Hilfe hat, bestätigte sich bei der Auffor­
derung zu Selbstschutzmaßnahmen. Die 
Abneigung gegen den Luftschutz, so kann 
m an auch in Rheinland-Pfa lz auf Grund 
aller Beobachtungen feststellen, ist im 
Schwinden begriffen. Sie geht sogar, wie 
sich auch kurz vor Jahresende in einem 
Forumgesprädl in Worms zeigte, in eine 
Kritik über. die im Grunde eine Bereit­
schaft zur Mitarbeit erkennen läßt. 
In den wachsenden Kreis konnten immer 
stärker die Frauen einbezogen werden. 
Die Landfrauen, die Frauen der Ostdeut­
schen Landsmannschaften, der Katholische 
Frauenbund, gaben dem BLSV Gelegen­
heit, vor ihren Organisationen zu spre­
chen. In Trier wird diese Aktion mit sicht­
lichem Erfolg auf die ländliche Umgebung 
ausgedehnt. Das Beispiel der persönlichen 
Entsdtlußkraft. das Kaiserslautern mit 
seiner bewährten Mitarbeiterin Frau 
Resch aufweisen kann. trägt nun seine 
Früd1.te, indem die örtlichen Sad1.bearbei­
terinnen ihre Selbstschutzaufgaben tat­
kräftig aulgenommen haben. Die Erkennt­
nis wächst überall. daß der Frau eine 
wid1.tige Rolle bei der Selbsthilfe der Be­
völkerung zukommt. Nicht zuletzt daraus 
erklärt sidt die zunehmende Teilnahme 
von Frauen an Lehrgängen und Tagun­
gen. 

B AYERN 

Ve reinte Hilfeleistung 
Auf der Donauwiese beim Landratsamt 
in Kelheim/Ndb. wurde eine große Sd1.au­
übung veranstaltet. Trotz der naßkalten 
Witterung hatten sich zahlreiche Zu­
schauer eingefunden. 
Kräfte der Freiwilligen Feuerwehr, des 
Technischen Hilfswerks. des Bayerischen 
Roten Kreuzes und Helfer des Bundesluft­
schutzverbandes gestalteten die übung 
durdl ihren vorbildlidten Einsatz außer­
ordentIid1. eindrucksvoll. Es wurde ge­
zeigt, wie zuerst der Selbstschutz der Zi­
vilbevölkerung bei e inem Notstand in Tä­
tigkeit tritt und später durdl den Luft­
schutzhilfsdienst unters tützt wird. Unter 
Umständen, d ie einem Ernstfall entspra ­
chen, ging als erster der Selbstsdlutz einen 
umfangreidlen Brand a n. Erst als seine 
Möglichkeiten erschöp!t waren, griff die 
Freiwillige F euerwehr mit ihren größe­
ren Geräten ein. Weiter wurde das Ab­
seilen von Brandverletzten. Erste-Hil!e­
Leistungen sowie der Abtransport von 
Verletzten vorgeführt. 
Erläuternde Hinweistafeln an den einzel­
nen UnfalJstel1en und erklärende Worte 
des Leiters der BLSV-Kreisstelle Kelheim, 
Georg Beyerwaltes, die über eine Laut­
sprecheranlage verbreitet wurden, madl­
ten es den Zuschauern leidtt, die übung 
in ihrem Ablauf zu verfolgen und zu ver­
stehen. Eine Besonderheit der Schauübung 
war der Einsatz von zwei Hunden des 
Vereins für deutsche Schäferhunde, Orts­
gruppe Kelheim. Die Schäferhündin "Hal­
la von der Karosiedlung" spürte einen 
Verletzten in einem eingestürzten Gebäu­
de auf und "Ulk von Af'fecking" stellte 
einen Plünderer. 

BADEN-WtJRTTEMBERG 

Der Rundfunk an der Arbeit des BLSV 
interessie r t 
Die in Weinheim an der Bergstraße er­
folgreldt durchgeführten Erprobungslehr­
gänge Im Rahmen der Aktion "Neue 
Wege" haben auch den Rundfunk interes­
siert. Nach den durdlweg positiven Pres­
seberfchten über den Erfolg dieser Lehr­
gänge kam es zu einem Gespräch am run­
den Tisch, an dem die Vertreter des Süd­
deutschen Rundfunks. Studio Heidelberg, 
der Stadtverwaltung und des Bundesluit­
schutz verbandes teilnahmen. 
Es wurde vor allem die Frage e rörte rt, 
wieso gerade in Wein heim diese Tages­
lehrgänge so gu t besucht waren. Der Ver­
treter des Oberbürgermeisters erklärte zu 
dieser Frage, daß die Stadtverwaltung 
aus dem Bewußtsein der ihr übe rtragenen 
Verantwortung diese Tages lehrgä nge nimt 
nur begrüßte, sondern auch jede mögliche 
Unterstützung bel der Vorbereitung ge­
währte. 
Die Vorbereitungen wurden vom Ortsstel­
lenJeiter erläutert . Zwei Monate vorher 
fand eine Ausstellung des Bundesluft­
schutzverbandes statt, durch welche die 
Bevölkerung in Wort und Bild mit den 
Problemen des zivilen Bevölkerungsschut­
zes im allgemeinen und denen des Selbst­
schutzes im besonderen vertraut gemadlt 
wurde. 
Drei Wodlen vor Beginn der Lehrgänge 
wurde ein Aufruf des Oberbürgermeisters 
plakatiert, in der Presse veröffentlicht 
u nd mit einer Einladung in die einzelnen 
Haushalte ve rschickt. Auf Grund dieser 
Werbernaßnahmen meldeten sidt mehr 
Teilnehmer, als die OrtssteUe erwarte t 
hatte. So mußten alle über 65 J ahre alten 
Leute auf einen späte ren Zeitpunkt ver­
t röstet werden. Mit 227 Personen waren 
die Lehrgänge sowieso schon mehr als 
überbelegt. Die Durchführung der Lehr­
gänge konnte nur durch die Nachbar­
schaitshilfe der hauptamtlidl besetzten 
Dienststellen gewährleistet werden. 

(Fortsetzung Seite 32) 

»Unser Selbstschutz« 
In 123 Orten des Bundesgebietes wurde 
bisher die Fahrbare Ausstellung gezeigt 
und dabei etwa eine halbe Million Be­
sucher über Fragen des Selbstschutzes be­
raten. Die Ausstellung war in allen Städten 
ein vielbeachtetes Ereignis, das auch in 
den Berichten der örtlichen Tageszeitungen 
sein Echo fand. Die örtlichen Luftschutz­
leiter haben die Eröffnung selbst vor­
genommen, und zwar in einem Rahmen, 
der die Spitzen der Parteien , Behörden , 
vieler Organisationen und nicht zuJetzt die 
Fachdienste des Luftschutzhilfsdienstes 
vereinte. Die Ausstellung bot dem örtlidten 
Selbstschutz Gelegenheit, mit praktischen 
Vorführungen an die Öffentlichkeit zu 
treten. 
Nachdem die Ausstellung zuletzt in Mann­
heim, Karlsruhe, Pforzheim und Mühlacker 
gezeigt wurde, wird sie nun in folgenden 
Städten a ufgebaut werden : 
Ludwigsburg:21.März, 11-13 Uhr und 15-19 
Uhr; 22. März, 9-13 Uhr und 15-19· Uhr; 
23. März, 9-13 Uhr und 15-17 Uhr. Kirch ­
heim: 26. März, 11-13 Uhr und 15-19 Uhr; 
27. März, 9-13 Uhr und 15-19 Uhr. Tübin­
gen : 29. März, 11-13 Uhr und 15-19 Uhr ; 
30. März, 9-13 Uhr und 15-19 Uhr . Ebin­
gen : 2. April, 11-13 Uhr und 15-19 Uhr; 
3. April, 9-13 Uhr und 15--19 Uhr. Raven.s­
burg: 5. April, 11-13 Uhr und 15-19 Uhr; 
6. April, 9-13 Uhr und 15-19 Uhr. Neu­
Ulm: 22. April, 15-19 Uhr; 23.-26. April, 
9-13 Uhr und 15-19 Uhr; 27. April, 9-13 
Uhr und 15-17 Uhr. Augsburg : 30. April, 
11-13 Uhr und 15-19 Uhr; 2.-3. Mai , 9-13 
Uhr und 15-19 Uhr; 4. Mai, 9-13 Uhr und 
15-17 Uhr ; 6. Mai, 9-13 Uhr und 15-19 
Uhr. MUndlen: 8. Mai,l1-13 Uhr und 15-19 
Uhr; 9.-10. Mai, 9-13 Uhr und 15-19 Uhr ; 
11. Mai, 9-13 Uhr und 15-17 Uhr; 13. Mai, 
9-13 Uhr und 15-19 Uhr. Ein Münchener 
Vorort : 15. Mai, 11-13 Uhr und 15-19 Uhr ; 
16.-17. Mai, 9-13 Uhr und 15-19 Uhr; 
18. Mai, 9-13 Uhr und 15-17 Uhr. Nürn­
berg : 22. Mai, 9-13 Uhr und 15-19 Uhr ; 
24. Mai, 9-13 Uhr und 15-19 Uhr; 25. Mai, 
9-13 Uhr und 15-17 Uhr; 27.-28. Mai, 
9-13 Uhr und 15-19 Uhr. Darmstadt : 
8. und 10. Juni, 9-13 Uhr und 15-19 Uhr. 
Sprendlingen : 12. und 14. J uni, 9-13 Uhr 
und 15-19 Uhr; 15. Jun i, 9-13 Uhr und 
15-17 Uhr . Neu-Isenburg: 19.-21. Juni, 
9-13 Uhr und 15-19 Uh r ; 22. Juni, 9-13 
Uhr und 15-17 Uhr. Limburg: 25. Juni, 
11-13 Uhr und 15-19 Uhr; 26.-28. Juni, 
9-13 Uhr und 15-19 Uhr; 29. Juni, 9-13 
Uhr und 15-17 Uhr; 1. Juli, 9-13 Uhr und 
15-19 Uhr. Koblenz: 4.-5. Juli, 9-13 Uhr 
und 15-19 Uhr; 6. Juli, 9-13 Uhr und 
15-17 Uhr; 8.-9. Juli, 9-13 Uhr und 15-19 
Uhr; 10. Juli, 9-13 Uhr. l\layen : 12. Juli, 
9-13 Uhr und 15-19 Uh r ; 13. Juli , 9-13 
Uhr und 15-17 Uhr ; 15.-16. Juli, 9-13 Uhr 
und 15-19 Uhr. Andernach: 18. Juli , 11-13 
Uhr und 15-19 Uhr; 19. Juli, 9-13 Uhr und 
15-19 Uhr; 20. Juli, 9-13 Uhr und 15-17 
Uhr; 22. Juli, 9-13 Uhr und 15-19 Uhr. 
Remagen : 24. Juli, 11-13 Uhr und 15-19 
Uhr; 25.-26. Juli, 9-13 Uhr und 15-19 Uhr; 
27. Juli , 9-13 Uhr und 15-17 Uhr. Flens­
burg: 8.-12. September, 9-13 Uhr und 
15-19 Uhr. Kiel: 15.-19. September, 9-13 
Uhr und 15-19 Uhr. Neumünster : 22.-26. 
September, 9-13 Uhr und 15-19 Uhr . 
Lübeck: 29 . September bis 4. Oktober, 9-13 
Uhr und 15-19 Uhr. WolfenbüUel : 9. Ok­
tober, 11-13 Uhr und 15-19 Uhr; 10.-11. 
Oktober, 9-13 Uhr und 15-19 Uhr; 12. Ok­
tober, 9-13 Uhr und 15-17 Uhr; 14. Ok­
tober, 9-13 Uhr und 15-19 Uhr. Gosla r : 
16. Oktober, 11-13 Uhr und 15-19 Uhr ; 
17.-18. Oktober, 9-13 Uhr und 15-19 Uhr; 
19. Oktober, 9-13 Uhr und 15-17 Uhr; 
21.-22. Oktober, 9-13 Uhr und 15-19 Uhr. 
Helmstedt: 24.0ktober, 11-13 Uhr und 15-19 
Uhr; 25. Oktober, 9-13 Uhr und 15-19 Uhr; 
26. Oktober, 9-13 Uhr und 15-17 Uhr; 
28.-29. Oktober, 9-13 Uhr und 15-19 Uhr. 
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l ehrgänge der Bunde .. chule dei BlSV In Weldbriil 
8ooderlehrcaoc Daulleber Lurlsebull 
vom 2. 4. bis 5. 4. 1963 
Teilnehmer: Leiter der Landessdlulen 
und je ein Lehrer (haupt- oder ehren­
amUlch), der für den praktischen Teil 
der Ausbildung vorgebildet ist. - DIe 
Hauptgebietsleiter V der Landesstellen 
als Gäste 
Zweck: Praktisdles Erstellen von Strah­
lungsschutzbauten und Bebelfsschutz­
bauten im städtischen und ländlidlen 
Bereich 
Voraussetzuna: bedingt durch den Tell­
nehmerkrels 
Teilnehmerzahl: 20 

Sonderlehrgang Rednersebulunc (VI) 
vom 2. 4. bis 5. 4. 1963 
Teilnehmer: BLSV-Heller, d ie als Auf­
krärungsredner vorgesehen s ind 
Zweck: Nachweis der Befähigung als 
Aufklärungsredner 
Vorouuetzungo: nach Maßgabe der ein­
sdllägigen Verfügung 
Teilnehmerzahl : 15 

Informatlonstarung für Bundes-
und LandesvorsItzende p1)6er Frauen­
verbinde vom 17. 4. bis 19. 4. 1963 
Teilnehmer: Einladung erfolgt durch dJe 
Bundeshauptstelle 
Zweck: Inlonnation über die Arbeit der 
Frauen im Selbstschutz 
TeUnehmerzahl: 50 

Ableblußlehrcang TeU 11 
vom 23. 4. bis 30. 4. 1963 
Teilnehmer: BLSV-HeUer, die den Ab­
schlußlehrgang Tell I mlt Erfolg besucht 
haben 
Zweck: Erwerb der Lehrberechtigung 
Voraussetzung: ergibt sim aus dem Tell­
nehmerkrels 
Teilnehmerzahl: IS 

Sonderlehrl'an. Iflr An«ehöri.e der 
Bundeswehr vom 23. 4. bis 26. 4. 1963 
Teilnehmer: Offiziere und Beamte der 
Bundeswehr (Kasernenkommandanten, 
Dienststellenleiter) 
Zweck: Einweisung in die Aufgaben des 
Selbstschutzes unter besonderer BerUdc:­
slchtigung der Maßnahmen in ES-Be­
trieben 
Teilnehmerzahl : 30 

Facblehrpnc RelluDir (Rellunphunde) 
vom 23. 4. bis 26. 4. 1963 
Teilnehmer zu 1: Hundeführer mit Hun­
den, die die PrUfung für Rettungshunde 
ablegen sollen 
zu 2: AusbildungsheIfer 
Zweck: Abnahme der Prüfung .. Rettungs­
hunde" 

Die ZeltadvlHHZlvllachuu", loblens, 
brachte In Ihrer Januar-Auagabe: 
Baumann : Der Entwurf einer Grund­
gesetzergänzung für den Notstandslall. 
Flab: Der Entwurf eines Sdlutzbau­
gesetzes. 
Blum: Das Aufenthaltsregelungsgesetz. 
Moebrke : Gesetz über die SIcherstellung 
von Leistungen auf dem Gebiet der ge­
werblichen Wirtschaft sowie des Geld­
und Kapitalverkehrs. 
Genske: Ernährungssicherstellungsgesetz. 
Busse: Gesetz zur Sicherstellung des Ver­
kehrs. 
WUlmann: Herstellung der zivilen Ver­
teldlgungsbereitsdlaft in der IndustrIe. 
Sdaelcb.l: Der Mensch im Behel1sschutz­
raum. 
Baulicher Luftschutz: Park-Garagen und 
Sammelsch.utzräume. 
Luftkrieg und Landesverteidigung I Per­
sönliches I Aktueller Rundblick I Patent­
schau I Schri!ttum. 
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Teilnehmerzahl zu 1: nam Bedarf, jedoch 
nlch t mehr als 6 pro Tag 
zu 2: 1S 
Anreise nach besonderer schriftUdter 
Anweisung 

Sonderlebrlanl für ADgehirile der 
Bundeswehr vom 7. 5. bis 17. 5. 1963 
Teilnehmer : Unteroffiziere und Zivilbe­
dlenstete der Bundeswehr, die als LS­
Lehrer innerhalb der Bundeswehr eln­
gesetzt sind 
Zweck: Ausbildung als LS-Lehrer für 
die Rettungs- und Kraftspritzenstaf!eln 
In Bundeswehranlagen 
Teilnehmerzaht : 30 

Facblebrgang SelbslsebulzfUhrung 11 
vom 7. 5. bis 10. 5. 1963 
Teilnehmer : Leitende Ausbildungskrälte, 
Sachbearbeiter, Hauptsachgebietslelter, 
Tellabschnltts-, Abschnitts- und Bereichs­
stellenleiter, Ortsstellenleiter, Bezirks­
stellenleiter 
Zweck: Ausbildung in der Selbstschutz­
führung 
Voroulletzung: Fachrehrgänge SE-Füh­
rung und ABC-Schutz II 
TeUnehmerzahl : 30 

Faeblehrcanc Selbslacbulaführun&" 11 
vom 14. 5. bis 17. 5. 1963 
Teilnehmer: Leitende AusbUdungskräfte, 
Sachbearbeiter, Hauptsachgebietsleiter, 
Teilabschnitts-. Abschnitts- und Bereichs­
stellenleiter, Ortsstellenleiter, Bezirks­
stellenleiter 
Zweck: Ausbildung In der Selbstsdlutz­
.führung 
Vorouuetzung: Fachlehrgänge Se-Füh­
rung I und ABC-Schutz 11 
Teilnehmerzahl: 30 

Facblehrl'aDl' SelbslacbuldührunC 11 
vom 28. 5. bis 31. 5. 1963 
Teilnehmer: Leitende Ausbildungskräfte, 
Sachbearbeiter, Hauptsachgebletsleiter, 
Tellabsc:hnltts-, Abschnitts- und BereIchs­
stellenleiter, Ortsstellenleiter, Bezirks­
ste1lenleiter 
Zweck: Ausbildung in der Selbstschutz­
führung 
Vorau"etzung: Fachlehrgänge Se-Füb­
run .. und ABC-Schutz U 
Teilnehmerzahl : 30 

FacblehrpDI ZUl'führer 11 
vom 28. 5. bis 31. 5. 1963 
TeUnehmer: Führer von Se-Zilgen 
Zweck: Ausbildung in ABC-Schutz und 
Führung des Se-Zuges 
Vorau"etzun,, : Fadtlehrgang Zug­
filhrer! 
Teilnehmerzahl: 30 

01. F. bruar-Au.gab. bracht.: 
H. C. We.ller : Gedanken zur notwendigen 
Fortentwicklung der Gliederung, Aus­
rüstung und Aufgabenstellung des Selbst­
schutzes. 
lloll Thue: Der zivile Luftschutz In Nor­
wegen. 
Poalter: Weittragende Änderungen im 
britischen Zivilschutz. 
R. Sommer: Ziviler Bevölkerungsschuu 
in England - Zielsetzung in Krieg und 
Frieden. 
HaDJ Rumpf: Luftschut-zorte 1[, Ordnung. 

Prof. Pl6tze: Beitrag zum Problem der 
Abwehr chemischer Kampfstoffe. 

Baulicher Luftschutz: Parkgaragen und 
Sammelschutzräume. 

Luftkrieg und LandesverteIdigung I Ak· 
tueHer Rundblick I Patentschau I Ver­
anstaltungskalender I Zeitsdlriftenscbau I 
Sdlrifttum. 

(For1setzunl" von Seite 31) 
Der Einwand eines Rundfunkreporters, 
daß wohl in anderen Städten, wo solche 
Lehrgänge durmgeführt wurden, audt mit 
ähnlichen Mitteln geworben würde, wurde 
dahingehend erläutert, daß es sich bel der 
Stadt. Weinheim um eine übersdlaubare 
Größenordnung handle, in der das Wort 
des Stadtoberhaupt.es noch ein großes Ge· 
wicht habe. Es wurde aber auch der vor­
bildlidlC Einsatz der kommunalen Ver­
waltung für die Fragen des Selbstschutzes 
von der Bevölkerung mit großer Genug­
tuung nufgenommen. Dem Wunsche nach 
wei terer Ausbildung wird demnächst 
Redmung getragen werden. 

SAARLAND 

Selbstscbutzberatungsstellen eingerich tet 
Um der Bevölkerung Gelegenheit zu ge­
ben, sich ständig über Selbstschutzmaß­
nahmen und selbstschutzmäßiges Verhal­
ten beraten zu lassen, hat die Landes­
stelle Saarland in allen ihren Ortsstellen, 
versdtiedenUich sogar auch in den Teilab­
sehn i ttsste 11 en. Se I bstsch u tz ber a tungsste l­
Ien eingerichtet. Ehrenamtliche Helfer hal­
ten sich zur Verfügung, um Auskunft und 
Ra t zu erteilen. 
Das saarländische lnnenministerium hatte 
die Landräte und örtlichen Lultschutzlei­
ter in LS-Orten über 5000 Einwohner an­
gewiesen, den BLSV bei der Einrichtung 
der Beratungsstellen weitgehend zu un­
terstützen. Durch diese gute Zusammen­
arbeit konnten zahlreiche Selbstschut.zbe­
ratungsstellen in Rathäusern, Schulen und 
anderen öffentlichen Verwaltungsgebäu­
den geschaffen werden. Die ö rtlichen 
Luftschutzleiter stellten entspredlende 
Räume und das notwendige Mobiliar ko­
stenlos zur Verfügung. 
In den Industriestädten wurden die 
Selbstschutzberatungsstellen mit Presse­
besprechungen eröffnet. Die Lokalpresse 
brachte Berichte und wies die Bevölke­
rung auf die Möglichkeit hin. sich kosten­
los über Selbstschutzmaßnahmen zu in­
formieren. 
In den Beratungsstunden wird Interes­
senten Rat und Auskunft über Selbst­
schutzmaßnahmen und selbstschutzmäßi­
ges Verhalten erteilt, wobei von der Lan­
desstelle ~eschaffene Merkblätter über­
geben werden. Hierbei wird auf die laufen­
den Lehrgänge der BLSV-Ortsstelle hin­
gewiesen, die jedem Bürger die Möglich­
keit geben, sich in der Selbsthilfe gründ­
lich unterweisen zu Jassen. 

Die Ze Itschrift "Dal Technische Hllfs· 
werk", loblen., brachte In Ihrer 
lanuar-Ausgabe: 
Otto Lummitzscb. t - Der Gründer des 
Technischen Hilfswerks. 
GOnther R . Sdtwartzkopf: Roden von Bäu­
men und Stubben. 
Arno Jnsper,er : THW halt bei Olalarm. 
Arno Simon : 12-Tonnen-BTÜcke über di e 
Prims. 
H.-U. Korenke: Hessen zeigt, was es kann. 
R. A. Engelbrecht: Erste Nachtübung Im 
Saarland. 
Automation: Maschinen denken - Men­
schen lenken. 
Geor, P. F. Feydt: Winterliche Gefahren 
bel Katastrophen-Einsätzen. 
Auszeichnungen zum 24. Dezember 1962. 
Fr!h Ilender : Richtfest beim Ortsverband 
Neunkirchen. 

Aus den Ortsverbänden I Lultschutzstrelf­
lichter I Zeitschriftenübersicht I Buch­
besprechungen I Kurz berichtet. 



S"taa"tssekre"tür Wal"ter Barga"tzky 

Nach fast dreizehn jähriger Tä tigkeit im Bundesministe rium 
des Innern erhielt Ministe ria ldirektor Walter Barga tzky die 
ehrenvolle Ernennung zum Staatssekretär im Bundesmini­
sterium für Gesundheitswesen. 

Walter Ba rgatzky wurde 1909 in Baden-Baden geboren. 
Nach Ablegung der Reifeprüfung studierte er Jura. Dieses 
Studium u nd die anschließe nde juristi sche Ausbildung schloß 
er 1935 in Berlin mit der großen juristischen Staatsprüfung 
ab. Bereits als junger Assessor veröfTentlichte er 1937 d as 
Buch "Der Sinn der britischen Fes tlandspolitik". Bis zum 
Jahre 1940 war er im Reichsjustizministerium tätig. Da nach 
fand e r a ls Militärverwaltungsbeamter im Stabe des Mili ­
tärberehhihabers in Frankreich Verwendung. Nach dem K rieg 
war Wa lter Bargatzky zu nächst Polizeidirektor in seiner 
Heimats tadt Bad en- Baden. Diese Posi tion wechsel te Cl' mit 
der eines Verwaltungsger ichtsdirektor s in Baden-Baden und 
Freiburg im Breisgau. 1946 gab e r d as Buch "Schöpfer ischer 
Friede" he raus. 

1950 erfolgte seine Berufung in das Bundesministerium des 
Innern. I n seinem neuen AuCgabenbereich hatte er zunächst 
maßgeblichen Antei l am Aufbau des Bundesgrenzschutzes. 
Ab 1957 leitete er die Abteilung Ziviler Bevölkerungsschutz, 
gleichzeitig bis zum J ahre 1958 auch d ie Ab tei lu ng Öffent­
liche Sicherheit. - Als Leite r der Abtei lung Ziviler Bevölke­
rungsschutz ha t Staatssek retär Bargatzky auch den Selbs t­
schu tzgedanken sehr gefördert. Dem Bu ndesluftschutzver­
band stand e r stets mit k lugem Rat und wertvoller Tat zur 
Seite. Auf seine Anregung hin wurde die "ZB-Illustrierte" 

in die Fachzei tschrift "Ziviler Bevölkerungsschutz- ZB" um­
gewandelt. Nicht zuletzt se inen vielen sachkundigen Rat­
schlägen ist es zu danken, daß unser Blatt heute im In- und 
Ausla nd a ls vorbildlich bezeichnet, von den Ziv ilschutzorgani­
sa tionen vieler Lä nder ausgewertet und sein Inhalt laufend 
zitiert und nachgedruckt wird. 

Ein besonderes Verdienst um den zivilen Bevölkerungsschutz 
erwarb sich Staatssekretä r Barga tzky durch die Fertigste l­
lung der Entwürfe für das Zivildienstgesetz, das Schutzbau­
gesetz, das Selbstschutzgesetz und das Aufenthaltsregelungs­
gesetz. Diese Entwürfe, die inzwischen die Billigung d es 
Bundeskabinetts und im wesentlichen auch des Bund €>sratcs 
fanden und die der Bundestag nach einer ersten Lesung den 
zuständigen Ausschüssen zur weiteren Beratung überwies. 
wurden in der Abteilung Ziviler Bevölkerungsschutz des 
Bundesministe riums des Innern unter Leitung von Staats­
sekre tär Bargatzky erarbeitet und formulie rt. - E s mag eine 
gewisse Tragik da rin liegen, daß er selbst nun nicht mehr 
unmittelbar an den Maßnahmen mitwirken kann , die sich 
aus den neuen Gesetzen ergeben, sobald diese vom Bundestag 
verabschiedet sein werden. 

Seit vielen J ahren bekleidet Waltel' Bargatzky auch das Amt 
eines Vizepräsidenten des Deutschen Roten K reuzes, dem a ls 
Basisorganisation große Bedeutung im Rahmen des Zivilen 
Bevölkerungsschutzes zukommt. - Der Bundesluftschutzver­
band u nd insbesondere d ie Redaktion diese r Zeitschrift wün­
schen dem Staatssekretär im Bundesministerium für Gesund­
heitswesen in seinem neuen Aufgabenbereich allen Erfolg 
zum Wohle für Volk und Staat. 
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In Dortmund wurde cin Hochbunker für Zwecke .... 
dos z ivilen Bevölke rungsschutzes renovie rt " 
und modern isie rt. 1500 Me nsch e n könn en in 
ihm Schutz finden. - Die 4S Meto r lange und 
13 Me tc r hohe Stirnwand wurde re liefart ig 
verkl eide t, damit sich der hochragende Be­
tonklotz besse r in dos Straßenbild einfügt. 

Der 

BUndes/uftschutz_ 
rerband fragt: 

Immer wiede r weis t de r Bundes luftschulzvc r­
band ouf die Bede utung des Se lbstschulUS 
hin . Mit mode rn e n We rb emittel n, Anzeigen, 
Zei tungsartik e ln, Rundfunk und Fe rnsehen bit­
te t er di e Menschen, sich ausbilden zu lassen. 

IV 

Eine n knopfförmigcn Miniatur-Spannungs· Itrrrr. 

wandler zur Verwendung in Raumflugkörpern ,.. 
hat die ,.Hughes Aircraft Company" entwik­
ke lt. Millimag, wie de r nur e rbsengroße und 
1,7 9 schwere Impuls- ode r Bre itbandwandle r 
ge nannt wird , läßt sich in Ve rbindung mit ge­
druckte n Schollunge n monti e ren . Das G e rät 
is t zu diesem Zwe ck mi t ve rzinnten Nicke l­
kl e mme n ausges tatte t, die auf se hr e nge Tole­
rante n gearbe ite t sein müssen, um ein siche­
res Ve rlöte n bzw. Ve rschwei ße n zu ermög­
liche n. Millimag wurde in erster lini e für 
Mondso nden entwickelt. Gegenübe r Span­
nungswandle rn üblicher Bauart bietet Milli­
mag de n Vortei l großer G e wichts- und Raum­
e rsparnis. Die hohe Zuve rlässigkeit, die Wi­
derstandsfähigkeit ge ge nübe r T e mperature in­
flüsse n und d ie Eignung für de n Be tri e b in 
Hochvakuumräume n siche rn Millimag e ine n 
großen und vie lfä ltige n Anwe ndungsberei ch . 

De r Me nsch unserer Ze it muß sich damit ab- ~ 
finde n, daß sich sein l eben imme r mehr in 
de r Umge bung von strahlenden Objek te n 
abspie lt. Unse r Bild ze igt e in Radarge rät der 
US-Armee auf einem Trümmerberg im Ber­
liner Grunewald. Mehrsp rachige Schilder -
Strahlungsge fahr - warne n. Ein Drahtzaun 
schützt vor unbefugte m Betre te n de r Anlage. 


